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Sachgebiet 8232 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zu dem von der Bundesregierung eingebrachten 

Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 1982 
— Drucksache 9/458 — 


A. Problem 

I. Rentenanpassung 

Anpassung der Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 

und der Altersgelder der Altershilfe für Landwirte an die Ent- 
wicklung der Löhne und Gehälter. 

II. Auslandsrentenrecht 

Neuregelung des Auslandsrentenrechts aufgrund von Ent- 
scheidungen des Bundesverfassungsgerichts. 

III. Krankenversicherung der Rentner 

1. Ersetzung der bisherigen Pauschalzahlung der Rentenver- 
sicherung der Arbeiter und Angestellten an die Kranken- 
kassen und Ersatzkassen für die Krankenversicherung der 
Rentner durch einen Krankenversicherungsbeitrag des 
einzelnen Rentners, den dieser als Zuschuß zu seiner Rente 
erhält. 

2. Heranziehung von der Rente vergleichbaren Einnahmen 
(Versorgungsbezüge) zur Beitragszahlung in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung. 
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B. Lösung 

L Rentenanpassung 

Erhöhung der Renten der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der laufenden Geldleistungen der Altershilfe für Land- 
wirte zum 1. Januar 1982 entsprechend dem durchschnittlichen 
Anstieg der Bruttolöhne und -gehälter in dem nach der Ren- 
tenformel maßgeblichen Dreijahreszeitraum um rd. 5,8 v. H. 
(5,76 V. H.). 

IL Auslandsrentenrecht 

1. Rentenzahlung an Ausländer im Ausland für Beitragszei- 
ten im Bundesgebiet; für Beitragszeiten vor dem 1. Juli 1948 
als Leistungen der Höherversicherung. 

2. Einschränkung der Renten wegen Berufs- oder Erwerbsun- 
fähigkeit und der Leistung von Kinderzuschüssen und Zu- 
schüssen zu den Aufwendungen für eine Krankenversiche- 
rung an Berechtigte im Ausland. 

3*. Übergangsregelung zum früheren Recht von Ausländern 
im Ausland auf freiwillige Weiterversicherung in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung. 

III. Krankenversicherung der Rentner 

1. Einführung eines Beitrages von 11,8 v. H. des Rentenbetra- 
ges; Belastungsneutralität für den Rentner durch einen 
gleichhohen Zuschuß zur Rente (statt der im 21. Rentenan- 
passungsgesetz vorgesehenen besonderen Rentenerhö- 
hung, entsprechende Modifizierung der Rentenniveau- 
sicherungsklausel). 

2. Halber Beitragssatz für der Rente vergleichbare Einnah- 
men (Versorgungsbezüge) bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze. Beiträge unter 10 DM monatlich (für Versorgungs- 
bezüge unter durchschnittlich 170 DM) werden nicht erho- 
ben. 

3. Beitragszahlung durch die Versicherten; im übrigen Bei- 
tragsabzug und -abführung durch Zahlstellen mit mehr als 
30 beitragspflichtigen Zahlungsempfängern. 

Die Beschlüsse zur Rentenanpassung 1982 und zur Neurege- 
lung des Auslandsrentenrechts wurden im Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung einstimmig gefaßt, diejenigen zur Neurege- 
lung der Finanzierung der Krankenversicherung der Rentner 
mit Mehrheit; der Gesetzentwurf im ganzen ist einstimmig an- 
genommen worden. 


C. Alternativen 

der Fraktion der CDU/CSU 

Streichung der zur Neuregelung der Finanzierung der Kran- 
kenversicherung der Rentner im Gesetzentwurf enthaltenen 
Vorschriften und gesonderte Regelung dieses Komplexes im 
Rahmen eines Anfang 1982 vorzulegenden Gesetzentwurfs. 


2 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Drucksache 9/884 


D. Kosten 

L Rentenanpassung 

1. Durch die Rentenanpassung zum 1. Januar 1982 ergeben 
sich im Jahre 1982 in der Rentenversicherung Mehraufwen- 
dungen von rd. 7,93 Milliarden DM (einschließlich der 
Mehraufwendungen für die Krankenversicherung der 
Rentner). 

Davon entfallen auf die 

Rentenversicherung der Arbeiter 4,48 Milliarden DM, 

Rentenversicherung der Angestellten 2,98 Milliarden DM, 

Knappschaftliche Rentenversicherung 

0,467 Milliarden DM. 

Die Mehraufwendungen in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung werden gemäß § 128 RKG vom Bund getra- 
gen; sie sind in der Finanzplanung des Bundes berücksich- 
tigt. 

2. In der Altershilfe für Landwirte belaufen sich die Mehrauf- 
wendungen im Jahre 1982 auf rd. 150 Millionen DM. 

Davon entfallen auf 
Alters-, Hinterbliebenen- und 

Waisengelder sowie Übergangshilfe 130 Millionen DM, 

Landabgaberenten 20 Millionen DM. 

Von den Mehraufwendungen für Alters-, Hinterbliebenen- 
und Waisengelder sowie Übergangshilfe gehen zu Lasten 

der Alterskassen 34 Millionen DM, 

des Bundes 96 Millionen DM. 

Die Mehraufwendungen für Landabgaberenten in Höhe 
von 20 Millionen DM gehen voll zu Lasten des Bundes. 

Die dem Bund entstehenden Aufwendungen sind in der Fi- 
nanzplanung des Bundes berücksichtigt. 

IL Auslandsrentenrecht 

Ab 1982 jährliche Mehraufwendungen 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten 

von schätzungsweise rd. 130 Millionen DM, 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

von schätzungsweise rd. 1,5 Millionen DM 

(Stand 1981). 

Hinzu kommen Mehraufwendungen aufgrund einmaliger 
Nachzahlungen in den Jahren 1982 und 1983 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 
und der Angestellten 

von schätzungsweise je rd. 175 Millionen DM, 

in der knappschaftlichen Rentenversicherung 

von schätzungsweise je rd. 2 Millionen DM. 
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Die Mehraufwendungen in der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung werden gemäß § 128 RKG vom Bund getragen; sie 
sind in der Finanzplanung des Bundes berücksichtigt 

III Krankenversicherung der Rentner 

1. Rentenversicherung 

Die Neuregelung der Finanzierung der Krankenversiche- 
rung der Rentner ist in der Rentenversicherung kostenneu- 
tral. 

2. Krankenversicherung 

Es kann davon ausgegangen werden, daß die Ersetzung der 
bisherigen Pauschalzahlung der Rentenversicherung an 
die Krankenversicherung durch einen Krankenversiche- 
rungsbeitrag des einzelnen Rentners das Einnahmevolu- 
men der Krankenversicherung nicht ändert. 

Die Beiträge aus den der Rente vergleichbaren Einnahmen 
(Versorgungsbezüge) werden schätzungsweise zu Mehrein- 
nahmen der Krankenversicherung in Höhe von 800 Millio- 
nen bis 1 Milliarde DM pro Jahr führen. 


IV. 

Die Aufwendungen für die Änderung bei der Bewertung der 
Zurechnungszeit bei Personen mit Ausbildungs-Ausfallzeiten 
betragen für die Zeit von 1978 bis 1984 70 bis 100 Millionen DM. 
Die übrigen Regelungen dieses Gesetzentwurfs sind entweder 
kostenneutral oder haben finanzielle Mehraufwendungen oder 
Minderausgaben in geringfügiger und nicht quantifizierbarer 
Größenordnung zur Folge. 

V. 

Außer den vorstehend dargestellten Auswirkungen auf die 
Haushalte der Träger der Renten- und Krankenversicherung 
sowie des Bundes ergeben sich keine Auswirkungen auf öffent- 
liche Haushalte. Auswirkungen auf die allgemeine Preisent- 
wicklung sind nicht zu erwarten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Jahr 1982 — Drucksache 9/458 — in der aus der anlie- 
genden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, bis zum 31. Dezember 1984 zu berichten, ob 
und ggf. in welchem Umfang sich aufgrund der Einführung eines Krankenver- 
sicherungsbeitrages von den Versorgungsbezügen 

— die Zahl der Umwandlungen von laufenden Zahlungen in Einmalzahlun- 
gen sowie 

— die Zahl der von vornherein vereinbarten Einmalzahlungen 
erhöht hat. 


Bonn, den 30. September 1981 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Rappe (Hildesheim) Franke Heyenn Schmidt (Kempten) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Anpassung der Renten 
der gesetzlichen Rentenversicherung im Jahr 1982 
— Drucksache 9/458 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung im 

Jahr 1982 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Rentenanpassungsgesetz 1982 

§1 

Grundsatz 

Aus Anlaß des Anstiegs der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage vom Jahr 1981 auf das Jahr 1982 
werden die Renten der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung einschließlich Knappschaftsausgleichslei- 
stungen sowie die Altersgelder der Altershilfe für 
Landwirte zum 1. Januar 1982 nach den §§ 2 bis 5 die- 
ses Gesetzes angepaßt 


Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung im 
Jahr 1982 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 
unverändert 


§2 

Formelrenten 


(1) Renten, die 

1. nach §§ 1253 ff. der Reichsversicherungsord- 
nung, 

2. nach §§ 30 ff. des Angestelltenversicherungsge- 
setzes oder 

3. nach §§ 53 ff. des Reichsknappschaftsgesetzes 

berechnet sind, werden dadurch angepaßt, daß die 
Höhe der Rente mit der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage des Anpassungsjahrs ermittelt wird. 

(2) Eine Rente, deren Höhe sich nicht nur nach 
den allgemeinen in Absatz 1 genannten Vorschriften 
ergibt, sondern auf einer voraufgegangenen Rente 
beruht oder infolge eines Versorgungsausgleichs 
oder auf Grund über- und zwischenstaatlichen 
Rechts geändert ist, wird nach § 3 angepaßt. Eine 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Rente, die nach Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes 
gezahlt wird, wird nach Absatz 1 angepaßt. 


§3 

Sonstige Renten und Altersgelder 

Renten, die nicht nach § 2 Abs. 1 anzupassen sind, 
und die Altersgelder werden dadurch angepaßt, daß 
der sich für den Monat Januar des Anpassungsjahrs 
ergebende anpassungsfähige Rentenbetrag um den 
auf zwei Dezimalstellen gerundeten Vomhundert- 
satz erhöht wird, um den die allgemeine Bemes- 
sungsgrundlage für das Anpassungsjahr die allge- 
meine Bemessungsgrundlage des Vorjahres in vom 
Hundert übersteigt. Dabei ist für Renten, die auf ei- 
nem in der Zeit vom 1. Januar bis 30. Juni 1978 einge- 
tretenen Versicherungsfall beruhen, als allgemeine 
Bemessungsgrundlage des Vorjahrs in der Renten- 
versicherung der Arbeiter und der Angestellten ein 
Betrag in Höhe von 23 146 Deutsche Mark und in der 
knappschaftlichen Rentenversicherung in Höhe von 
23 393 Deutsche Mark zugrunde zu legen. 


§4 

Allgemeines 

(1) Auf die angepaßten Renten sind die allgemei- 
nen Vorschriften über das Zusammentreffen und 
Ruhen von Renten anzuwenden. Dabei sind für die 
in § 2 Abs. 2 genannten Renten die Grenzbeträge zu- 
grunde zu legen, die auch für die nach § 2 Abs. 1 an- 
zupassenden Renten maßgebend sind. 

(2) Ergibt allein die Anpassung der Rente nicht ei- 
nen höheren als den bisherigen Betrag, ist dieser 
weiterzuleisten. 

(3) Bei Anwendung der Vorschriften dieses Geset- 
zes sind Abrundungen zulässig. 


§5 

Berichtigung fehlerhafter Anpassungen 

Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die Anpas- 
sung fehlerhaft ist, ist sie zu berichtigen. Die Berich- 
tigung ist nur bis zur nächsten Anpassung zulässig. 
Die Leistung ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum 
Ablauf des Monats zu erbringen, in dem die Berichti- 
gung erfolgt. Eine Rückforderung überzahlter Be- 
träge findet nicht statt. 


§6 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Reichsversicherungsordnung Änderung der Reichsversicherungsordnung 


Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch Artikel II § 4 des Gesetzes vom 18. August 
1980 (BGBl I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. § 173 a Abs. 1 Satz 2 wird gestrichen. 

2. Dem § 180 wird angefügt: 


„(5) Für die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten 
Versicherten gilt als Grundlohn der auf den Ka- 
lendertag entfallende Teil 

1. des Zahlbetrages der Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung, soweit diese den in Ab- 
satz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht über- 
steigt, 

2. des Zahlbetrages der der Rente vergleichba- 
ren Einnahmen (Versorgungsbezüge), so- 
weit sie zusammen mit der Rente der gesetz- 
lichen Rentenversicherung den in Absatz 1 
Satz 3 genannten Betrag nicht übersteigen, 

3. des Arbeitseinkommens, soweit es zusam- 
men mit Rente der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung und Versorgungsbezügen den in 
Absatz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht über- 
steigt. 

(6) Für Versicherungspflichtige, die eine 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
oder Versorgungsbezüge erhalten und nicht 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind, gilt als 
Grundlohn auch der auf den Kalendertag entfal- 
lende Teil 

1. des Zahlbetrages der Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung, soweit diese den in Ab- 
satz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht über- 
steigt, 

2. des Zahlbetrages der der Rente vergleichba- 
ren Einnahmen (Versorgungsbezüge), so- 
weit sie zusammen mit den Beträgen nach 
Absatz 1 bis 3 b und 4 a den in Absatz 1 Satz 3 
genannten Betrag nicht übersteigen, 

3. des Arbeitseinkommens, soweit es zusam- 
men mit den Beträgen nach Absatz 1 bis 3 b 
und 4 a sowie den Versorgungsbezügen den 
in Absatz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht 
übersteigt. 


Die Reichsversicherungsordnung in der im Bun- 
desgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 820-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän- 
dert durch § 49 des Gesetzes vom 27. Juli 1981 (BGBL 
I S. 705), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2. § 180 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden in Nummer 2 das letzte 
Semikolon durch einen Punkt ersetzt und 
das Wort „oder“ sowie die Nummer 3 gestri- 
chen. 

b) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte „und 
Mitgliederklassen“ gestrichen. 

c) Es werden folgende Absätze angefügt: 

„(5) Für die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeichne- 
ten Versicherten gilt als Grundlohn der auf 
den Kalendertag entfallende Teil 

1. des Zahlbetrages der Rente der gesetzli- 
chen Rentenversicherung, soweit dieser 
den in Absatz 1 Satz 3 genannten Betrag 
nicht übersteigt, 

2. des Zahlbetrages der der Rente vergleich- 
baren Einnahmen (Versorgungsbezüge), 
soweit dieser zusammen mit dem Zahl- 
betrag der Rente der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung den in Absatz 1 Satz 3 
genannten Betrag nicht übersteigt, 

3. des Arbeitseinkommens, soweit es zu- 
sammen mit dem Zahlbetrag der Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Versorgungsbezüge den in Ab- 
satz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht 
übersteigt. 

(6) Für Versicherungspflichtige, die eine 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
oder Versorgungsbezüge erhalten und nicht 
nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versichert sind, gilt als 
Grundlohn auch der auf den Kalendertag 
entfallende Teil 

1. des Zahlbetrages der Rente der gesetzli- 
chen Rentenversicherung, soweit dieser 
den in Absatz 1 Satz 3 genannten Betrag 
nicht übersteigt, 

2. des Zahlbetrages der der Rente vergleich- 
baren Einnahmen (Versorgungsbezüge), 
soweit dieser zusammen mit den Beträ- 
gen nach Absatz 1 bis 3 b und 4 a den in 
Absatz 1 Satz 3 genannten Betrag nicht 
übersteigt, 

3. des Arbeitseinkommens, soweit es zu- 
sammen mit den Beträgen nach Absatz 1 
bis 3 b und 4 a sowie mit dem Zahlbetrag 
der Versorgungsbezüge den in Absatz 1 
Satz 3 genannten Betrag nicht über- 
steigt. 
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Entwurf 

(7) Für freiwillig Versicherte, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, 
gilt Absatz 5 entsprechend. 


(8) Als Rente der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gelten die Renten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten mit 
Ausnahme der Renten, auf die Artikel 2 § 51 a 
Abs. 4 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes oder Artikel 2 § 49 a Abs. 4 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes Anwendung findet, sowie die Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. Als der 
Rente vergleichbare Einnahmen (Versorgungs- 
bezüge) gelten, soweit sie wegen einer Ein- 
schränkung der Erwerbsfähigkeit oder zur Al- 
ters- oder Hinterbliebenenversorgung erzielt 
werden, 

1. Versorgungsbezüge aus einem öffentlich- 
rechtlichen Dienstverhältnis oder aus einem 
Arbeitsverhältnis mit Anspruch auf Versor- 
gung nach beamtenrechtlichen Vorschriften 
oder Grundsätzen mit Ausnahme lediglich 
übergangsweise gewährter Bezüge sowie 
mit Ausnahme unfallbedingter Erhöhungen 
oder Leistungen und Leistungen der Beschä- 
digtenversorgung, 

2. Bezüge aus der Versorgung der Abgeordne- 
ten, Parlamentarischen Staatssekretäre und 
Minister, 

3. Renten der Versicherungs- und Versor- 
gungseinrichtungen für Berufsgruppen, 

4. laufende Geldleistungen und Landabgabe- 
rente nach dem Gesetz über eine Altershilfe 
für Landwirte mit Ausnahme einer Über- 
gangshilfe, wenn sie neben Rente der gesetz- 
lichen Rentenversicherung oder neben Ver- 
sorgungsbezügen gewährt werden, 

5. Renten der betrieblichen Altersversorgung 
einschließlich der Zusatzversorgung im öf- 
fentlichen Dienst und der hüttenknapp- 
schaftlichen Zusatzversicherung. 

Dies gilt auch, wenn Leistungen dieser Art aus 
dem Ausland oder von einer zwischenstaatli- 
chen oder überstaatlichen Einrichtung bezogen 
werden. Tritt an die Stelle der Versorgungsbe- 
züge eine nicht regelmäßig wiederkehrende Lei- 
stung, so gilt ein Einhundertzwanzigstel der Lei- 
stung als monatlicher Zahlbetrag der Versor- 
gungsbezüge. Absatz 5 Nr. 3 und Absatz 6 Nr. 3 
gelten von dem Monat an, für den die Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder die Ver- 
sorgungsbezüge erstmalig laufend gezahlt wer- 
den.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(7) Für freiwillig Versicherte, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, 
gilt Absatz 5 entsprechend. Für freiwillig Versi- 
cherte, die Arbeitsentgelt und eine Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung beziehen, gilt 
Absatz 1; Absatz 6 gilt entsprechend; Absatz 4 
gilt nicht. 

(8) Als Rente der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung gelten die Renten der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestellten mit 
Ausnahme der Renten, auf die Artikel 2 § 51 a 
Abs. 4 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes oder Artikel 2 § 49 a Abs. 4 des 
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes Anwendung findet, sowie die Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. Als der 
Rente vergleichbare Einnahmen (Versorgungs- 
bezüge) gelten, soweit sie wegen einer Ein- 
schränkung der Erwerbsfähigkeit oder zur Al- 
ters- oder Hinterbliebenenversorgung erzielt 
werden, 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 


Satz 2 gilt auch, wenn Leistungen dieser Art aus 
dem Ausland oder von einer zwischenstaatli- 
chen oder überstaatlichen Einrichtung bezogen 
werden. Tritt an die Stelle der Versorgungsbe- 
züge eine nicht regelmäßig wiederkehrende Lei- 
stung, so gilt ein Einhundertzwanzigstel der Lei- 
stung als monatlicher Zahlbetrag der Versor- 
gungsbezüge. Absatz 5 Nr. 3 und Absatz 6 Nr. 3 
gelten von dem Monat an, für den die Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung oder die Ver- 
sorgungsbezüge erstmalig laufend gezahlt wer- 
den.“ 
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Entwurf 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


3. § 182 wird die folgt geändert: 


3. unverändert 


a) Absatz 1 Nr. 2 Satz 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die in § 165 Abs. 1 Nr. 5 und 6 bezeichneten 
Versicherten haben keinen Anspruch auf 
Krankengeld.“ 

b) Absatz 4 Satz 1 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Das Krankengeld beträgt 80 vom Hundert 
des wegen der Arbeitsunfähigkeit entgange- 
nen regelmäßigen Arbeitsentgelts und Ar- 
beitseinkommens, soweit es der Beitragsbe- 
rechnung unterliegt {Regellohn). Das aus 
dem Arbeitsentgelt berechnete Krankengeld 
darf das entgangene Nettoarbeitsentgelt 
nicht übersteigen.“ 

c) In Absatz 6 werden nach dem Wort „Zuwen- 
dungen“ die Worte „und die Beträge nach 
§ 180 Abs. 5 Nr. 1 und 2 und Abs. 6 Nr. 1 und 2“ 
eingefügt; folgender Satz wird angefügt: 

„Für Versicherte, die Arbeitnehmer und 
Selbständige sind, ist der Regellohn aus dem 
Arbeitsentgelt nach Absatz 5 und aus dem 
Arbeitseinkommen nach Satz 1 zu berech- 
nen.“ 

4. § 189 Satz 1 erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

„Der Anspruch auf Krankengeld ruht, wenn und 
soweit der Versicherte während der Krankheit 
beitragspflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeits- 
einkommen erhält.“ 

5. § 200 c Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 5. unverändert 

„Wenn und soweit die Versicherte beitrags- 
pflichtiges Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkom- 
men erhält, ruht der Anspruch auf Mutter- 
schaftsgeld nach den §§ 200 und 200 a.“ 

6. § 201 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

a) Satz 1 wird Absatz 1. Satz 2 wird gestri- 
chen. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Als Grundlohn nach Absatz 1 gilt höch- 
stens der in § 180 Abs. 1 Satz 3 genannte Be- 
trag; für Versicherte, deren Grundlohn nach 
§ 180 Abs. 5, 6 oder 7 zu bemessen ist, beträgt 
er mindestens ein Dreißigstel der monatli- 
chen Bezugsgröße. Versorgungsbezüge und 
Arbeitseinkommen (§ 180 Abs. 5 Nr. 3 und 
Abs. 6 Nr. 3) sind bei der Feststellung des 
Grundlohns nach § 180 Abs. 5 bis 7 nur zu be- 
rücksichtigen, wenn davon nach § 381 Abs. 2 
Satz 3 Beiträge zu entrichten sind. Hat der 
Versicherte eine Rente der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter oder der Angestellten be- 
antragt, gilt bis zum Ende des Monats, in 
dem der die Rente gewährende Bescheid zu- 
gestellt worden ist, der Betrag als Grund- 
lohn, der für die Bemessung der Beiträge 
maßgeblich ist.“ 
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7. § 209 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 3 gilt nicht für die nach § 180 Abs. 5 
Nr. 1 und Abs. 6 Nr. 1 zu bemessenden Bei- 
träge.“ 

b) In Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Die nach § 180 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 Nr. 1 
zu bemessenden Beiträge trägt der Versi- 
cherte.“ 

c) In Absatz 4 werden nach den Worten „nach 
Absatz 2“ die Worte „Satz 3“ eingefügt. 

8. In § 315 b wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die in § 381 Abs. 3 Satz 2 
Nr. 1 bis 3 genannten Versicherten.“ 

9. § 317 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 5 Satz 1 werden nach den Worten 
„in § 165 Abs. 1 Nr. 3“ die Worte „oder in § 19 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes“ eih- 
gefügt. 

b) Absatz 6 erhält folgende Fassung: 

„(6) Der zuständige Rentenversicherungs- 
träger hat der zuständigen Krankenkasse 

1. den Beginn einer Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung und den Monat, für 
den die Rente erstmalig laufend gezahlt 
wird, 

2. bei Ablehnung des Rentenantrages den 
Monat, in dem über den Rentenantrag 
verbindlich entschieden worden ist, 

3. das Ende, den Entzug, den Wegfall und 
das Ruhen der ganzen Rente 

unverzüglich mitzuteilen.“ 

c) Folgende Absätze 7 und 8 werden ange- 
fügt: 

„(7) Die Krankenkasse hat dem zuständi- 
gen Rentenversicherungsträger unverzüg- 
lich mitzuteilen, daß der Bezieher einer 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung 
nach anderen Vorschriften als § 165 Abs. 1 
Nr. 3 versicherungspflichtig geworden ist; 
dies gilt entsprechend, wenn die Versiche- 
rungspflicht aus einem anderen Grund en- 
det, als den in Absatz 6 Nr. 3 genannten. 

(8) Versicherungspflichtige, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder in 
§ 180 Abs. 5 Nr. 2 oder Abs. 6 Nr. 2 genannte 
Versorgungsbezüge erhalten, haben der zu- 
ständigen Krankenkasse die Höhe und die 
Zahlstelle der Versorgungsbezüge sowie ihr 
Arbeitseinkommen zu melden.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


9. § 317 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Folgende Absätze 7 bis 9 werden angefügt: 
„(7) unverändert 


(8) Versicherungspflichtige, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung oder in 
§ 180 Abs. 5 Nr. 2 oder Abs. 6 Nr. 2 genannte 
Versorgungsbezüge erhalten, haben der zu- 
ständigen Krankenkasse die Höhe und die 
Zahlstelle der Versorgungsbezüge sowie ihr 
Arbeitseinkommen zu meiden. Die Kran- 
kenkasse hat der Zahlstelle der Versor- 
gungsbezüge unverzüglich mitzuteilen, daß 
der Versicherungspflichtige Beiträge nach 
§ 381 Abs. 2 zu entrichten hat. 


11 



Drucksache 9/884 


Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(9) Die Zahlstelle der Versorgungsbezüge 
hat der zuständigen Krankenkasse unver- 
züglich Veränderungen der Versorgungsbe- 
züge mitzuteilen.“ 

10. § 380 erhält folgende Fassung: 10. unverändert 


„§ 380 

Die Mittel für die Krankenversicherung sind 
von den Versicherten, den Arbeitgebern, den 
Rehabilitationsträgern und dem Bund nach den 
folgenden Vorschriften aufzubringen.“ 

11. § 381 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „Die Bei- 
träge“ durch die Worte „Die nach dem Ar- 
beitsentgelt bemessenen Beiträge“ ersetzt. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Zur Deckung der Leistungsaufwen- 
dungen für die in § 165 Abs. 1 Nr. 3 bezeich- 
ne ten Versicherten werden Beiträge von den 
Pflichtversicherten erhoben, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung bezie- 
hen. Die nach § 180 Abs. 5 und 6 zu bemessen- 
den Beiträge trägt der Versicherte. Werden 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung oder Versorgungsbezüge nachge- 
zahlt, sind Beiträge auch von der Nachzah- 
lung für den Zeitraum ab dem 1. Januar 1983 
zu entrichten, in dem Mitgliedschaft oder für 
den Rentner oder den Bezieher der Versor- 
gungsbezüge Anspruch auf Familienhilfe be- 
stand; sie gelten als Beiträge für die Monate, 
für die die Rente oder Versorgungsbezüge 
nachgezahlt werden. Nach § 180 Abs. 5 Nr. 2 
und 3 und Abs. 6 Nr. 2 und 3 zu bemessende 
Beiträge sind nur zu entrichten, wenn sie 
monatlich mindestens zehn Deutsche Mark 
betragen. § 180 Abs. 8 Satz 4 ist jeweils für 
höchstens 120 Monate anzuwenden.“ 

c) In Absatz 3 a werden die Worte „die Beiträ- 
ge“ durch die Worte „die nicht nach § 180 
Abs. 5 und 6 zu bemessenden Beiträge“ er- 
setzt. 

12. In § 383 Satz 2 werden die Worte „Arbeitsentgelt 
erhäW durch die Worte „der Beitragsberech- 
nung zugrunde zu legendes Arbeitsentgelt er- 
hält oder Arbeitseinkommen erzielt'' ersetzt. 


11. § 381 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 


b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die nach § 180 Abs. 5 und 6 zu bemes- 
senden Beiträge trägt der Versicherte. Wer- 
den Renten aus der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung oder Versorgungsbezüge nachge- 
zahlt, sind Beiträge auch von der Nachzah- 
lung für den Zeitraum ab dem 1. Januar 1983 
zu entrichten, in dem Anspruch auf Kran- 
kenpflege oder für den Rentner oder den Be- 
zieher der Versorgungsbezüge Anspruch auf 
Familienhilfe bestand; sie gelten als Bei- 
träge für die Monate, für die die Rente oder 
Versorgungsbezüge nachgezahlt werden. 
Nach § 180 Abs. 5 Nr. 2 und 3 und Abs. 6 Nr. 2 
und 3 zu bemessende Beiträge sind nur zu 
entrichten, wenn sie monatlich mindestens 
zehn Deutsche Mark betragen. § 180 Abs. 8 
Satz 4 ist jeweils für höchstens 120 Monate 
anzuwenden.“ 


c) unverändert 


12. In § 383 Satz 2 werden nach den Worten „oder 
Beiträge“ die Worte ,, aufgrund des Bezuges ei- 
ner Rente der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, von Versorgungsbezügen oder Arbeits- 
einkommen oder“ eingefügt. 


13. § 385 wird wie folgt geändert: 13. unverändert 

a) In Absatz 1 Satz 4 sind die Worte „der Bei- 
tragssatz“ durch die Worte „der nach Satz 1 
festgesetzte allgemeine Beitragssatz“ zu er- 
setzen. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Beitragssatz für die nach § 180 
Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 Nr. 1 zu bemessenden 
Beiträge der Versicherungspflichtigen be- 
trägt 11,8 vom Hundert.“ 
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c) Nach Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2 a) Für die nach § 180 Abs. 5 Nr. 2 und 3 
und Abs. 6 Nr. 2 und 3 zu bemessenden Bei- 
träge für Versicherungspflichtige gilt als 
Beitragssatz die Hälfte des allgemeinen Bei- 
tragssatzes der zuständigen Krankenkasse; 
bei Krankenkassen, die einem Landesver- 
band angehören, gilt als Beitragssatz die 
Hälfte des durchschnittlichen allgemeinen 
Beitragssatzes der Krankenkassen im Lan- 
desverband. Der zum 1. Januar festgestellte 
Beitragssatz gilt jeweils für 12 Monate vom 
1. Februar an. Den durchschnittlichen allge- 
meinen Beitragssatz der Krankenkassen in 
einem Landesverband stellt die für den Lan- 
desverband zuständige Aufsichtsbehörde 
fest. Die Beiträge sind nach Monaten zu be- 
rechnen. 

(2 b) Die Beiträge nach § 381 Abs. 3 Satz 2 
sind entsprechend § 180 Abs. 4 zu bemes- 
sen.“ 

14. In § 393 Abs. 1 werden die Worte „für die Versi- 
cherungspflichtigen“ durch die Worte „nach 
§ 381 Abs. 1“ ersetzt. 

15. § 393 a erhält folgende Fassung: 

„§ 393 a 

(1) Die Träger der Rentenversicherung haben 
bei der Zahlung der Renten die darauf entfallen- 
den Beiträge nach § 381 Abs. 2 einzubehalten 
und an die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte für die Krankenkassen und Ersatzkas- 
sen zu zahlen, die nach § 393 b Abs. 1 Satz 3 be- 
rechtigt sind. 

(2) Die zuständige Krankenkasse teilt dem 
Versicherten und der nach Satz 2 zuständigen 
Zahlstelle die Höhe der nach Versorgungsbezü- 
gen (§ 180 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2) zu zah- 
lenden Beiträge mit. Zahlstellen, die regelmäßig 
an mehr als 30 beitragspflichtige Versicherte 
Versorgungsbezüge auszahlen, haben für Versi- 
cherungspflichtige, die eine Rente der gesetzli- 
chen Rentenversicherung erhalten, die Beiträge 
von den Versorgungsbezügen einzubehalten 
und an die Bundesversicherungsanstalt für An- 
gestellte für die Krankenkassen und Ersatzkas- 
sen zu entrichten, die nach § 393 b Abs, 1 Satz 3 
berechtigt sind. Die zuständigen Krankenkas- 
sen können mit den übrigen Zahlstellen verein- 
baren, daß diese die Beiträge entsprechend 
Satz 2 einbehalten und entrichten. Sind in ei- 
nem Monat keine Beiträge von den Versor- 
gungsbezügen einbehalten worden, so dürfen 
sie nur bei der nächsten Zahlung von Versor- 
gungsbezügen einbehalten werden. Ist die Ein- 
behaltung weiterer Beiträge ohne Verschulden 
der Zahlstelle der Versorgungsbezüge unter- 
blieben, so obliegt der Beitragseinzug der zu- 
ständigen Krankenkasse. Beiträge, die nicht 
einzubehalten sind, haben die Versicherten bei 
der zuständigen Krankenkasse einzuzahlen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


14. unverändert 

15. § 393 a erhält folgende Fassung: 

„§ 393 a 

(1) unverändert 


(2) Die zuständige Krankenkasse teilt dem 
Versicherten und der nach Satz 2 zuständigen 
Zahlstelle die Höhe der nach Versorgungsbezü- 
gen (§ 180 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2) zu zah- 
lenden Beiträge mit und zieht die Beiträge ein. 
Zahlstellen, die regelmäßig an mehr als 30 bei- 
tragspflichtige Versicherte Versorgungsbezüge 
auszahlen, haben für Versicherungspflichtige, 
die eine Rente der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung erhalten, die Beiträge von den Versor- 
gungsbezügen einzubehalten und an die zu- 
ständige Krankenkasse zu entrichten. Die 
Krankenkassen können vereinbaren, daß eine 
Krankenkasse den Beitragseinzug für sie über- 
nimmt. Die zuständigen Krankenkassen kön- 
nen mit den übrigen Zahlstellen vereinbaren, 
daß diese die Beiträge entsprechend Satz 2 ein- 
behalten und entrichten. Sind in einem Monat 
keine Beiträge von den Versorgungsbezügen 
einbehalten worden, so dürfen sie nur bei der 
nächsten Zahlung von Versorgungsbezügen ein- 
behalten werden. Ist die Einbehaltung weiterer 
Beiträge ohne Verschulden der Zahlstelle der 
Versorgungsbezüge unterblieben, so obliegt der 
Beitragseinzug der zuständigen Krankenkasse. 
Beiträge, die nicht einzubehalten sind, haben 
die Versicherten bei der zuständigen Kranken- 
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Die Einziehung der Beiträge aus nachgezahlten 
Versorgungsbezügen und die Erstattung von 
Beiträgen obliegt der zuständigen Krankenkas- 
se. Bezieht der Versicherte Versorgungsbezüge 
von mehreren Zahlstellen und übersteigen die 
Versorgungsbezüge insgesamt den nach § 180 
Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2 zu berücksichtigen- 
den Betrag, so verteilt die zuständige Kasse auf 
Antrag des Versicherten oder einer der Zahl- 
stellen die Beiträge. Die Zahlstellen der Versor- 
gungsbezüge haben der Bundesversicherungs- 
anstalt für Angestellte die einbehaltenen Bei- 
träge nachzuweisen. 

(3) Die nach Absatz 2 zu entrichtenden Bei- 
träge werden fällig mit der Auszahlung der Ver- 
sorgungsbezüge, von denen sie einzubehalten 
sind. Die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte zieht die von den Zahlstellen der Versor- 
gungsbezüge zu entrichtenden Beiträge als ei- 
gene Forderung ein und führt die erforderliche 
Vollstreckung durch. Bei Streitigkeiten über die 
Höhe der Beiträge und über die Heranziehung 
von Versorgungsbezügen kann nur die zustän- 
dige Krankenkasse klagen oder verklagt wer- 
den. 

(4) Die Entrichtung der Beiträge nach Ab- 
satz 2 wird durch die zuständige Krankenkasse 
überwacht. Sind für die Überwachung der Ent- 
richtung der Beiträge durch eine Zahlstelle der 
Versorgungsbezüge mehrere Krankenkassen 
zuständig, so haben sie zu vereinbaren, daß eine 
dieser Kassen die Überwachung für die beteilig- 
ten Krankenkassen übernimmt. § 318 a Abs. 1 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(5) Die nach § 180 Abs. 5 Nr. 3 und Abs. 6 Nr. 3 
zu bemessenden Beiträge hat der Versicherte 
einzuzahlen.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

kasse einzuzahlen. Die Einziehung der Beiträge 
aus nachgezahlten Versorgungsbezügen und 
die Erstattung von Beiträgen obliegt der zustän- 
digen Krankenkasse. Bezieht der Versicherte 
Versorgungsbezüge von mehreren Zahlstellen 
und übersteigen die Versorgungsbezüge insge- 
samt den nach § 180 Abs. 5 Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2 
zu berücksichtigenden Betrag, so verteilt die zu- 
ständige Kasse auf Antrag des Versicherten 
oder einer der Zahlstellen die Beiträge. Die 
Zahlstellen der Versorgungsbezüge haben der 
zuständigen Krankenkasse die einbehaltenen 
Beiträge nachzuweisen. 

(3) Die nach Absatz 2 zu entrichtenden Bei- 
träge werden fällig mit der Auszahlung der Ver- 
sorgungsbezüge, von denen sie einzubehalten 
sind. 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


15a. § 393b Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

),Die Leistungsaufwendungen für die in § 165 
Abs, 1 Nr. 3 bezeichneten Versicherten wer- 
den durch die Beiträge nach § 381 Abs. 2, so- 
weit sie von den Pflichtversicherten zu tra- 
gen sind, die eine Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung beziehen, und im übri- 
gen durch einen Finanzierungsanteil der 
Krankenkassen und Ersatzkassen ge- 
deckt.“ 

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „Finanzie- 
rungsanteil“ die Worte „wird von den Kran- 
kenkassen und Ersatzkassen gemeinsam ge- 
tragen, er“ eingefügt und die Worte „für die 
nicht in § 165 Abs. 1 Nummern 3, 5 und 6 be- 
zeichneten Versicherten“ durch die Worte 
„ohne die in Satz 1 genannten und die nach 
§ 381 a zu erhebenden Beiträge“ ersetzt. 

c) Satz 5 erhält folgende Fassung: 

„Für die Berechnung der Grundlohnsumme 
der Mitglieder aller Kassen bleiben die nach 
§ 180 Abs. 3 b und 5 berechneten Beträge und 
die nach § 180 Abs. 6 berechneten Betrage 
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außer Betracht, soweit sie auf Versiche- 
rungspflichtige entfallen, die eine Rente der 
gesetzlichen Rentenversicherung bezie- 
hen.“ 


16. In § 475 d Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 
„§ 180 Abs. 5 bis 8 gilt.“ 

17. § 479 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Grundlohn“ die Worte „nach § 180 Abs. 1“ 
eingefügt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „sowie für frei- 
willig Beitretende“ gestrichen; folgender 
Satz 2 wird angefügt: 

„Für freiwillig Versicherte gilt § 180 Abs. 4.“ 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) § 180 Abs. 1 Satz 3 und Abs. 5 bis 8 
gilt.“ 

18. § 488 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mittel für die See-Krankenkasse 
sind von den Versicherten und den Reedern 
aufzubringen.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Die Beiträge“ 
durch die Worte „Die nach dem Arbeitsent- 
gelt bemessenen Beiträge“ ersetzt 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) § 381 Abs. 2 und 3, § 385 Abs. 2 bis 2 b 
und §§ 393 a bis 393 c gelten.“ 

d) Absatz 4 wird gestrichen. 

19. In § 514 Abs. 2 werden die Bezeichnung „317 
Abs. 4 bis 6“ durch die Bezeichnung „317 Abs. 4 
bis und die Bezeichnung „385 Abs. 2“ durch 
die Bezeichnung „385 Abs. 2 bis 2 b“ ersetzt. 

20. In § 515 a Abs. 1 werden die Worte „die Beiträge“ 
durch die Worte „die nicht nach § 180 Abs. 5 und 
6 zu bemessenden Beiträge“ ersetzt. 

21. In § 530 Abs. 1 wird nach Nummer 1 folgende 
Nummer 1 a eingefilgt: 

„1 a. der Meldepflicht nach §317 Abs. 7 nicht, 
nicht richtig oder nicht vollständig nach- 
kommt,'*. 

22. § 534 erhält folgende Fassung: 

„§ 534 

(1) Wer nach § 165 Abs. 1 Nr. 3 versicherungs- 
pflichtig ist und ab 1. Januar 1983 Beiträge von 
Versorgungsbezügen oder Arbeitseinkommen 
(§ 180 Abs. 5 Nr. 2 und 3) zu entrichten hat, wird 
auf Antrag von der Versicherungspflicht befreit, 
wenn er nachweist, daß er spätestens vom Be- 
ginn der Befreiung an bei einem Krankenversi- 
cherungsunternehmen versichert ist und für 
sich und seine Angehörigen, für die ihm Fami- 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. unverändert 


19. In § 514 Abs. 2 werden die Bezeichnung „317 
Abs. 4 bis 6“ durch die Bezeichnung „317 Abs. 4 
bis 9“ und die Bezeichnung „385 Abs. 2“ durch 
die Bezeichnung „385 Abs. 2 bis 2 b“ ersetzt. 

20. unverändert 


21. In § 530 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„§ 317 Abs. 1 Satz 1“ die Worte „oder Abs. 8 
Satz 1“ eingefügt. 


22. unverändert 
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lienkrankenpflege zusteht, Vertragsleistungen 
erhält, die der Art nach den Leistungen der 
Krankenhilfe entsprechen. Der Antrag ist bis 
zum 31. März 1983 bei der zuständigen Kasse zu 
stellen. Die Befreiung wirkt vom Beginn des Ka- 
lendermonats an, der auf die Antragstellung 
folgt. Sie kann nicht widerrufen werden. § 183 
Abs. 1 gilt nicht. 

(2) Beiträge nach § 381 Abs. 2 Satz 2 sind nicht 
von Renten und Versorgungsbezügen zu ent- 
richten, die für eine Zeit vor dem 1. Januar 1983 
nachgezahlt werden. Für die in Satz 1 genann- 
ten Renten, die bis zum 31. Dezember 1984 nach- 
gezahlt werden, leistet der Träger der Renten- 
versicherung 11,2 v.H. der Nachzahlungen an 
die Krankenkassen und Ersatzkassen, die nach 
§ 393 b Abs. 1 Satz 3 berechtigt sind.“ 

23. Dem § 583 wird angefügt: 

„(10) Verletzte, die eine Kinderzulage zu einer 
Verletztenrente aus der gesetzlichen Unfallver- 
sicherung in der Zeit zwischen dem 1. Juni 1975 
und dem 30. Juni 1976 deshalb nicht erhalten ha- 
ben, weil das Pflegekindschaftsverhältnis zu 
dem Verletzten nicht vor dem Arbeitsunfall be- 
gründet worden ist oder die Enkel und Geschwi- 
ster nicht vor dem Arbeitsunfall in den Haus- 
halt des Verletzten aufgenommen oder von ihm 
überwiegend unterhalten worden sind, haben 
insoweit Anspruch auf eine Kinderzulage. Die 
Höhe der Kinderzulage bemißt sich nach der 
Höhe der Kinderzulage, die in den jeweiligen 
Zeiträumen bei Bestehen eines Anspruches 
nach dem damaligen Recht zu leisten gewesen 
wäre. Auf diese Kinderzulage ist Kindergeld an- 
zurechnen, soweit es für die gleichen Zeiträume 
geleistet worden ist. § 8 Abs. 3 des Bundeskin- 
dergeldgesetzes ist insoweit nicht anzuwenden. 
Sofern die Verletzten den Anspruch für die Zeit 
vor dem 1. Juni 1975 geltend gemacht haben und 
darüber noch nicht aufgrund des damals gelten- 
den Rechts eine nicht mehr anfechtbare Ent- 
scheidung getroffen worden ist, gilt Satz 1 bis 4 
auch für die Zeit vor dem 1. Juni 1975. Die Kin- 
derzulage wird auf Antrag geleistet, im Einzel- 
fall kann sie von Amts wegen geleistet wer- 
den.“ 

24. § 1255 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage, 
die für 1981 22 787 Deutsche Mark beträgt, ver- 
ändert sich in den folgenden Jahren jeweils um 
den Vomhundertsatz, um den sich die Summe 
der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte 
(Absatz 1) in den drei Kalenderjahren vor dem 
Kalenderjahr, das dem Eintritt des Versiche- 
rungsfalls voraufgeht, gegenüber der Summe 
dieser Durchschnittsentgelte in dem Dreijah- 
reszeitraum verändert hat, der ein Jahr vorher 
endet.“ 

25. In § 1272 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Altersruhegeld“ die Worte „einschließlich des 
Zuschusses für die Krankenversicherung der 
Rentner (§ 1304 e)“ eingefügt. 
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23. unverändert 


24. § 1255 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage be- 
trägt für das Jahr 1981 22 787 Deutsche Mark. 
Sie verändert sich in den folgenden Jahren je- 
weils um den Vomhundertsatz, um den sich die 
Summe der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
entgelte (Absatz 1) in den drei Kalenderjahren 
vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt des Ver- 
sicherungsfalls voraufgeht, gegenüber der 
Summe dieser Durchschnittsentgelte in dem 
Dreijahreszeitraum verändert hat, der ein Jahr 
vorher endet.“ 

25. unverändert 
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26. § 1282 Abs. 2 wird gestrichen. 

27. § 1285 Satz 2 wird gestrichen. 

28. § 1304 d wird gestrichen. 

29. § 1304 e erhält folgende Fassung: 

„§ 1304 e 

(1) Der Rentenbezieher, der 

1. nach dem Zweiten Buch, nach dem Reichs* 
knappschaftsgesetz, nach dem Gesetz über 
die Krankenversicherung der Landwirte, 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz oder 
nach dem Gesetz über die Sozialversiche- 
rung Behinderter pflichtversichert ist oder 

2. freiwillig nach den in Nummer 1 genannten 
Gesetzen in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung oder bei einem Krankenversiche- 
rungsunternehmen, das der deutschen Ver- 
sicherungsaufsicht unterliegt, versichert 
ist, 

erhält zu seiner Rente einen Zuschuß zu den 
Aufwendungen für die Krankenversicherung. 

(2) Der monatliche Zuschuß beträgt 11,8 vom 
Hundert des monatlichen Rentenzahlbetrags 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze der gesetzli- 
chen Krankenversicherung. Er wird auf die 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen für die 
Krankenversicherung begrenzt. Bezieht ein 
Rentner mehrere Renten aus der Rentenversi- 
cherung und wird der Zuschuß nach Satz 1 oder 
2 begrenzt, wird der Zuschuß von den Renten- 
versicherungsträgern im Verhältnis der Höhen 
der Renten anteilig getragen. Die Träger der 
Rentenversicherung der Arbeiter und der Ange- 
stellten können für die von ihnen zu leistenden 
Zuschüsse eine von Satz 3 abweichende Rege- 
lung vereinbaren. 

(3) Bei Rentenbeziehern nach Absatz 1 Nr. 1 
wird der Zuschuß für die Zeiten geleistet, für die 
Krankenversicherungsbeiträge aus der Rente 
zu entrichten sind. Bei Rentenbeziehern nach 
Absatz 1 Nr. 2 wird der Zuschuß frühestens vom 
Tag der Rentenantragstellung und nur auf An- 
trag geleistet.“ 

30. Die Überschrift vor § 1315 wird durch folgende 
Überschrift ersetzt: 

„D. Erbringung der Leistungen an Berechtigte 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes“ 

31. Die §§ 1315 bis 1323 a werden durch die folgen- 
den Vorschriften ersetzt: 

,.§ 1315 

Ein Berechtigter, der sich nur vorübergehend 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes aufhält, erhält für diese Zeit die Leistungen 
der Rentenversicherung der Arbeiter wie ein 
Berechtigter, der seinen gewöhnlichen Aufent- 
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

26. unverändert 

27. unverändert 

28. unverändert 

29. unverändert 


30. unverändert 


31. Die §§ 1315 bis 1323 a werden durch die folgen- 
den Vorschriften ersetzt: 

„§ 1315 

unverändert 
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§1316 

(1) Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt nicht im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hat, erhält für diese Zeit die Leistungen 
der Rentenversicherung der Arbeiter insoweit, 
als die §§ 1317 bis 1323 dies bestimmen. 

(2) Eine Rente wird wie bei gewöhnlichem 
Aufenthalt des Berechtigten im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes berechnet. Für die Fest- 
stellung der Höhe des Jahresbetrags der Rente 
werden von den anrechnungsfähigen Versiche- 
rungsjahren nur die Versicherungsjahre be- 
rücksichtigt, für die der Berechtigte nach den 
§§ 1318 bis 1320 die Rente erhalten soll. 

(3) Als Ausländer gelten für die §§ 1317 bis 
1323 die Berechtigten, die nicht Deutsche im 
Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes 
sind. 

§ 1317 

Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes in dem Gebiet hat, in dem ein deut- 
scher Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung seinen Sitz hat, erhält keine Leistungen 
der Rentenversicherung der Arbeiter. 

§ 1318 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückge- 
legten Beitragszeiten. 


(2) Zeiten, für die nach Bundesrecht Beiträge 
entrichtet sind, sind im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegte Beitragszeiten. 

(3) Zeiten, für die nach den Reichsversiche- 
rungsgesetzen Beiträge entrichtet sind, sind im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegte 
Beitragszeiten, wenn die Beiträge für eine Be- 
schäftigung oder Tätigkeit in diesem Gebiet ent- 
richtet sind. Für freiwillige Beiträge gilt dies, 
wenn sie für eine Zeit entrichtet sind, während 
der der Versicherte seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet oder in 
einem Gebiet außerhalb des jeweiligen Gel- 
tungsbereichs der Reichsversicherungsgesetze 
hatte. Eine Beschäftigung oder Tätigkeit sowie 
ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt in 
Berlin bis zum 30. Juni 1945 ist bei der Anwen- 
dung von Satz 1 und 2 zu berücksichtigen. 

§ 1319 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes nach den Reichsversicherungs- 
gesetzen zurückgelegten Beitragszeiten und für 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
§ 1316 

unverändert 


§ 1317 

unverändert 


§1318 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückge- 
legten Beitragszeiten. Bei einem berechtigten 
Ausländer wird jedoch die Beitragszeit nicht 
berücksichtigt, soweit die Beiträge für die Zeit 
vor dem 1. Juli 1948 entrichtet sind. Die entrich- 
teten Beiträge gelten insoweit als Beiträge der 
Höherversicherung. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§ 1319 

unverändert 
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die nach dem Fremdrentengesetz gleichgestell- 
ten Beitragszeiten in demselben Umfang wie 
für die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu- 
rückgelegten Beitragszeiten, wenn mindestens 
60 Beitragsmonate im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegt sind oder diese Beitrags- 
monate überwiegen. 

(2) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes nach den Reichsversicherungs- 
gesetzen zurückgelegten Beitragszeiten und für 
die nach dem Fremdrentengesetz gleichgestell- 
ten Beitragszeiten in vollem Umfang, wenn auf 
die Rente bereits für die Zeit, in der der Berech- 
tigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt noch im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat, ein 
Anspruch bestanden hat. Ein deutscher Hinter- 
bliebener eines Versicherten, der bis zu seinem 
Tod die Rente nach Satz 1 bezogen hat, erhält 
bei der Hinterbliebenenrente die Beitragszeiten 
in demselben Umfang wie der verstorbene Ver- 
sicherte angerechnet. 

§1320 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge 
nicht entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem 
die nach §§ 1318 und 1319 zu berücksichtigenden 
Beitragszeiten zu allen Beitragszeiten ein- 
schließlich der Beschäftigungszeiten nach § 16 
des Fremdrentengesetzes stehen. Die Rente für 
eine Ersatzzeit, die aufgrund einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zurückgelegten Bei- 
tragszeit nach § 1251 Abs. 2 Satz 1 oder 2 Buch- 
staben a oder b anrechenbar ist, wird in vollem 
Umfang geleistet. Für Beschäftigungszeiten 
nach § 16 des Fremdrentengesetzes und für die 
nur aufgrund dieser Zeiten anrechenbaren Er- 
satz- und Ausfallzeiten wird die Rente nicht ge- 
leistet. 

(2) Ein Berechtigter erhält Rentenzuschläge 
und von der Versicherungsdauer unabhängige 
Rentenbestandteile in dem in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Verhältnis. Der Betrag, um den 
sich die Rente infolge eines Versorgungsaus- 
gleichs erhöht, wird in vollem Umfang gelei- 
stet. 

§ 1321 

(1) Ein Berechtigter erhält eine Rente wegen 
Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähig- 
keit nur, wenn die Berufsunfähigkeit oder die 
Erwerbsunfähigkeit ausschließlich auf dem Ge- 
sundheitszustand des Berechtigten beruht. Eine 
Rente wegen Berufsunfähigkeit erhält der Be- 
rechtigte außerdem nur, wenn auf diese Rente 
bereits für die Zeit, in der er seinen gewöhnli- 
chen Aufenthalt noch im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes gehabt hat, ein Anspruch bestan- 
den hat. Ein Berechtigter, der nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres eine Rente wegen Er- 
werbsunfähigkeit beantragt, erhält die Rente 
nur, wenn auch die Wartezeit für das Altersru- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§1320 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge 
nicht entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem 
die nach §§ 1318 und 1319 zu berücksichtigenden 
Beitragszeiten zu allen Beitragszeiten ein- 
schließlich der Beschäftigungszeiten nach § 16 
des Fremdrentengesetzes stehen. Die Rente für 
eine Ersatzzeit, die aufgrund einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zurückgelegten Bei- 
tragszeit nach § 1251 Abs. 2 Satz 1 oder 2 Buch- 
stabe a oder b anrechenbar ist, wird in vollem 
Umfang geleistet. Für Beschäftigungszeiten 
nach § 16 des Fremdrentengesetzes und für die 
nur aufgrund dieser Zeiten anrechenbaren Er- 
satz- und Ausfallzeiten wird die Rente nicht ge- 
leistet. 

(2) unverändert 


§1321 

unverändert 
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hegeld vom vollendeten 65. Lebensjahr an er- 
füllt ist 

(2) Ein Berechtigter erhält die Leistungen zur 
Rehabilitation nur, wenn er nach diesem Gesetz 
versicherungspflichtig beschäftigt oder tätig 
ist. 

(3) Ein Berechtigter erhält nicht einen Kin- 
derzuschuß zu einer Versichertenrente oder ei- 
nen Beitragszuschuß für eine Krankenversiche- 
rung. 

§ 1322 

Ein Berechtigter erhält 

1. Beratung und Auskunft, auch wenn nach 
§ 1317 sonstige Leistungen nicht erbracht 
werden; 

2. die Steigerungsbeträge für Beiträge der Hö- 
herversicherung; 

3. die Abfindung des § 1291 für die Rente, die 
ihm vor der Wiederheirat zuletzt zustand; 

4. die Beitragserstattung des § 1303, auch wenn 
er eine Rente nach Vollendung des 65. Le- 
bensjahres nicht erhalten kann. 

§ 1323 

Ein berechtigter Ausländer erhält 70 vom 
Hundert des Rentenbetrags, der sich nach An- 
wendung der §§ 1318 bis 1321 ergibt.“ 

32. § 1385 Abs. 2 Satz 1 und 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze, die für das 
Jahr 1981 52 800 Deutsche Mark beträgt, verän- 
dert sich in den folgenden Jahren entsprechend 
einer Änderung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage (§ 1255 Abs. 2). Dieser Betrag wird 
nur für das jeweilige Kalenderjahr auf den 
nächsthöheren durch 1 200 teilbaren Betrag auf- 
gerundet.“ 


Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel II § 6 des Gesetzes vom 
18, August 1980 (BGBl I S, 1469 f wird wie folgt geän- 
dert: 

1. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage, die 
für 1981 22 787 Deutsche Mark beträgt, verändert 
sich in den folgenden Jahren jeweils um den 
Vomhundertsatz, um den sich die Summe der 
durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte (Ab- 
satz 1) in den drei Kalenderjahren vor dem Ka- 
lenderjahr, das dem Eintritt des Versicherungs- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§1322 

unverändert 


§ 1323 

unverändert 

32. § 1385 Abs. 2 Satz 1 und 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt für das 
Jahr 1981 52800 Deutsche Mark. Sie verändert 
sich in den folgenden Jahren entsprechend ei- 
ner Änderung der allgemeinen Bemessungs- 
grundlage (§ 1255 Abs. 2). Dieser Betrag wird 
nur für das jeweilige Kalenderjahr auf den 
nächsthöheren durch 1 200 teilbaren Betrag auf- 
gerundet.“ 


Artikel 3 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

Das Angestelltenversicherungsgesetz in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
821-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch § 50 des Gesetzes vom 27. Juli 1981 
(BGBl. I S. 705), wird wie folgt geändert: 

1. § 32 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage be- 
trägt für das Jahr 1981 22 787 Deutsche Mark. Sie 
verändert sich in den folgenden Jahren jeweils 
um den Vomhundertsatz, um den sich die Summe 
der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte 
(Absatz 1) in den drei Kalenderjahren vor dem 
Kalenderjahr, das dem Eintritt des Versiche- 
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falls voraufgeht, gegenüber der Summe dieser 
Durchschnittsentgelte in dem Dreijahreszeit- 
raum verändert hat, der ein Jahr vorher endet.“ 

2. In § 49 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort „Al- 
tersruhegeld“ die Worte „einschließlich des Zu- 
schusses für die Krankenversicherung der Rent- 
ner (§ 83 e)“ eingefügt 

3. § 59 Abs. 2 wird gestrichen. 

4. § 62 Satz 2 wird gestrichen. 

5. § 83 d wird gestrichen. 

6. § 83 e erhält folgende Fassung: 

„§ 83 e 

(1) Der Rentenbezieher, der 

1. nach dem Zweiten Buch der Reichsversiche- 
rungsordnung, nach dem Reichsknapp- 
schaftsgesetz, nach dem Gesetz über die 
Krankenversicherung der Landwirte, nach 
dem Arbeitsförderungsgesetz oder nach dem 
Gesetz über die Sozialversicherung Behinder- 
ter pflichtversichert ist oder 

2. freiwillig nach den in Nummer 1 genannten 
Gesetzen in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung oder bei einem Krankenversiche- 
rungsunternehmen, das der deutschen Versi- 
cherungsaufsicht unterliegt, versichert ist, 

erhält zu seiner Rente einen Zuschuß zu den Auf- 
wendungen für die Krankenversicherung. 

(2) Der monatliche Zuschuß beträgt 11,8 vom 
Hundert des monatlichen Rentenzahlbetrags bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze der gesetzlichen 
Krankenversicherung. Er wird auf die Höhe der 
tatsächlichen Aufwendungen für die Kranken- 
versicherung begrenzt. Bezieht ein Rentner meh- 
rere Renten aus der Rentenversicherung und 
wird der Zuschuß nach Satz 1 oder 2 begrenzt, 
wird der Zuschuß von den Rentenversicherungs- 
trägern im Verhältnis der Höhen der Renten an- 
teilig getragen. Die Träger der Rentenversiche- 
rung der Angestellten und der Arbeiter können 
für die von ihnen zu leistenden Zuschüsse eine 
von Satz 3 abweichende Regelung vereinbaren. 

(3) Bei Rentenbeziehern nach Absatz 1 Nr. 1 
wird der Zuschuß für die Zeiten geleistet, für die 
Krankenversicherungsbeiträge aus der Rente zu 
entrichten sind. Bei Rentenbeziehern nach Ab- 
satz 1 Nr. 2 wird der Zuschuß frühestens vom Tag 
der Rentenantragstellung und nur auf Antrag ge- 
leistet.“ 

7. Die Überschrift vor § 94 wird durch folgende 
Überschrift ersetzt: 

„D. Erbringung der Leistungen an Berechtigte 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

rungsfalls voraufgeht, gegenüber der Summe 
dieser Durchschnittsentgelte in dem Dreijahres- 
zeitraum verändert hat, der ein Jahr vorher en- 
det.“ 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 


7. unverändert 
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8. Die §§ 94 bis 102 a werden durch die folgenden 
Vorschriften ersetzt: 

.,§ 94 

Ein Berechtigter, der sich nur vorübergehend 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
aufhält, erhält für diese Zeit die Leistungen der 
Rentenversicherung der Angestellten wie ein Be- 
rechtigter, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat 

§95 

(1) Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt nicht im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hat, erhält für diese Zeit die Leistungen 
der Rentenversicherung der Angestellten inso- 
weit, als die §§ 96 bis 102 dies bestimmen. 

(2) Eine Rente wird wie bei gewöhnlichem Auf- 
enthalt des Berechtigten im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes berechnet. Für die Feststellung der 
Höhe des Jahresbetrags der Rente werden von 
den anrechnungsfähigen Versicherungsj ahren 
nur die Versicherungsj ahre berücksichtigt, für 
die der Berechtigte nach den §§ 97 bis 99 die 
Rente erhalten soll. 

(3) Als Ausländer gelten für die §§ 96 bis 102 die 
Berechtigten, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind. 

§96 

Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes in dem Gebiet hat, in dem ein deut- 
scher Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung seinen Sitz hat, erhält keine Leistungen der 
Rentenversicherung der Angestellten. 

§97 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegten 
Beitragszeiten. 


(2) Zeiten, für die nach Bundesrecht Beiträge 
entrichtet sind, sind im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegte Beitragszeiten. 

(3) Zeiten, für die nach den Reichsversiche- 
rungsgesetzen Beiträge entrichtet sind, sind im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegte 
Beitragszeiten, wenn die Beiträge für eine Be- 
schäftigung oder Tätigkeit in diesem Gebiet ent- 
richtet sind. Für freiwillige Beiträge gilt dies, 
wenn sie für eine Zeit entrichtet sind, während 
der der Versicherte seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet oder in 
einem Gebiet außerhalb des jeweiligen Geltungs- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

8. Die §§ 94 bis 102 a werden durch die folgenden 
Vorschriften ersetzt: 

„§ 94 

unverändert 


§95 

unverändert 


§96 

unverändert 


§97 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegten 
Beitragszeiten. Bei einem berechtigten Auslän- 
der wird jedoch die Beitragszeit nicht berück- 
sichtigt, soweit die Beiträge für die Zeit vor dem 
1. Juli 1948 entrichtet sind. Die entrichteten Bei- 
träge gelten insoweit als Beiträge der Höherver- 
sicherung. > 

(2) unverändert 


(3) unverändert 
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bereichs der Reichsversicherungsgesetze hatte. 
Eine Beschäftigung oder Tätigkeit sowie ein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt in Berlin 
bis zum 30. Juni 1945 ist bei der Anwendung von 
Satz 1 und 2 zu berücksichtigen. 

§98 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die Rente 
für die außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes nach den Reichsversicherungsgesetzen 
zurückgelegten Beitragszeiten und für die nach 
dem Fremdrentengesetz gleichgestellten Bei- 
tragszeiten in demselben Umfang wie für die im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegten 
Beitragszeiten, wenn mindestens 60 Beitragsmo- 
nate im Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück- 
gelegt sind oder diese Beitragsmonate überwie- 
gen. 

(2) Ein berechtigter Deutscher erhält die Rente 
für die außerhalb des Geltungsbereichs dieses 
Gesetzes nach den Reichsversicherungsgesetzen 
zurückgelegten Beitragszeiten und für die nach 
dem Fremdrentengesetz gleichgestellten Bei- 
tragszeiten in vollem Umfang, wenn auf die 
Rente bereits für die Zeit, in der der Berechtigte 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt noch im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat, ein An- 
spruch bestanden hat. Ein deutscher Hinterblie- 
bener eines Versicherten, der bis zu seinem Tod 
die Rente nach Satz 1 bezogen hat, erhält bei der 
Hinterbliebenenrente die Beitragszeiten in dem- 
selben Umfang wie der verstorbene Versicherte 
angerechnet. 

§99 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die Rente 
für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge nicht 
entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem die 
nach §§ 97 und 98 zu berücksichtigenden Bei- 
tragszeiten zu allen Beitragszeiten einschließlich 
der Beschäftigungszeiten nach § 16 des Fremd- 
rentengesetzes stehen. Die Rente für eine Ersatz- 
zeit, die aufgrund einer im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes zurückgelegten Beitragszeit nach 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 oder 2 Buchstaben a oder b an- 
rechenbar ist, wird in vollem Umfang geleistet. 
Für Beschäftigungszeiten nach § 16 des Fremd- 
rentengesetzes und für die nur aufgrund dieser 
Zeiten anrechenbaren Ersatz- und Ausfallzeiten 
wird die Rente nicht geleistet. 

(2) Ein Berechtigter erhält Rentenzuschläge 
und von der Versicherungsdauer unabhängige 
Rentenbestandteile in dem in Absatz 1 Satz 1 be- 
zeichneten Verhältnis. Der Betrag, um den sich 
die Rente infolge eines Versorgungsausgleichs 
erhöht, wird in vollem Umfang geleistet 

§100 

(1) Ein Berechtigter erhält eine Rente wegen 
Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähig- 
keit nur, wenn die Berufsunfähigkeit oder die Er- 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§98 

unverändert 


§99 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die Rente 
für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge nicht 
entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem die 
nach §§ 97 und 98 zu berücksichtigenden Bei- 
tragszeiten zu allen Beitragszeiten einschließlich 
der Beschäftigungszeiten nach § 16 des Fremd- 
rentengesetzes stehen. Die Rente für eine Ersatz- 
zeit, die aufgrund einer im Geltungsbereich die- 
ses Gesetzes zurückgelegten Beitragszeit nach 
§ 28 Abs. 2 Satz 1 oder 2 Buchstabe a oder b anre- 
chenbar ist, wird in vollem Umfang geleistet Für 
Beschäftigungszeiten nach § 16 des Fremdren- 
tengesetzes und für die nur aufgrund dieser Zei- 
ten anrechenbaren Ersatz- und Ausfallzeiten 
wird die Rente nicht geleistet. 

(2) unverändert 


§100 

unverändert 
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werbsunfähigkeit ausschließlich auf dem Ge- 
sundheitszustand des Berechtigten beruht. Eine 
Rente wegen Berufsunfähigkeit erhält der Be- 
rechtigte außerdem nur, wenn auf diese Rente 
bereits für die Zeit, in der er seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt noch im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes gehabt hat, ein Anspruch bestanden hat. 
Ein Berechtigter, der nach Vollendung des 65. Le- 
bensjahres eine Rente wegen Erwerbsunfähig- 
keit beantragt, erhält die Rente nur, wenn auch 
die Wartezeit für das Altersruhegeld vom vollen- 
deten 65. Lebensjahr an erfüllt ist. 

(2) Ein Berechtigter erhält die Leistungen zur 
Rehabilitation nur, wenn er nach diesem Gesetz 
versicherungspflichtig beschäftigt oder tätig ist. 

(3) Ein Berechtigter erhält nicht einen Kinder- 
zuschuß zu einer Versichertenrente oder einen 
Beitragszuschuß für eine Krankenversicherung. 

§101 

Ein Berechtigter erhält 

1. Beratung und Auskunft, auch wenn nach § 96 
sonstige Leistungen nicht erbracht werden; 

2. die Steigerungsbeträge für Beiträge der Hö- 
herversicherung; 

3. die Abfindung des § 68 für die Rente, die ihm 
vor der Wiederheirat zuletzt zustand; 

4. die Beitragserstattung des § 82, auch wenn er 
eine Rente nach Vollendung des 65. Lebens- 
jahres nicht erhalten kann. 

§102 

Ein berechtigter Ausländer erhält 70 vom Hun- 
dert des Rentenbetrags, der sich nach Anwen- 
dung der §§ 97 bis 100 ergibt.“ 

9. §112 Abs. 2 Satz 1 und 2 erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze, die für das Jahr 
1981 52 800 Deutsche Mark beträgt, verändert 
sich in den folgenden Jahren entsprechend einer 
Änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage (§ 32 Abs. 2). Dieser Betrag wird nur für das 
jeweilige Kalenderjahr auf den nächsthöheren 
durch 1200 teilbaren Betrag aufgerundet.“ 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel II § 8 des Gesetzes vom 18. August 1980 
(BGBl. I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 20 Satz 2 werden der Punkt durch ein Semi- 
kolon ersetzt und die Worte „§ 180 Abs. 5 der 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


§101 

unverändert 


§102 

unverändert 


9. §112 Abs. 2 Satz 1 und 2 wird durch folgende 
Sätze ersetzt: 

„Die Beitragsbemessungsgrenze beträgt für das 
Jahr 1981 52 800 Deutsche Mark. Sie verändert 
sich in den folgenden Jahren entsprechend einer 
Änderung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage (§ 32 Abs. 2). Dieser Betrag wird nur für das 
jeweilige Kalenderjahr auf den nächsthöheren 
durch 1200 teilbaren Betrag aufgerundet.“ 


Artikel 4 

Änderung des Reichsknappschaftsgesetzes 

Das Reichsknappschaftsgesetz in der im Bundes- 
gesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 822-1, ver- 
öffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel II § 8 des Gesetzes vom 18. August 1980 
(BGBl. I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Reichsversicherungsordnung gilt für diese Ver- 
sicherten entsprechend.“ angefügt. 

2. § 34 Nr. 5 erhält folgende Fassung: 

„Leistungen für die Krankenversicherung der 
Rentner.“ 

3. § 54 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage, 
die für 1981 23 030 Deutsche Mark beträgt, ver- 
ändert sich in den folgenden Jahren jeweils um 
den Vomhundertsatz, um den sich die Summe 
der durchschnittlichen Bruttoarbeitsentgelte 
(Absatz 1) in den drei Kalenderjahren vor dem 
Kalenderjahr, das dem Eintritt des Versiche- 
rungsfalls voraufgeht, gegenüber der Summe 
dieser Durchschnittsentgelte in dem Dreijah- 
reszeitraum verändert hat, der ein Jahr vorher 
endet.“ 

4. In §71 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Knappschaftsruhegeld“ die Worte „einschließ- 
lich des Zuschusses für die Krankenversiche- 
rung der Rentner (§ 96 c)“ eingefügt. 

5. § 79 Abs. 2 wird gestrichen. 

6. Nach § 96 b wird folgender Titel eingefügt: 

„7. Beitragszuschüsse für die Krankenversiche- 
rung der Rentner 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


2. unverändert 


3. § 54 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die allgemeine Bemessungsgrundlage be- 
trägt für das Jahr 1981 23030 Deutsche Mark. 
Sie verändert sich in den folgenden Jahren je- 
weils um den Vomhundertsatz, um den sich die 
Summe der durchschnittlichen Bruttoarbeits- 
entgelte (Absatz 1) in den drei Kalenderjahren 
vor dem Kalenderjahr, das dem Eintritt des Ver- 
sicherungsfalls voraufgeht, gegenüber der 
Summe dieser Durchschnittsentgelte in dem 
Dreijahreszeitraum verändert hat, der ein Jahr 
vorher endet.“ 

4. unverändert 


5. unverändert 

6. unverändert 


§96c 

(1) Der Rentenbezieher, der 

1. nach dem Vierten Abschnitt, nach dem Zwei- 
ten Buch der Reichsversicherungsordnung, 
nach dem Gesetz über die Krankenversiche- 
rung der Landwirte, nach dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz oder nach dem Gesetz über die 
Sozialversicherung Behinderter pflichtversi- 
chert ist oder 

2. freiwillig nach § 19 Abs. 3 oder bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen, das 
der deutschen Versicherungsaufsicht unter- 
liegt, versichert ist, 

erhält zu seiner Rente einen Zuschuß zu den 
Aufwendungen für die Krankenversicherung. 

(2) Der monatliche Zuschuß beträgt 11,8 vom 
Hundert des monatlichen Rentenzahlbetrags 
bis zur Beitragsbemessungsgrenze der gesetzli- 
chen Krankenversicherung. Er wird auf die 
Höhe der tatsächlichen Aufwendungen für die 
Krankenversicherung begrenzt. Bezieht ein 
Rentner mehrere Renten aus der Rentenversi- 
cherung und wird der Zuschuß nach Satz 1 oder 
2 begrenzt, wird der Zuschuß von den Renten- 
versicherungsträgern im Verhältnis der Höhen 
der Renten anteilig getragen. 

(3) Bei Rentenbeziehern nach Absatz 1 Nr. 1 
wird der Zuschuß für die Zeiten geleistet, für die 
Krankenversicherungsbeiträge aus der Rente 
zu entrichten sind. Bei Rentenbeziehern nach 
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Absatz 1 Nr. 2 wird der Zuschuß frühestens mit 
dem Tag der Rentenantragstellung und nur auf 
Antrag geleistet.“ 

7. Die Überschrift vor § 105 wird durch folgende 
Überschrift ersetzt: 

„D. Erbringung der Leistungen an Berechtigte 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes“ 

8. Die §§ 105 bis 108 f werden durch die folgenden 
Vorschriften ersetzt: 

»§ 105 

Ein Berechtigter, der sich nur vorübergehend 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Geset- 
zes aufhält, erhält für diese Zeit die Leistungen 
der knappschaftlichen Rentenversicherung wie 
ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen Auf- 
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hat. 

§106 

(1) Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt nicht im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes hat, erhält für diese Zeit die Leistungen 
der knappschaftlichen Rentenversicherung in- 
soweit, als die §§ 107 bis 108 e dies bestimmen. 

(2) Eine Rente wird wie bei gewöhnlichem 
Aufenthalt des Berechtigten im Geltungsbe- 
reich dieses Gesetzes berechnet. Für die Fest- 
stellung der Höhe des Jahresbetrags der Rente 
werden von den anrechnungsfähigen Versiche- 
rung sjahren nur die Versicherungsjahre be- 
rücksichtigt, für die der Berechtigte nach den 
§§ 108 bis 108 b die Rente erhalten soll. 

(3) Als Ausländer gelten für die §§ 107 bis 108 e 
die Berechtigen, die nicht Deutsche im Sinne 
des Artikels 116 des Grundgesetzes sind. 

§107 

Ein Berechtigter, der seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes in dem Gebiet hat, in dem ein deut- 
scher Träger der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung seinen Sitz hat, erhält keine Leistungen 
der knappschaftlichen Rentenversicherung. 

§108 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückge- 
legten Beitragszeiten. 


(2) Zeiten, für die nach Bundesrecht Beiträge 
entrichtet sind, sind im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegte Beitragszeiten. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


7. unverändert 


8. Die §§ 105 bis 108 f werden durch die folgenden 
Vorschriften ersetzt: 

„§ 105 

unverändert 


§106 

unverändert 


§107 

unverändert 


§108 

(1) Ein Berechtigter erhält die Rente für die 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückge- 
legten Beitragszeiten. Bei einem berechtigten 
Ausländer wird jedoch die Beitragszeit nicht 
berücksichtigt, soweit die Beiträge für die Zeit 
vor dem 1. Juli 1948 entrichtet sind. Die entrich- 
teten Beiträge gelten insoweit als Beiträge der 
Höherversicherung entsprechend den Vor- 
schriften der Reichsversicherungsordnung. 

(2) unverändert 
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(3) Zeiten, für die nach den Reichsversiche- 
rungsgesetzen Beiträge entrichtet sind, sind im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurückgelegte 
Beitragszeiten, wenn die Beiträge für eine Be- 
schäftigung oder Tätigkeit in diesem Gebiet ent- 
richtet sind. Für freiwillige Beiträge gilt dies, 
wenn sie für eine Zeit entrichtet sind, während 
der der Versicherte seinen Wohnsitz oder ge- 
wöhnlichen Aufenthalt in diesem Gebiet oder in 
einem Gebiet außerhalb des jeweiligen Gel- 
tungsbereichs der Reichsversicherungsgesetze 
hatte. Eine Beschäftigung oder Tätigkeit sowie 
ein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt in 
Berlin bis zum 30. Juni 1945 ist bei der Anwen- 
dung von Satz 1 und 2 zu berücksichtigen. 


§108a 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes nach den Reichsversicherungs- 
gesetzen zurückgelegten Beitragszeiten und für 
die nach dem Fremdrentengesetz gleichgestell- 
ten Beitragszeiten in demselben Umfang wie 
für die im Geltungsbereich dieses Gesetzes zu- 
rückgelegten Beitragszeiten, wenn mindestens 
60 Beitragsmonate im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegt sind oder diese Beitrags- 
monate überwiegen. 

(2) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für die außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes nach den Reichsversicherungs- 
gesetzen zurückgelegten Beitragszeiten und für 
die nach dem Fremdrentengesetz gleichgestell- 
ten Beitragszeiten in vollem Umfang, wenn auf 
die Rente bereits für die Zeit, in der der Berech- 
tigte seinen gewöhnlichen Aufenthalt noch im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat, ein 
Anspruch bestanden hat. Ein deutscher Hinter- 
bliebener eines Versicherten, der bis zu seinem 
Tod die Rente nach Satz 1 bezogen hat, erhält 
bei der Hinterbliebenenrente die Beitragszeiten 
in demselben Umfang wie der verstorbene Ver- 
sicherte angerechnet. 


§108b 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge 
nicht entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem 
die nach §§ 108 und 108 a zu berücksichtigenden 
Beitragszeiten zu allen Beitragszeiten ein- 
schließlich der Beschäftigungszeiten nach § 16 
des Fremdrentengesetzes stehen. Die Rente für 
eine Ersatzzeit, die aufgrund einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zurückgelegten Bei- 
tragszeit nach § 50 Abs. 3 Satz 1 oder 2 Buchsta- 
ben a oder b anrechenbar ist, wird in vollem Um- 
fang geleistet. Für Beschäftigungszeiten nach 
§16 des Fremdrentengesetzes und für die nur 
aufgrund dieser Zeiten anrechenbaren Ersatz- 
und Ausfallzeiten wird die Rente nicht gelei- 
stet. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
(3) unverändert 


§ 108 a 

unverändert 


§ 108 b 

(1) Ein berechtigter Deutscher erhält die 
Rente für anrechenbare Zeiten, für die Beiträge 
nicht entrichtet sind, in dem Verhältnis, in dem 
die nach §§ 108 und 108 a zu berücksichtigenden 
Beitragszeiten zu allen Beitragszeiten ein- 
schließlich der Beschäftigungszeiten nach § 16 
des Fremdrentengesetzes stehen. Die Rente für 
eine Ersatzzeit, die aufgrund einer im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes zurückgelegten Bei- 
tragszeit nach § 50 Abs. 3 Satz 1 oder 2 Buch- 
stabe a oder b anrechenbar ist, wird in vollem 
Umfang geleistet. Für Beschäftigungszeiten 
nach § 16 des Fremdrentengesetzes und für die 
nur aufgrund dieser Zeiten anrechenbaren Er- 
satz- und Ausfallzeiten wird die Rente nicht ge- 
leistet. 


27 



Drucksache 9/884 


Deutscher Bundestag — 9.Wahlperiode 


Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

(2) Ein Berechtigter erhält Rentenzuschläge (2) unverändert 

und von der Versicherungsdauer unabhängige 
Rentenbestandteile in dem in Absatz 1 Satz 1 
bezeichneten Verhältnis. Der Betrag, um den 
sich die Rente infolge eines Versorgungsaus- 
gleichs erhöht, wird in vollem Umfang geleistet. 

Ein Berechtigter erhält den Leistungszuschlag 
nach § 59 in dem Verhältnis, in dem die nach 
§§ 108 und 108 a zu berücksichtigenden Bei- 
tragszeiten mit ständigen Arbeiten unter Tage 
oder diesen gleichgestellten Arbeiten zu all die- 
sen Zeiten stehen. 


§ 108 c § 108 c 

(1) Ein Berechtigter erhält eine Rente wegen unverändert 

Berufsunfähigkeit oder wegen Erwerbsunfähig- 
keit oder eine Bergmannsrente nur, wenn die 

Berufsunfähigkeit oder die Erwerbsunfähigkeit 
oder die verminderte bergmännische Berufsfä- 
higkeit ausschließlich auf dem Gesundheitszu- 
stand des Berechtigten beruht. Eine Rente we- 
gen Berufsunfähigkeit oder eine Bergmanns- 
rente erhält der Berechtigte außerdem nur, 
wenn auf diese Rente bereits für die Zeit, in der 
er seinen gewöhnlichen Aufenthalt noch im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gehabt hat, ein 
Anspruch bestanden hat. Ein Berechtigter, der 
nach Vollendung des 65. Lebensjahres eine 
Rente wegen Erwerbsunfähigkeit beantragt, er- 
hält die Rente nur, wenn auch die Wartezeit für 
das Knappschaftsruhegeld vom vollendeten 
65. Lebensjahr an erfüllt ist. 

(2) Ein Berechtigter erhält die Leistungen zur 
Rehabilitation nur, wenn er nach diesem Gesetz 
versicherungspflichtig beschäftigt oder tätig 
ist. 

(3) Ein Berechtigter erhält nicht einen Kin- 
derzuschuß zu einer Versichertenrente oder ei- 
nen Beitragszuschuß für eine Krankenversiche- 
rung. 


§108d 

Ein Berechtigter erhält 

1. Beratung und Auskunft, auch wenn nach 
§ 107 sonstige Leistungen nicht erbracht 
werden; 

2. die Steigerungsbeträge für Beiträge der Hö- 
herversicherung; 

3. die Abfindung des § 83 für die Rente, die ihm 
vor der Wiederheirat zuletzt zustand; 

4. die Beitragserstattung des § 95, auch wenn er 
eine Rente nach Vollendung des 65. Lebens- 
jahres nicht erhalten kann. 


§108d 

unverändert 


§ 108 e § 108 e 

Ein Berechtigter Ausländer erhält 70 vom unverändert 

Hundert des Rentenbetrags, der sich nach An- 
wendung der §§ 108 bis 108 c ergibt.“ 
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9. In § 114 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „die Bei- 
träge“ durch die Worte „die nach dem Arbeits- 
entgelt bemessenen Beiträge“ ersetzt. 

10. § 120 erhält folgende Fassung: 

„§ 120 

Zu den Kosten für die Krankenversicherung 
der nach § 19 Abs. 1 Versicherten und der in 
§ 165 Abs. 1 Nr. 3 der Reichsversicherungsord- 
nung genannten und in der knappschaftlichen 
Krankenversicherung Versicherten erhebt die 
Bundesknappschaft für die knappschaftliche 
Krankenversicherung der Rentner von den ver- 
sicherungspflichtigen Mitgliedern Beiträge 
nach § 381 Abs. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung. Die danach nicht gedeckten Kosten wer- 
den vom Träger der knappschaftlichen Renten- 
versicherung erstattet.“ 

11. § 121 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Für die nach § 20 Satz 2 in Verbindung 
mit § 180 Abs. 5 der Reichsversicherungsord- 
nung und die nach § 180 Abs. 6 der Reichs- 
versicherungsordnung zu bemes senden Bei- 
träge gilt § 385 Abs. 2 und 2 a der Reichsver- 
sicherungsordnung.“ 

12. § 122 erhält folgende Fassung: 

„§ 122 

(1) Die Träger der Rentenversicherung haben 
bei der Zahlung der Renten die darauf entfallen- 
den Beiträge nach § 120 einzubehalten und an 
die Bundesknappschaft für die knappschaftli- 
che Krankenversicherung der Rentner zu ent- 
richten. 

(2) Die auf Versorgungsbezüge (§ 180 Abs. 5 
Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung) entfallenden Beiträge nach § 120 ha- 
ben die in § 393 a Abs. 2 Satz 2 und 3 der Reichs- 
versicherungsordnung genannten Zahlstellen 
der Versorgungsbezüge einzubehalten und an 
die Bundesknappschaft für die knappschaftli- 
che Krankenversicherung der Rentner zu ent- 
richten; im übrigen sind die Beiträge von den 
Versicherten einzuzahlen. § 393 a Abs. 2 und 3 
Satz 1 und AhsA der Reichsversicherungsord- 
nung gilt entsprechend. 

(3) Die auf Arbeitseinkommen (§ 180 Abs. 5 
Nr. 3 und Abs. 6 Nr. 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung) entfallenden Beiträge nach § 120 hat 
der Versicherte einzuzahlen. 

(4) § 317 Abs. 5 bis 8 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend.“ 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 
9. unverändert 


10. unverändert 


11. unverändert 


12. § 122 erhält folgende Fassung: 

»§ 122 

(1) unverändert 


(2) Die auf Versorgungsbezüge (§ 180 Abs. 5 
Nr. 2 und Abs. 6 Nr. 2 der Reichsversicherungs- 
ordnung) entfallenden Beiträge nach § 120 ha- 
ben die in § 393 a Abs. 2 Satz 2 und 4 der Reichs- 
versicherungsordnung genannten Zahlstellen 
der Versorgungsbezüge einzubehalten und an 
die Bundesknappschaft für die knappschaftli- 
che Krankenversicherung der Rentner zu ent- 
richten; im übrigen sind die Beiträge von den 
Versicherten einzuzahlen. § 393 a Abs. 2 bis 4 
der Reichsversicherungsordnung gilt entspre- 
chend. 

(3) unverändert 


(4) § 317 Abs. 5 bis 9 der Reichsversicherungs- 
ordnung gilt entsprechend.“ 


13. § 130 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 13. § 130 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Beitragsbemessungsgrenze, die für „(3) Die Beitragsbemessungsgrenze, beträgt 

das Jahr 1981 64 800 Deutsche Mark beträgt, für das Jahr 1981 64 800 Deutsche Mark. Sie ver- 
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verändert sich in den folgenden Jahren entspre- 
chend einer Änderung der allgemeinen Bernes- 
sungsgrundlage (§ 54 Abs. 2). Dieser Betrag wird 
nur für das jeweilige Kalenderjahr auf den 
nächsthöheren durch 1 200 teilbaren Betrag auf- 
gerundet.“ 

14. In § 236 a Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„Meldepflicht nach“ die Worte „§ 122 Abs. 2 in 
Verbindung mit § 317 Abs. 7 der Reichsversiche- 
rungsordnung oder“ eingefügt. 

15. § 239 erhält folgende Fassung: 

„§ 239 

(1) Wer nach § 19 Abs. 1 versicherungspflich- 
tig ist und ab 1. Januar 1983 Beiträge von Ver- 
sorgungsbezügen oder Arbeitseinkommen 
(§ 180 Abs. 5 Nr. 2 und 3 und Abs. 6 Nr. 2 und 3 
der Reichsversicherungsordnung) zu entrichten 
hat, wird auf Antrag von der Versicherungs- 
pflicht befreit, wenn er nachweist, daß er späte- 
stens vom Beginn der Befreiung an bei einem 
Krankenversicherungsunternehmen versichert 
ist und für sich und seine Angehörigen, für die 
ihm Familienkrankenpflege zusteht, Vertrags- 
leistungen erhält, die der Art nach den Leistun- 
gen der Krankenhilfe entsprechen. Der Antrag 
ist bis zum 31. März 1983 bei dem Träger der 
knappschaftlichen Krankenversicherung zu 
stellen. Die Befreiung wirkt vom Beginn des Ka- 
lendermonats an, der auf die Antragstellung 
folgt. Sie kann nicht widerrufen werden. § 183 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung gilt 
nicht. 

(2) Beiträge nach § 381 Abs. 2 Satz 2 der 
Reichsversicherungsordnung sind nicht von 
Renten und Versorgungsbezügen zu entrichten, 
die für eine Zeit vor dem 1, Januar 1983 nachge- 
zahlt werden.“ 

Artikel 5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel II 
§ 5 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I 
S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 4 wird angefügt: 

„(4) Wer aufgrund des § 1233 der Reichsversi- 
cherungsordnung in der am 18. Oktober 1972 gel- 
tenden Fassung die Versicherung freiwillig fort- 
gesetzt hat, kann sich abweichend von § 1233 
Abs. 1 Satz 2 der Reichsversicherungsordnung 
freiwillig versichern, auch wenn er seinen Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat und nicht 
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ändert sich in den folgenden Jahren entspre- 
chend einer Änderung der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage (§ 54 Abs. 2). Dieser Betrag wird 
nur für das jeweilige Kalenderjahr auf den 
nächsthöheren durch 1 200 teilbaren Betrag auf- 
gerundet.“ 

14. In § 236 a Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„Meldepflicht nach“ die Worte „§ 122 Abs. 4 in 
Verbindung mit § 317 Abs. 8 Satz 1 der Reichs- 
versicherungsordnung oder“ eingefügt. 

15. unverändert 


Artikel 5 

Änderung des Arbeiterrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil 
III, Gliederungsnummer 8232-4, veröffentlichten be- 
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel II 
§5 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I 
S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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Deutscher im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des 
Grundgesetzes ist. Die in Satz 1 genannten Per- 
sonen können auf Antrag abweichend von den 
Regelungen des § 1418 der Reichsversicherungs- 
ordnung freiwillig Beiträge für Zeiten vom 
19. Oktober 1972 an bis zum 31. Dezember 1981, 
die noch nicht mit Beiträgen zur gesetzlichen 
Rentenversicherung belegt sind, nachentrichten, 
soweit sie wegen des Wohnsitzes oder gewöhnli- 
chen Aufenthalts außerhalb des Geltungsbe- 
reichs dieses Gesetzes freiwillig Beiträge bis zum 
. . . (Inkrafttreten dieser Vorschrift) . . . nicht ent- 
richten konnten. Der Antrag ist bis zum 31. De- 
zember 1982 bei dem nach § 1233 Abs. 3 Satz 2 
und 3 der Reichsversicherungsordnung zuständi- 
gen Träger der Rentenversicherung zu stellen, 
an den der letzte Beitrag gezahlt worden ist. In- 
nerhalb der Rentenversicherung der Arbeiter ist 
der Antrag bei der Landesversicherungsanstalt 
Rheinprovinz zu stellen. Der zuständige Träger 
der Rentenversicherung kann Teilzahlungen bis 
zu einem Zeitraum von zwei J ahren zulassen. Die 
Beiträge können höchstens bis zur Beitragsbe- 
messungsgrenze des Jahres, für das sie bestimmt 
werden, nachentrichtet werden und erhalten bei 
der Bewertung die Werte dieses Jahres. Der Ein- 
tritt des Versicherungsfalls in der Zeit vom 
19. Oktober 1972 bis zum 31. Dezember 1982 steht 
der Nachentrichtung von Beiträgen nicht entge- 
gen. 

(5) Die in Absatz 4 Satz 1 genannten Personen, 
denen aufgrund eines in der Zeit vom 19. Oktober 
1972 bis zum . . . (Inkrafttreten dieser Vorschrift) 

. . . gestellten Antrages Beiträge erstattet worden 
sind, können diese auf Antrag wieder einzahlen. 

Die Wiedereinzahlung kann nur in voller Höhe 
der erstatteten Beiträge erfolgen und hat die Wir- 
kung, als sei keine Beitragserstattung durchge- 
führt worden. Absatz 4 Satz 3 bis 5 tmd Satz 7 ist 
entsprechend anzuwenden.“ 

la. Nach § 12 a wird eingefügt: 

„§12b 

(1) Ist bei einer Rente aufgrund eines Versi- 
cherungsfalls bis zum 31. Dezember 1984 eine 
Zurechnungszeit anzurechnen, geht diese mit 
dem Wert in die Rentenberechnung ein, der sich 
bei Anwendung des § 1255 a der Reichsversiche- 
rungsordnung in der bis zum 31. Dezember 1977 
geltenden Fassung ergeben würde; dabei sind für 
Zeiten nach dem Jahr 1975 als Bruttoarbeitsent- 
gelte der Anlage 2 zu § 1255 a der Reichsversi- 
cherungsordnung die entsprechenden Bruttoar- 
beitsentgelte der Leistungsgruppen 2 bis 4 der 
Anlagen 9 und 11 des Fremdrentengesetzes zu- 
grunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, soweit der Wert 
für die Zurechnungszeit von der Bewertung von 
Zeiten nach § 1255 a Nr. 2 Buchstabe a der 
Reichsversicherungsordnung beeinflußt wird. 

(2) Eine Neufeststellung von Renten, die vor 
dem . . . (Inkrafttreten des Rentenanpassungsge- 
setzes 1982) . . . bewilligt sind und auf die Ab- 
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2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Sind Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 der Reichsversicherungsordnung, 
die vor dem 1. Januar 1957 liegen, nach 
§ 1255 a Nr. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung zu bewerten, sind bei der Bewertung al- 
ler vor dem 1. Januar 1957 liegenden Ausfall- 
zeiten nach § 1259 Abs. 1 Satz 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung mindestens soviel Wert- 
einheiten zugrunde zu legen, wie sich bei ei- 
ner Bewertung der Ausfallzeit nach Absatz 1 
ergeben würden. Eine Neufeststellung für 
Renten, die vor dem ... (Inkrafttreten des 
Rentenanpassungsgesetzes 1982) . . . bewilligt 
sind, erfolgt auf Antrag, im Einzelfall kann sie 
von Amts wegen erfolgen.“ 

3. Dem § 16 wird angefügt: 

„(5) Versicherte, die einen Kinderzuschuß zu 
einer Versichertenrente aus der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter in der Zeit zwischen dem 
1. Juni 1975 und dem 30. Juni 1976 deshalb nicht 
erhalten haben, weil das Pflegekindschaftsver- 
hältnis zu dem Versicherten nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls begründet worden ist 
oder die Enkel und Geschwister nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls in den Haushalt des Ver- 
sicherten aufgenommen oder von ihm überwie- 
gend unterhalten worden sind, haben insoweit 
Anspruch auf einen Kinderzuschuß. Die Höhe 
des Kinderzuschusses bemißt sich nach der 
Höhe des Kinderzuschusses, der in den jeweili- 
gen Zeiträumen bei Bestehen eines Anspruches 
nach dem damaligen Recht zu leisten gewesen 
wäre. Auf diesen Kinderzuschuß ist Kindergeld 
anzurechnen, soweit es für die gleichen Zeit- 
räume geleistet worden ist. § 8 Abs. 3 des Bundes- 
kindergeldgesetzes ist insoweit nicht anzuwen- 
den. Sofern die Versicherten den Anspruch für 
die Zeit vor dem 1. Juni 1975 geltend gemacht ha- 
ben und darüber noch nicht aufgrund des damals 
geltenden Rechts eine nicht mehr anfechtbare 
Entscheidung getroffen worden ist, gilt Satz 1 bis 
4 auch für die Zeit vor dem 1. Juni 1975. Der Kin- 
derzuschi]^ wird auf Antrag geleistet, im Einzel- 
fall kann er von Amts wegen geleistet werden.“ 

4. In § 23 werden nach Absatz 3 folgende Absätze 
eingefügt: 

„(3 a) § 1278 der Reichsversicherungsordnung 
in der vom 1. Januar 1979 an geltenden Fassung 
gilt für Rentenbezugszeiten nach dem 31. Dezem- 
ber 1981 auch für Versicherungsfälle, die vor dem 
1. Januar 1979 eingetreten sind, mit der Maßgabe, 
daß an Stelle des Grenzbetrags in Höhe von 80 
vom Hundert der persönlichen Rentenbemes- 
sungsgrundlage ein Grenzbetrag in Höhe von 85 
vom Hundert der persönlichen Rentenbemes- 
sungsgrundlage tritt. 
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Satz 1 Anwendung findet, erfolgt auf Antrag, im 

Einzelfall kann sie von Amts wegen erfolgen/' 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Sind Ausfallzeiten nach § 1259 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 der Reichsversicherungsordnung, 
die vor dem 1. Januar 1957 liegen, nach 
§ 1255 a Nr. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung zu bewerten, sind bei der Bewertung al- 
ler vor dem 1, Januar 1957 liegenden Ausfall- 
zeiten nach § 1259 Abs. 1 Satz 1 der Reichsver- 
sicherungsordnung mindestens soviel Wert- 
einheiten zugrunde zu legen, wie sich bei ei- 
ner Bewertung der Ausfallzeit nach Absatz 1 
ergeben würden. Eine Neufeststellung von 
Renten, die vor dem . . . (Inkrafttreten des 
Rentenanpassungsgesetzes 1982) . . . bewilligt 
sind, erfolgt auf Antrag, im Einzelfall kann sie 
von Amts wegen erfolgen.“ 

3. unverändert 


4. unverändert 
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(3 b) Eine Rente, die am 31. Dezember 1981 
nach § 1280 der Reichsversicherungsordnung 
ganz oder teilweise ruht, wird bei Rentenanpas- 
sungen insoweit nicht angepaßt.“ 

5. § 28 a erhält folgende Fassung: 5. unverändert 

„§28a 

(1) § 1304 e der Reichsversicherungsordnung 
in der vom 1. Januar 1983 an geltenden Fassung 
gilt auch für Versicherungsfälle vor dem 1. Ja- 
nuar 1983, soweit nachstehend nicht etwas ande- 
res bestimmt ist. Bestand am 31. Dezember 1982 
Anspruch auf einen Zuschuß, der höher als 11,8 
vom Hundert der Rente war, ist der Zuschuß zur 
Rente und zur umgewandelten Rente minde- 
stens in der bisherigen Höhe weiter zu leisten. 

Bestand am 31. Dezember 1982 Anspruch auf ei- 
nen Zuschuß zu einer Rente, und sind die Voraus- 
setzungen für den Zuschuß infolge der Änderung 
des § 1304 e Abs. 1 der Reichsversicherungsord- 
nung vom 1. Januar 1983 an nicht mehr erfüllt, ist 
der Zuschuß in der bisherigen Höhe zu der Rente 
und der umgewandelten Rente unverändert wei- 
ter zu leisten. 

(2) Für Personen, die seit dem 31. Dezember 
1971 ununterbrochen Rente beziehen, ist ein Zu- 
schuß gemäß § 1304 e Abs. 3 Satz 1 und 4 der 
Reichsversicherungsordnung bis zu dem Zeit- 
punkt zu leisten und abzuführen, in dem fest- 
steht, daß ein Zuschuß nicht zu leisten oder an 
den Rentner selbst zu leisten oder an eine andere 
Stelle abzuführen ist. Das gilt auch, wenn nach 
dem 31. Dezember 1971 eine Rente nach Satz 1 
umgewandelt worden ist oder im unmittelbaren 
Anschluß an eine solche Rente eine Hinterbliebe- 
nenrente geleistet wird. Für die Zeit, für die nach 
Satz 1 oder 2 ein Zuschuß geleistet wird, wird der 
Träger der Rentenversicherung von der Ver- 
pflichtung befreit, einen Zuschuß an den Rentner 
oder an einen anderen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu leisten. Der Rentenbe- 
zieher ist für diese Zeit nicht verpflichtet, Bei- 
träge aus der Rente zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung zu entrichten.“ 

6. §41 a erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

.,§41a 

(1) Personen, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind und die zwi- 
schen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig verlassen haben, um sich ei- 
ner von ihnen nicht zu vertretenden und durch 
die politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen, oder aus den glei- 
chen Gründen nicht in das Gebiet des Deutschen 
Reiches oder der Freien Stadt Danzig zurückkeh- 
ren konnten, kann die Rente insoweit gezahlt 
werden, als sie Deutschen aufgrund der §§1316 
bis 1322 der Reichsversicherungsordnung zu zah- 
len ist. 
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(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Vertriebene 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bunde svertrie- 
benengesetzes aus den in den Jahren 1938 und 
1939 in das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
bieten, die als solche im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anerkannt sind. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für frühere deut- 
sche Staatsangehörige, die im Ausland als Ange- 
hörige deutscher geistlicher Genossenschaften 
oder ähnlicher Gemeinschaften aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen mit 
Krankenpflege, Unterricht, Seelsorge oder ähnli- 
chen gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Versi- 
cherungsfall, sofern dieser bis zum 31. Dezember 
1984 eintritt, beschäftigt waren. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für die Zahlung 
von Hinterbliebenenrenten an die Hinterbliebe- 
nen der in Absatz 1 bis 3 genannten Personen. 

§ 1323 der Reichsversicherungsordnung ist anzu- 
wenden. 

(5) Die §§ 1321 und 1322 der Reichsversiche- 
rungsordnung in der am 30. Juni 1977 geltenden 
Fassung finden auf Personen, denen aufgrund 
dieser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwen- 
dung, auch soweit es sich um Versicherungsfälle 
nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer Um- 
wandlung der Rente oder zur Gewährung einer 
Hinterbliebenenrente in unmittelbarem An- 
schluß an die Versichertenrente führen. 

(6) Die Renten an die in Absatz 1 bis 5 genann- 
ten Personen gelten nicht als Leistungen der so- 
zialen Sicherheit.“ 

7. Nach § 41 a wird folgender § 41 b eingefügt: 7. unverändert 

„§41b 

(1) Die §§ 1315 bis 1323 der Reichsversiche- 
rungsordnung in der mit Wirkung vom 1. Juni 
1979 an geltenden Fassung sind auch für Ansprü- 
che für die Zeit vor dem 1. Juni 1979 anzuwenden, 
soweit der Anspruch auf Leistung einer Rente 
ins Ausland für die Zeit vor dem 1. Juni 1979 gel- 
tend gemacht worden ist und darüber noch nicht 
aufgrund des für diese Zeit geltenden Rechts, wo- 
nach die Rente geruht hat, eine nicht mehr an- 
fechtbare Entscheidung getroffen worden ist. 

(2) Ein Antrag auf Leistung einer Rente nach 
den §§ 1315 bis 1323 der Reichsversicherungsord- 
nung in der mit Wirkung vom 1. Juni 1979 an gel- 
tenden Fassung gilt als rechtzeitig gestellt, wenn 
der Antrag bis zum 31. Dezember 1982 gestellt 
wird. Eine Neufeststellung erfolgt nur auf An- 
trag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen er- 
folgen. Auf eine Rente ist eine bereits erbrachte 
Leistung, die nicht als Leistung der sozialen Si- 
cherheit gilt, anzurechnen, soweit sie der Rente 
entspricht. 

(3) Die §§1315 bis 1323 der Reichsversiche- 
rungsordnung in der bis zum 31. Mai 1979 gelten- 
den Fassung sind für die Personen, die aufgrund 
dieser Vorschriften bereits eine Rente ins Aus- 
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land ausgezahlt erhalten können, bis zum 31. De- 
zember 1981 weiter anzuwenden. Bestand am 
31. Dezember 1981 ein Anspruch auf Zahlung ei- 
ner Rente nach Satz 1 für eine Person, die sich zu 
diesem Zeitpunkt und anschließend gewöhnlich 
im Ausland aufhält, ist diese Rente mindestens 
in der bis dahin erbrachten Höhe weiter zu lei- 
sten. Eine Neufeststellung der Rente erfolgt nur 
auf Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts we- 
gen erfolgen. Bestand am 31. Dezember 1981 ein 
Anspruch auf Zahlung eines Beitragszuschusses 
für eine Krankenversicherung, ist der Beitrags- 
zuschuß in der zu diesem Zeitpunkt erbrachten 
Höhe zu der Rente und der umgewandelten 
Rente unverändert weiter zu leisten. Bestand am 
31. Dezember 1981 ein Anspruch auf Zahlung ei- 
nes Kinderzuschusses, ist der Kinderzuschuß in 
unveränderter Höhe so lange weiter zu leisten, 
wie die Anspruchsvoraussetzungen noch erfüllt 
sind. Ein Anspruch auf einen Beitragszuschuß 
für eine Krankenversicherung oder auf einen 
Kinderzuschuß kann nach dem 31. Dezember 
1981 nicht neu erworben werden. 

(4) Renten, die aufgrund der §§1315 bis 1323 
der Reichsversicherungsordnung in der mit Wir- 
kung vom 1. Juni 1979 an geltenden Fassung an 
Berechtigte außerhalb des Geltungsbereichs die- 
ses Gesetzes geleistet werden und die nach dem 
bis zum 31. Mai 1979 geltenden Recht nicht gelei- 
stet werden konnten, gelten nicht als Renten im 
Sinne des § 1304 d der Reichsversicherungsord- 
nung.“ 


Artikel 6 

Änderung des Angestelltenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel II § 7 
des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 5 wird angefügt: 

„(3) Wer aufgrund des § 10 des Angestelltenver- 
sicherungsgesetzes in der am 18. Oktober 1972 
geltenden Fassung die Versicherung freiwillig 
fortgesetzt hat, kann sich abweichend von § 10 
Abs. 1 Satz 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes freiwillig versichern, auch wenn er seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außer- 
halb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes hat 
und nicht Deutscher im Sinne des Artikels 116 
Abs. 1 des Grundgesetzes ist. Die in Satz 1 ge- 
nannten Personen können auf Antrag abwei- 
chend von den Regelungen des § 140 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes freiwillig Beiträge 
für Zeiten vom 19. Oktober 1972 an bis zum 
31. Dezember 1981, die noch nicht mit Beiträgen 
zur gesetzlichen Rentenversicherung belegt sind, 
nachentrichten, soweit sie wegen des Wohnsitzes 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 6 

Änderung des Angestelltenversicherungs- ^ 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 821-2, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel II § 7 
des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I S. 1469), 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 
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oder gewöhnlichen Aufenthalts außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes freiwillig Bei- 
träge bis zum . . . (Inkrafttreten dieser Vorschrift) 
. . . nicht entrichten konnten. Der Antrag ist bis 
zum 31, Dezember 1982 bei dem nach § 10 Abs. 3 
Satz 2 und 3 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes zuständigen Träger der Rentenversiche- 
rung zu stellen. Die Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte kann Teilzahlungen bis zu einem 
Zeitraum von zwei Jahren zulassen. Die Beiträge 
können höchstens bis zur Beitragsbemessungs- 
grenze des Jahres, für das sie bestimmt werden, 
nachentrichtet werden und erhalten bei der Be- 
wertung die Werte dieses Jahres. Der Eintritt des 
Versicherungsfalls in der Zeit vom 19. Oktober 
1972 bis zum 31. Dezember 1982 steht der Nach- 
entrichtung von Beiträgen nicht entgegen. 

(4) Die in Absatz 3 Satz 1 genannten Personen, 
denen aufgrund eines in der Zeit vom 19. Oktober 
1972 bis zum . . . (Inkrafttreten dieser Vorschrift) 
. . . gestellten Antrages Beiträge erstattet worden 
sind, können diese auf Antrag wieder einzahlen. 
Die Wiedereinzahlung kann nur in voller Höhe 
der erstatteten Beiträge erfolgen und hat die Wir- 
kung, als sei keine Beitragserstattung durchge- 
führt worden. Absatz 3 Satz 3, 4 und 6 ist entspre- 
chend anzuwenden.“ 


2. § 14 wird wie folgt geändert; 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Sind Ausfallzeiten nach § 36 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes, die vor dem 1. Januar 1957 liegen, nach 
§ 32 a Nr. 1 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes zu bewerten, sind bei der Bewertung al- 
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la. Nach § 12 a wird eingefügt: 

„§ 12b 

(1) Ist bei einer Rente aufgrund eines Versi- 
cherungsfalls bis zum 31. Dezember 1984 eine 
Zurechnungszeit anzurechnen, geht diese mit 
dem Wert in die Rentenberechnung ein, der sich 
bei Anwendung des § 32 a des Angestelltenversi- 
cherungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 
1977 geltenden Fassung ergeben würde; dabei 
sind für Zeiten nach dem Jahr 1975 als Bruttoar- 
beitsentgelte der Anlage 2 zu §32a des Ange- 
stelltenversicberungsgesetzes die entsprechen- 
den Bruttoarbeitsentgelte der Leistungsgrup- 
pen 2 bis 4 der Anlagen 9 und 11 des Fremdren- 
tengesetzes zugrunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, 
soweit der Wert für die Zurechnungszeit von der 
Bewertung von Zeiten nach § 32 a Nr. 2 Buchsta- 
be a des Angestelltenversicherungsgesetzes be- 
einflußt wird. 

(2) Eine Neufeststellung von Renten, die vor 
dem . . . (Inkrafttreten des Rentenanpassungsge- 
setzes 1982) . . . bewilligt sind und auf die Ab- 
satz 1 Anwendung findet, erfolgt auf Antrag, im 
Einzelfall kann sie von Amts wegen erfolgen.“ 

2. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Sind Ausfallzeiten nach § 36 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes, die vor dem 1. Januar 1957 liegen, nach 
§ 32 a Nr. 1 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes zu bewerten, sind bei der Bewertung al- 
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1er vor dem 1. Januar 1957 liegenden Ausfall- 
zeiten nach § 36 Abs. 1 Satz 1 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes mindestens soviel 
Werteinheiten zugrunde zu legen, wie sich bei 
einer Bewertung der Ausfallzeiten nach Ab- 
satz 1 ergeben würden. Eine Neufeststellung 
für Renten, die vor dem . . . (Inkrafttreten des 
Rentenanpassungsgesetzes 1982) . . . bewilligt 
sind, erfolgt auf Antrag, im Einzelfall kann sie 
von Amts wegen erfolgen.“ 

3. Dem § 16 wird angefügt: 

„(5) Versicherte, die einen Kinderzuschuß zu 
einer Versichertenrente aus der Rentenversiche- 
rung der Angestellten in der Zeit zwischen dem 
1. Juni 1975 und dem 30. Juni 1976 deshalb nicht 
erhalten haben, weil das Pflegekindschaftsver- 
hältnis zu dem Versicherten nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls begründet worden ist 
oder die Enkel und Geschwister nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls in den Haushalt des Ver- 
sicherten auf ge nommen oder von ihm überwie- 
gend unterhalten worden sind, haben insoweit 
Anspruch auf einen Kinderzuschuß. Die Höhe 
des Kinderzuschusses bemißt sich nach der 
Höhe des Kinderzuschusses, der in den jeweili- 
gen Zeiträumen bei Bestehen eines Anspruches 
nach dem damaligen Recht zu leisten gewesen 
wäre. Auf diesen Kinderzuschuß ist Kindergeld 
anzurechnen, soweit es für die gleichen Zeit- 
räume geleistet worden ist. § 8 Abs. 3 des Bundes- 
kindergeldgesetzes ist insoweit nicht anzuwen- 
den. Sofern die Versicherten den Anspruch für 
die Zeit vor dem 1. Juni 1975 geltend gemacht ha- 
ben und darüber noch nicht aufgrund des damals 
geltenden Rechts eine nicht mehr anfechtbare 
Entscheidung getroffen worden ist, gilt Satz 1 bis 
4 auch für die Zeit vor dem 1. Juni 1975. Der Kin- 
derzuschuß wird auf Antrag geleistet, im Einzel- 
fall kann er von Amts wegen geleistet werden.“ 

4. In § 22 werden nach Absatz 3 folgende Absätze 
eingefügt: 

„(3 a) § 55 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes in der vom 1. Januar 1979 an geltenden Fas- 
sung gilt für Rentenbezugszeiten nach dem 
31. Dezember 1981 auch für Versicherungsfälle, 
die vor dem 1. Januar 1979 eingetreten sind, mit 
der Maßgabe, daß an Stelle des Grenzbetrags in 
Höhe von 80 vom Hundert der persönlichen Ren- 
tenbemessungsgrundlage ein Grenzbetrag in 
Höhe von 85 vom Hundert der persönlichen Ren- 
tenbemessungsgrundlage tritt 

(3 b) Eine Rente, die am 31. Dezember 1981 
nach § 57 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
ganz oder teilweise ruht, wird bei Rentenanpas- 
sungen insoweit nicht angepaßt.“ 

5. § 27 a erhält folgende Fassung: 

„§ 27 a 

(1) §83e des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes in der vom 1. Januar 1983 an geltenden Fas- 
sung gilt auch für Versicherungsfälle vor dem 
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1er vor dem 1. Januar 1957 liegenden Ausfall- 
zeiten nach § 36 Abs. 1 Satz 1 des Angestell- 
tenversicherungsgesetzes mindestens soviel 
Werteinheiten zugrunde zu legen, wie sich bei 
einer Bewertung der Ausfallzeiten nach Ab- 
satz 1 ergeben würden. Eine Neufeststellung 
von Renten, die vor dem . . . (Inkrafttreten des 
Rentenanpassungsgesetzes 1982) . . . bewilligt 
sind, erfolgt auf Antrag, im Einzelfall kann sie 
von Amts wegen erfolgen.“ 

3. unverändert 


4. unverändert 


5. unverändert 
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I. Januar 1983, soweit nachstehend nicht etwas 
anderes bestimmt ist Bestand am 31. Dezember 
1982 Anspruch auf einen Zuschuß, der höher als 

II, 8 vom Hundert der Rente war, ist der Zuschuß 
zur Rente und zur umgewandelten Rente minde- 
stens in der bisherigen Höhe weiter zu leisten. 

Bestand am 31. Dezember 1982 Anspruch auf ei- 
nen Zuschuß zu einer Rente, und sind die Voraus- 
setzungen für den Zuschuß infolge der Änderung 
des § 83 e Abs. 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes vom 1. Januar 1983 an nicht mehr er- 
füllt, ist der Zuschuß in der bisherigen Höhe zu 
der Rente und der umgewandelten Rente unver- 
ändert weiter zu leisten. 

(2) Für Personen, die seit dem 31. Dezember 
1971 ununterbrochen Rente beziehen, ist ein Zu- 
schuß gemäß § 83 e Abs. 3 Satz 1 und 4 des Ange- 
stelltenversicherungsgesetzes bis zu dem Zeit- 
punkt zu leisten und abzuführen, in dem fest- 
steht, daß ein Zuschuß nicht zu leisten oder an 
den Rentner selbst zu leisten oder an eine andere 
Stelle abzuführen ist. Das gilt auch, wenn nach 
dem 31. Dezember 1971 eine Rente nach Satz 1 
umgewandelt worden ist oder im unmittelbaren 
Anschluß an eine solche Rente eine Hinterbliebe- 
nenrente geleistet wird. Für die Zeit, für die nach 
Satz 1 oder 2 ein Zuschuß geleistet wird, wird der 
Träger der Rentenversicherung von der Ver- 
pflichtung befreit, einen Zuschuß an den Rentner 
oder an einen anderen Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung zu leisten. Der Rentenbe- 
zieher ist für diese Zeit nicht verpflichtet, Bei- 
träge aus der Rente zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung zu entrichten.“ 

6. § 40 a erhält folgende Fassung: 6. unverändert 

„§ 40 a 

(1) Personen, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind und die zwi- 
schen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig verlassen haben, um sich ei- 
ner von ihnen nicht zu vertretenden und durch 
die politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen, oder aus den glei- 
chen Gründen nicht in das Gebiet des Deutschen 
Reiches oder der Freien Stadt Danzig zurückkeh- 
ren konnten, kann die Rente insoweit gezahlt 
werden, als sie Deutschen aufgrund der §§ 95 bis 
101 des Angestelltenversicherungsgesetzes zu 
zahlen ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Vertriebene 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bundesvertrie- 
benengesetzes aus den in den Jahren 1938 und 
1939 in das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
bieten, die als solche im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anerkannt sind. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für frühere deut- 
sche Staatsangehörige, die im Ausland als Ange- 
hörige deutscher geistlicher Genossenschaften 
oder ähnlicher Gemeinschaften aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen mit 
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Krankenpflege, Unterricht, Seelsorge oder ähnli- 
chen gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Versi- 
cherungsfall, sofern dieser bis zum 31. Dezember 
1984 eintritt, beschäftigt waren. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für die Zahlung 
von Hinterbliebenenrenten an die Hinterbliebe- 
nen der in Absatz 1 bis 3 genannten Personen. 

§ 102 des Angestelltenversicherungsgesetzes ist 
anzuwenden. 

(5) Die §§ 100 und 101 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes in der am 30. Juni 1977 geltenden 
Fassung finden auf Personen, denen aufgrund 
dieser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwen- 
dung, auch soweit es sich um Versicherungsfälle 
nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer Um- 
wandlung der Rente oder zur Gewährung einer 
Hinterbliebenenrente in unmittelbarem An- 
schluß an die Versichertenrente führen. 

(6) Die Renten an die in Absatz 1 bis 5 genann- 
ten Personen gelten nicht als Leistungen der so- 
zialen Sicherheit.“ 

7. Nach § 40 a wird folgender § 40 b eingefügt: 7. unverändert 

.,§40b 

(1) Die §§ 94 bis 102 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes in der mit Wirkung vom 1. Juni 
1979 an geltenden Fassung sind auch für Ansprü- 
che für die Zeit vor dem 1. Juni 1979 anzuwenden, 
soweit der Anspruch auf Leistung einer Rente 
ins Ausland für die Zeit vor dem 1. Juni 1979 gel- 
tend gemacht worden ist und darüber noch nicht 
aufgrund des für diese Zeit geltenden Rechts, wo- 
nach die Rente geruht hat, eine nicht mehr an- 
fechtbare Entscheidung getroffen worden ist. 

(2) Ein Antrag auf Leistung einer Rente nach 
den §§ 94 bis 102 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in der mit Wirkung vom 1. Juni 1979 an 
geltenden Fassung gilt als rechtzeitig gestellt, 
wenn der Antrag bis zum 31. Dezember 1982 ge- 
stellt wird. Eine Neufeststellung erfolgt nur auf 
Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen 
erfolgen. Auf eine Rente ist eine bereits er- 
brachte Leistung, die nicht als Leistung der so- 
zialen Sicherheit gilt, anzurechnen, soweit sie der 
Rente entspricht. 

(3) Die §§ 94 bis 102 des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes in der bis zum 31. Mai 1979 gelten- 
den Fassung sind für die Personen, die aufgrund 
dieser Vorschriften bereits eine Rente ins Aus- 
land ausgezahlt erhalten können, bis zum 31. De- 
zember 1981 weiter anzuwenden. Bestand am 
31. Dezember 1981 ein Anspruch auf Zahlung ei- 
ner Rente nach Satz 1 für eine Person, die sich zu 
diesem Zeitpunkt und anschließend gewöhnlich 
im Ausland aufhält, ist diese Rente mindestens 
in der bis dahin erbrachten Höhe weiter zu lei- 
sten. Eine Neufeststellung der Rente erfolgt nur 
auf Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts we- 
gen erfolgen. Bestand am 31. Dezember 1981 ein 
Anspruch auf Zahlung eines Beitragszuschusses 
für eine Krankenversicherung, ist der Beitrags- 
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Zuschuß in der zu diesem Zeitpunkt erbrachten 
Höhe zu der Rente und der umgewandelten 
Rente unverändert weiter zu leisten. Bestand am 
31. Dezember 1981 ein Anspruch auf Zahlung ei- 
nes Kinderzuschusses, ist der Kinderzuschuß in 
unveränderter Höhe solange weiter zu leisten, 
wie die Anspruchsvoraussetzungen noch erfüllt 
sind. Ein Anspruch auf einen Beitragszuschuß 
für eine Krankenversicherung oder auf einen 
Kinderzuschuß kann nach dem 31. Dezember 
1981 nicht neu erworben werden. 

(4) Renten, die aufgrund der §§ 94 bis 102 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes in der mit 
Wirkung vom 1. Juni 1979 an geltenden Fassung 
an Berechtigte außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes geleistet werden und die nach 
dem bis zum 31. Mai 1979 geltenden Recht nicht 
geleistet werden konnten, gelten nicht als Ren- 
ten im Sinne des § 83 d des Angestelltenversiche- 
rungsgesetzes.“ 


Artikel 7 

Änderung des Knappschaf tsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 822 — 8, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Ar- 
tikel II § 9 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl I 
S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 wird nach Absatz 2 folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2 a) Sind Ausfallzeiten nach § 57 Satz 1 Nr. 4 
des Reichsknappschaftsgesetzes, die vor dem 
1. Januar 1957 liegen, nach § 54 a Nr. 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes zu bewerten, sind 
bei der Bewertung aller vor dem 1. Januar 1957 
liegenden Ausfallzeiten nach § 57 Satz 1 des 
Reichsknappschaftsgesetzes mindestens soviel 
Werteinheiten zugrunde zu legen, wie sich bei ei- 
ner Bewertung der Ausfallzeit nach Absatz 2 er- 
geben würden. Eine Neufeststellung für Renten, 
die vor dem . . . (Inkrafttreten des Rentenanpas- 
sungsgesetzes 1982) . . . bewilligt sind, erfolgt auf 
Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen 
erfolgen.“ 
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Artikel 7 

Änderung des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes 

Artikel 2 des Knappschaftsrentenversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 822-8, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti- 
kel II § 9 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl I 
S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. In § 9 wird nach Absatz 2 folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(2 a) Sind Ausfallzeiten nach § 57 Satz 1 Nr. 4 
des Reichsknappschaftsgesetzes, die vor dem 1. 
Januar 1957 liegen, nach § 54 a Nr. 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes zu bewerten, sind bei der 
Bewertung aller vor dem 1. Januar 1957 liegen- 
den Ausfallzeiten nach § 57 Satz 1 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes mindestens soviel Wert- 
einheiten zugrunde zu legen, wie sich bei einer 
Bewertung der Ausfallzeit nach Absatz 2 ergeben 
würden. Eine Neufeststellung von Renten, die 
vor dem . , . (Inkrafttreten des Rentenanpas- 
sungsgesetzes 1982) . . . bewilligt sind, erfolgt auf 
Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen 
erfolgen.“ 

la. Nach § 10 b wird eingefügt: 


„§ 10 c 

(1) Ist bei einer Rente aufgrund eines Versi- 
cherungsfalls bis zum 31. Dezember 1984 eine 
Zurechnungszeit anzurechnen, gebt diese mit 
dem Wert in die Rentenberechnung ein, der sich 
bei Anwendung des §54a des Reichsknapp- 
scbaftsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 1977 
geltenden Fassung ergeben würde; dabei sind für 
Zeiten nach dem Jahr 1975 als Bruttoarbeitsent- 
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gelte der Anlage 2 zu §54a des Reichsknapp* 
Schaftsgesetzes die entsprechenden Bruttoar- 
beitsentgelte der Leistungsgruppen 2 bis 4 der 
Anlagen 9 und 11 des Fremdrentengesetzes zu- 
grunde zu legen. Satz 1 gilt nicht, soweit der Wert 
für die Zurechnungszeit von der Bewertung von 
Zeiten nach § 54 a Nr. 2 Buchstabe a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes beeinflußt wird. 

(2) Eine Neufeststellung von Renten, die vor 
dem . . . (Inkrafttreten des Rentenanpassungsge- 
setzes 1982) . . . bewilligt sind und auf die Ab- 
satz 1 Anwendung, findet, erfolgt auf Antrag, im 
Einzelfall kann sie von Amts wegen erfolgen.“ 

2. Dem § 12 wird angefügt: 2. unverändert 

„(6) Versicherte, die einen Kinderzuschuß zu 
einer Versichertenrente aus der knappschaftli- 
chen Rentenversicherung in der Zeit zwischen 
dem 1. Juni 1975 und dem 30. Juni 1976 deshalb 
nicht erhalten haben, weil das Pflegekindschafts- 
verhältnis zu dem Versicherten nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls begründet worden ist 
oder die Enkel und Geschwister nicht vor Eintritt 
des Versicherungsfalls in den Haushalt des Ver- 
sicherten aufgenommen oder von ihm überwie- 
gend unterhalten worden sind, haben insoweit 
Anspruch auf einen Kinderzuschuß. Die Höhe 
des Kinderzuschusses bemißt sich nach der 
Höhe des Kinderzuschusses, der in den jeweili- 
gen Zeiträumen bei Bestehen eines Anspruches 
nach dem damaligen Recht zu leisten gewesen 
wäre. Auf diesen Kinderzuschuß ist Kindergeld 
anzurechnen, soweit es für die gleichen Zeit- 
räume geleistet worden ist. § 8 Abs. 3 des Bundes- 
kindergeldgesetzes ist insoweit nicht anzuwen- 
den. Sofern die Versicherten den Anspruch für 
die Zeit vor dem 1. Juni 1975 geltend gemacht ha- 
ben und darüber noch nicht aufgrund des damals 
geltenden Rechts eine nicht mehr anfechtbare 
Entscheidung getroffen worden ist, gilt Satz 1 bis 
4 auch für die Zeit vor dem 1. Juni 1975. Der Kin- 
derzuschuß wird auf Antrag geleistet, im Einzel- 
fall kann er von Amts wegen geleistet werden.“ 

3. Dem § 17 wird angefügt: 3. unverändert 

„(4) § 75 des Reichsknappschaftsgesetzes in der 
vom 1. Januar 1979 an geltenden Fassung gilt für 
Rentenbezugszeiten nach dem 31. Dezember 
1981 auch für Fälle, in denen sowohl der Versi- 
cherungsfall als auch der Unfall vor dem 1. Ja- 
nuar 1979 eingetreten sind, mit der Maßgabe, daß 
an Stelle des Grenzbetrags in Höhe von 95 vom 
Hundert der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage ein Grenzbetrag in Höhe von 100 vom 
Hundert der persönlichen Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 

(5) Eine Rente, die am 31. Dezember 1981 nach 
§ 77 des Reichsknappschaftsgesetzes ganz oder 
teilweise ruht, wird bei Rentenanpassungen inso- 
weit nicht angepaßt.“ 
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4. § 20 c erhält folgende Fassung: 4. unverändert 

„§ 20 c 

(1) Personen, die nicht Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 des Grundgesetzes sind und die zwi- 
schen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
das Gebiet des Deutschen Reiches oder der 
Freien Stadt Danzig verlassen haben, um sich ei- 
ner von ihnen nicht zu vertretenden und durch 
die politischen Verhältnisse bedingten besonde- 
ren Zwangslage zu entziehen, oder aus den glei- 
chen Gründen nicht in das Gebiet des Deutschen 
Reiches oder der Freien Stadt Danzig zurückkeh- 
ren konnten, kann die Renten insoweit gezahlt 
werden, als sie Deutschen aufgrund der §§ 106 bis 
108 d des Reichsknappschaftsgesetzes zu zahlen 
ist. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Vertriebene 
im Sinne des § 1 Abs. 2 Nr. 1 des Bunde svertrie- 
benengesetzes aus den in den Jahren 1938 und 
1939 in das Deutsche Reich eingegliederten Ge- 
bieten, die als solche im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes anerkannt sind. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für frühere deut- 
sche Staatsangehörige, die im Ausland als Ange- 
hörige deutscher geistlicher Genossenschaften 
oder ähnlicher Gemeinschaften aus überwiegend 
religiösen oder sittlichen Beweggründen mit 
Krankenpflege, Unterricht, Seelsorge oder ähnli- 
chen gemeinnützigen Tätigkeiten bis zum Versi- 
cherungsfall, sofern dieser bis zum 31. Dezember 
1984 eintritt, beschäftigt waren. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für die Zahlung 
von Hinterbliebenenrenten an die Hinterbliebe- 
nen der in Absatz 1 bis 3 genannten Personen, 

§ 108 e des Reichsknappschaftsgesetzes ist anzu- 
wenden. 

(5) Die §§ 108 c und 108 d des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes in der am 30. Juni 1977 geltenden 
Fassung finden auf Personen, denen aufgrund 
dieser Vorschrift am 30. Juni 1977 Rente zustand, 
und auf deren Hinterbliebene weiterhin Anwen- 
dung, auch soweit es sich um Versicherungsfälle 
nach dem 30. Juni 1977 handelt, die zu einer Um- 
wandlung der Rente oder zur Gewährung einer 
Hinterbliebenenrente in unmittelbarem An- 
schluß an die Versichertenrente führen. 

(6) Die Renten an die in Absatz 1 bis 5 genann- 
ten Personen gelten nicht als Leistungen der so- 
zialen Sicherheit.“ 

5. Nach § 20 e wird folgender § 20 f eingefügt: 5, unverändert 

„§ 20 f 

(1) Die §§ 105 bis 108 f des Reichsknappschafts- 
gesetzes in der mit Wirkung vom 1. Juni 1979 an 
geltenden Fassung sind auch für Ansprüche für 
die Zeit vor dem 1. Juni 1979 anzuwenden, soweit 
der Anspruch auf Leistung einer Rente ins Aus- 
land für die Zeit vor dem 1. Juni 1979 geltend ge- 
macht worden ist und darüber noch nicht auf- 
grund des für diese Zeit geltenden Rechts, wo- 
nach die Rente geruht hat, eine nicht mehr an- 
fechtbare Entscheidung getroffen worden ist. 
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(2) Ein Antrag auf Leistung einer Rente nach 
den §§ 105 bis 108 f des Reichsknappschaftsgeset- 
zes in der mit Wirkung vom 1, Juni 1979 an gel- 
tenden Fassung gilt als rechtzeitig gestellt, wenn 
der Antrag bis zum 31. Dezember 1982 gestellt 
wird. Eine Neufeststellung erfolgt nur auf An- 
trag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen er- 
folgen. Auf eine Rente ist eine bereits erbrachte 
Leistung, die nicht als Leistung der sozialen Si- 
cherheit gilt, anzurechnen, soweit sie der Rente 
entspricht. 

(3) Die §§ 105 bis 108 f des Reichsknappschafts- 
gesetzes in der bis zum 31. Mai 1979 geltenden 
Fassung sind für die Personen, die aufgrund die- 
ser Vorschriften bereits eine Rente ins Ausland 
ausgezahlt erhalten können, bis zum 31. Dezem- 
ber 1981 weiter anzuwenden. Bestand am 31. De- 
zember 1981 ein Anspruch auf Zahlung einer 
Rente nach Satz 1 für eine Person, die sich zu die- 
sem Zeitpunkt und anschließend gewöhnlich im 
Ausland aufhält, ist diese Rente mindestens in 
der bis dahin erbrachten Höhe weiter zu leisten. 

Eine Neufeststellung der Rente erfolgt nur auf 
Antrag, im Einzelfall kann sie von Amts wegen 
erfolgen. Bestand am 31. Dezember 1981 ein An- 
spruch auf Zahlung eines Kinderzuschusses, ist 
der Kinderzuschuß in unveränderter Höhe so 
lange weiter zu leisten, wie die Anspruchsvoraus- 
setzungen noch erfüllt sind. Ein Anspruch auf ei- 
nen Beitragszuschuß für eine Krankenversiche- 
rung oder auf einen Kinderzuschuß kann nach 
dem 31. Dezember 1981 nicht neu erworben wer- 
den.“ 


Artikel 8 Artikel 8 

Änderung des Sozialversicherungs- unverändert 

Angleichungsgesetzes Saar 

Nach §30 des Sozialversicherungs- Angleichungsge- 
setzes Saar in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 

Gliederungsnummer 826 — 19, veröffentlichten berei- 
nigten Fassung, zuletzt geändert durch § 10 Nr. 3 des 
Gesetzes vom 24. Juni 1975 (BGBl. I S. 1536), wird fol- 
gender § 30 a eingefügt: 


»§ 30 a 

Die Anpassung der Leistungen nach § 27, soweit 
sie von einem Träger der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung zu erbringen sind, und der Leistungen nach 
§ 28 richtet sich nach den für die Renten der gesetzli- 
chen Rentenversicherung maßgebenden Vorschrif- 
ten. Satz 1 gilt entsprechend für Leistungen nach Ar- 
tikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 vom 13. Juli 1957 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 779), nach Artikel 2 § 17 
des Gesetzes Nr. 590 vom 13. Juli 1957 (Amtsblatt des 
Saarlandes S. 789) und nach Artikel 4 § 9 des Geset- 
zes Nr. 635 vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saarlan- 
des S. 1099), soweit diese Vorschriften gemäß § 8 
Abs. 3 Satz 2 des Zweiten Rentenanpassungsgeset- 
zes vom 24. Dezember 1959 (BGBl. I S. 765) weiterhin 
anzuwenden sind.“ 
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Artikel 9 

Änderung des Wohngeldgesetzes 

Das Wohngeldgesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 21. September 1980 (BGBL I S. 1741), 
geändert durch Artikel 18 des Gesetzes vom 26. Juni 
1981 (BGBl. I S. 537), wird wie folgt geändert: 

1. § 14 wird folgender Absatz 3 angefügt; 

„(3) Bei der Ermittlung des Jahreseinkommens 
bleiben gesetzlich vorgesehene Zuschüsse zu den 
Aufwendungen für die Krankenversicherung au- 
ßer Betracht.“ 

2. § 17 Abs. 1 wird folgender Satz 4 angefügt: 

„Auf Beiträge zur Krankenversicherung, für 
die gesetzlich vorgesehene Zuschüsse (§ 14 
Abs. 3) gewährt werden, findet Satz 2 Nr. 1 nur 
dann Anwendung, wenn die Beiträge die Zu- 
schüsse übersteigen.“ 


Artikel 10 

Änderung des Gesetzes zur Regelung der Wieder- 
gutmachung nationalsozialistischen Unrechts in 
der Sozialversicherung 

Das Gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversi- 
cherung in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 1970 (BGBl. I S. 1846), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel II § 14 des Gesetzes vom 18. Au- 
gust 1980 (BGBl. I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Verfolgte, die zwischen dem 30. Januar 
1933 und dem 8. Mai 1945 das Gebiet des Deut- 
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig 
verlassen haben, um sich einer von ihnen 
nicht zu vertretenden und durch die politi- 
schen Verhältnisse bedingten besonderen 
Zwangslage zu entziehen, oder aus den glei- 
chen Gründen nicht in das Gebiet des Deut- 
schen Reiches oder der Freien Stadt Danzig 
zurückkehren konnten, können die Rente wie 
die Verfolgten erhalten, die ihren gewöhnli- 
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes haben. Aus den nach dem Frem- 
drentengesetz gleichgestellten Zeiten und aus 
den aufgrund solcher Zeiten anrechenbaren 
Ersatz- und Ausfallzeiten können die Verfolg- 
ten die Renten jedoch nur für die in § 17 Abs. 1 
Buchstabe b des Fremdrentengesetzes ge- 
nannten Zeiten und die aufgrund solcher Zei- 
ten anrechenbaren Ersatz- und Ausfallzeiten 
erhalten. Für eine Zurechnungszeit können 
die Verfolgten die Rente nur in dem Verhält- 
nis erhalten, in dem die zurückgelegten Zei- 
ten, für die die Verfolgten die Rente erhalten, 
zu allen zurückgelegten Zeiten stehen, für die 


Artikel 9 
unverändert 


Artikel 10 
unverändert 
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sie die Rente bei gewöhnlichem Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erhalten 
können. Ein Kinderzuschuß kann in demsel- 
ben Verhältnis gezahlt werden.“ 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Absatz 1 und 2 gilt entsprechend für die 
Zahlung von Hinterbliebenenrenten an die 
Hinterbliebenen der dort genannten Verfolg- 
ten.“ 

2. § 19 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Vertriebenen Verfolgten im Sinne von § 1 
Abs. 2 Nr. 1 des Bundesvertriebenengesetzes, die 
die in den Jahren 1938 und 1939 in das Deutsche 
Reich eingegliederten Gebiete einschließlich des 
ehemaligen Protektorats Böhmen und Mähren 
bis zum 8. Mai 1945 verlassen haben und die als 
Vertriebene im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
anerkannt sind, kann die Rente ergänzend zu 
§ 18 Abs. 1 Satz 2 auch aus den Beitragszeiten des 
§ 15 des Fremdrentengesetzes gezahlt werden, 
wenn Deckungsmittel der verpflichteten Versi- 
cherungsträger auf Versicherungsträger im 
Reichsgebiet zu übertragen waren.“ 


Artikel 11 Artikel 11 

Änderung des Gesetzes über eine Altershilfe unverändert 

für Landwirte 

Das Gesetz über eine Altershilfe für Landwirte in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Septem- 
ber 1965 (BGBL I S. 1448), zuletzt geändert durch Ar- 
tikel II § 10 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. 

I S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Das Altersgeld und das vorzeitige Alters- 
geld betragen vom 1. Januar 1981 an für den 
verheirateten Berechtigten 450,10 Deutsche 
Mark und für den unverheirateten Berechtig- 
ten 300,30 Deutsche Mark monatlich.“ 

b) Folgender Absatz 10 wird angefügt: 

„(10) Der Bundesminister für Arbeit und So- 
zialordnung gibt die nach Absatz 1 Satz 3 für 
das jeweilige Kalenderjahr geltenden Be- 
träge der laufenden Geldleistungen im Bun- 
desanzeiger bekannt.“ 

2. In § 10 Abs. 3 werden die Worte „1315 bis 1318, 

1319 Abs. 1“ durch die Worte „1315 bis 1323“ er- 
setzt. 


Artikel 12 


Artikel 12 


Änderung des Gesetzes zur Neuregelung 
der Altershilfe für Landwirte 


unverändert 


In Artikel 2 des Gesetzes zur Neuregelung der Al- 
tershilfe für Landwirte in der Fassung der Bekannt- 
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machung vom 14. September 1965 (BGBL I S. 1448, 

1458), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 9. Juli 1980 (BGBL I S. 905), wird nach § 9 a fol- 
gender § 9 b eingefügt; 

„§9b 

Für die Erbringung der laufenden Geldleistun- 
gen der Altershilfe für Landwirte ins Ausland gilt 
Artikel 2 § 41 b des Arbeiterrente nversicherungs- 
Neuregelungsgesetzes entsprechend.“ 


Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBL I S. 1433), zu- 
letzt geändert durch Artikel II § 11 des Gesetzes vom 
18. August 1980 (BGBL I S. 1469), wird wie folgt geän- 
dert: 


1. In § 49 c wird folgender Satz angefügt: 

„Satz 1 gilt nicht für die in § 64 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 
bis 3 genannten Versicherten.“ 

2. § 62 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Der zuständige Rentenversicherungsträ- 
ger hat der zuständigen landwirtschaftlichen 
Krankenkasse 

1. den Beginn einer Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung und den Monat, für den 
die Rente erstmalig laufend gezahlt wird, 

2. bei Ablehnung des Rentenantrages den Mo- 
nat, in dem über den Rentenantrag verbind- 
lich entschieden worden ist, 


Artikel 13 

Änderung des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Landwirte 

Das Gesetz über die Krankenversicherung der 
Landwirte vom 10. August 1972 (BGBL I S. 1433), zu- 
letzt geändert durch Artikel II § 11 des Gesetzes vom 
18. August 1980 (BGBL I S. 1469), wird wie folgt geän- 
dert: 

01. § 19 Abs. 2 Satz 1 wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Für die in § 2 Abs. 1 Nr. 3 bezeichneten Versi- 
cherten, die rentenversicherungspflichtig sind, 
beträgt das Krankengeld 80 von Hundert des 
wegen der Arbeitsunfähigkeit entgangenen re- 
gelmäßigen Arbeitsentgelts und Arbeitsein- 
kommens, letzteres soweit es der Beitragsbe- 
rechnung unterliegt (Regellohn). Das aus dem 
Arbeitsentgelt berechnete Krankengeld darf 
das entgangene Nettoarbeitsentgelt nicht über- 
steigen.“ 

02. § 20 Abs. 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Anspruch auf Krankengeld ruht, wenn 
und soweit der Versicherte während der Krank- 
heit Arbeitsentgelt oder beitragspflichtiges Ar- 
beitseinkommen erhält oder Arbeitsentgelt er- 
halten würde, wenn er als Arbeitnehmer einen 
gesetzlichen Anspruch auf Fortzahlung des Ar- 
beitsentgelts im Krankheitsfalle hätte.“ 

03. In § 30 Abs. 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Ar- 
beitsentgelt,“ die Worte „beitragspflichtiges Ar- 
beitseinkommen,“ eingefügt. 

1. unverändert 


2 . In § 62 werden nach Absatz 1 folgende Absätze 
eingefügt: 

-,(la) Der zuständige Rentenversicherungs- 
träger hat der zuständigen landwirtschaftlichen 
Krankenkasse 

1. den Beginn einer Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung und den Monat, für den 
die Rente erstmalig laufend gezahlt wird, 

2. bei Ablehnung des Rentenantrages den Mo- 
nat, in dem über den Rentenantrag verbind- 
lich entschieden worden ist. 
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3. das Ende, den Entzug, den Wegfall und das 
Ruhen der ganzen Rente 

unverzüglich mitzuteilen. Als Rente der gesetz- 
lichen Rentenversicherung gelten die in § 180 
Abs. 8 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung 
genannten Leistungen.“ 


3. § 63 Abs. 3 und 4 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zu den Aufwendungen für die in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 und 5 bezeichneten Versicherten erheben 
die landwirtschaftlichen Krankenkassen Bei- 
träge nach § 67 a. Die landwirtschaftliche Kran- 
kenkasse hat Anspruch auf die nach § 67 b 
Abs. 3 an den Bundesverband der landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen entrichteten Bei- 
träge, 

(4) Die durch Beiträge nach Absatz 3 nicht ge- 
deckten Aufwendungen für die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 
und 5 bezeichneten Versicherten und für Zu- 
schüsse nach § 4 Abs. 3 und § 94 Abs. 4 trägt der 
Bund (Zuschüsse des Bundes).“ 

4. In § 64 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Un- 
ternehmer“ die Worte „ , die in § 67 a genannten 
Versicherten“ eingefügt. 


5. In § 65 Abs. 7 werden die Worte „nach dem Ge- 
samteinkommen'' durch die Worte „nach den 
Einnahmen zum Lebensunterhalt“ ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. das Ende, den Entzug, den Wegfall und das 
Ruhen der ganzen Rente 

unverzüglich mitzuteilen. Als Rente der gesetz- 
lichen Rentenversicherung gelten die in § 180 
Abs. 8 Satz 1 der Reichsversicherungsordnung 
genannten Leistungen. Die landwirtschaftliche 
Krankenkasse hat dem zuständigen Renten- 
versicherungsträger unverzüglich mitzuteilen, 
daß der Bezieher einer Rente der gesetzlichen 
Rentenversicherung bei ihr versicherungs- 
pflichtig geworden ist; dies gilt entsprechend, 
wenn die Versicherungspflicht endet. 

(Ib) Die landwirtschaftliche Krankenkasse 
hat der Zahlstelle der Versorgungsbezüge un- 
verzüglich mitzuteilen, daß der Versicherungs- 
pflichtige Beiträge nach § 67 a Abs. 2 zu entrich- 
ten hat. Die Zahlstelle der Versorgungsbezüge 
hat der zuständigen landwirtschaftlichen Kran- 
kenkasse unverzüglich Veränderungen der 
Versorgungsbezüge mitzuteilen.“ 

3. § 63 Abs. 3 und 4 erhält folgende Fassung: 

„(3) Zu den Aufwendungen für die in § 2 Abs. 1 
Nr. 4 und 5 bezeichneten Versicherten erheben 
die landwirtschaftlichen Krankenkassen Bei- 
träge nach § 67 a. 


(4) unverändert 


4. § 64 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
„Unternehmer“ die Worte „ , die in § 67 a ge- 
nannten Versicherten“ eingefügt. 

b) In Absatz 1 Satz 2 werden nach den Worten 
„Dies gilt auch“ die Worte „für die in § 67 a 
genannten Versicherten und“ eingefügt. 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
„erhält“ die Worte „sowie für die nach § 67 a 
zu erhebenden Beiträge“ eingefügt. 

5. § 65 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die Beitragsklassen für freiwillig Versi- 
cherte setzt die Satzung nach den Einnahmen 
zum Lebensunterhalt fest. Für freiwillig Versi- 
cherte, die eine Rente der gesetzlichen Renten- 
versicherung erhalten, sind die Beitragsklassen 
nach den in § 180 Abs. 5 der Reichsversiche- 
rungsordnung genannten Einnahmen festzu- 
setzen. Für freiwillig Versicherte, die Arbeits- 
entgelt und eine Rente der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung oder Versorgungsbezüge er- 
halten, sind die Beitragsklassen nach dem Ar- 
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6. Nach § 67 werden folgende §§ 67 a und 67 b ein- 
gefügt: 

„§67a 

(1) Versicherungspflichtige, die eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten, 
haben 11,8 vom Hundert des Zahlbetrages der 
Rente als Beiträge zu entrichten. Es gilt die sich 
aufgrund § 180 Abs. 1 Satz 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung ergebende Beitragsbemessungs- 
grenze, Wird die Rente nachgezahlt, sind die 
Beiträge auch von der Nachzahlung für den 
Zeitraum ab dem 1. Januar 1983 zu entrichten, 
in dem Mitgliedschaft bei einem Träger der 
Krankenversicherung oder für den Rentner An- 
spruch auf Familienhilfe bestand; sie gelten als 
Beiträge für die Monate, für die die Rente nach- 
gezahlt wird. 

(2) Versicherungspflichtige haben von den in 
§ 180 Abs. 8 Satz 2 bis 4 der Reichsversiche- 
rungsordnung bezeichneten Versorgungsbezü- 
gen Beiträge zu entrichten, soweit sich aus Ab- 
satz 4 nichts Abweichendes ergibt. Absatz 1 Satz 
3 gilt entsprechend. § 180 Abs. 8 Satz 4 der 
Reichsversicherungsordnung ist jeweils für 
höchstens 120 Monate anzuwenden. Ais Bei- 
tragssatz gilt die Hälfte des nach § 385 Abs. 2 a 
der Reichsversicherungsordnung festgestellten 
durchschnittlichen allgemeinen Beitragssatzes 
der Ortskrankenkassen des Landesverbandes, 
in dessen Bereich die landwirtschaftliche Kran- 
kenkasse ihren Sitz hat. Die Beiträge sind nur 
zu entrichten, wenn sie monatlich mindestens 
10 Deutsche Mark betragen. 

(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Versicher- 
ten haben von Arbeitseinkommen, mit Aus- 
nahme von Einkommen aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Beiträge zu entrichten, soweit sich 
aus Absatz 4 nichts Abweichendes ergibt. Ab- 
satz 2 Satz 2 und 3 gilt. Satz 1 gilt von dem Mo- 
nat an, für den die Rente der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung oder die Versorgungsbezüge 
erstmalig laufend gezahlt werden. 

(4) Die nach § 65 Abs, 1 festgesetzten Beiträge 
der versicherungspflichtigen landwirtschaftli- 
chen Unternehmer dürfen zusammen mit Bei- 
trägen nach Absatz 2 und 3 den Beitrag der 
höchsten Beitragsklasse (§ 65 Abs. 1 Satz 4) nicht 
übersteigen. Dies gilt für die Beiträge für mitar- 
beitende versicherungspflichtige Familienan- 
gehörige, soweit sie den Betrag des Untemeh- 
merbeitrages übersteigen. Die Beiträge der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 bezeichneten Versicherten 
sind höchstens nach dem Betrag der in Absatz 2 
Satz 2 genannten Beitragsbemessungsgrenze zu 
berechnen. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

beitsentgelt und den in § 180 Abs. 6 der Reichs- 
versicherungsordnung genannten Einnahmen 
festzusetzen,“ 

6. Nach § 67 werden folgende §§ 67 a und 67 b ein- 
gefügt: 

„§67a 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Die in Absatz 1 und 2 genannten Versicher- 
ten haben von Arbeitseinkommen, mit Aus- 
nahme von Einkommen aus Land- und Forst- 
wirtschaft, Beiträge zu entrichten, soweit sich 
aus Absatz 4 nichts Abweichendes ergibt. Ab- 
satz 2 Satz 4 und 5 gilt. Satz 1 gilt von dem Mo- 
nat an, für den die Rente der gesetzlichen Ren- 
tenversicherung oder die Versorgungsbezüge 
erstmalig laufend gezahlt werden. 

(4) Die nach Absatz 2 und 3 zu entrichtenden 
Beiträge der versicherungspflichtigen landwirt- 
schaftlichen Unternehmer dürfen zusammen 
mit den nach § 65 Abs. 1 festgesetzten Beiträgen 
den Beitrag der höchsten Beitragsklasse (§ 65 
Abs. 1 Satz 4) nicht übersteigen. Die nach Ab- 
satz 2 und 3 zu entrichtenden Beiträge der mit- 
arbeitenden versicherungspflichtigen Fami- 
lienangehörigen dürfen zusammen mit dem 
Betrag des Unternehmerbeitrags den Beitrag 
der höchsten Beitragsklasse (§ 65 Abs. 1 Satz 4) 
nicht übersteigen. Die in § 2 Abs. 1 Nr. 4 und 5 
bezeichneten Versicherten haben von Versor- 
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§67b 

(1) Die Träger der Rentenversicherung haben 
bei der Zahlung der Renten die darauf entfallen- 
den Beiträge nach § 67 a Abs. 1 einzubehalten 
und an den Bundesverband der landwirtschaft- 
lichen Krankenkassen für die landwirtschaftli- 
che Krankenkasse zu entrichten. 

(2) Die auf Versorgungsbezüge entfallenden 
Beiträge nach § 67 a Abs. 2 haben die in § 393 a 
Abs. 2 Satz 2 und 3 der Reichsversicherungsord- 
nung genannten Zahlstellen der Versorgungs- 
bezüge einzubehalten und an den Bundesver- 
band der landwirtschaftlichen Krankenkassen 
für die landwirtschaftlichen Krankenkassen zu 
entrichten; im übrigen sind die Beiträge von den 
Versicherten bei der zuständigen landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse einzuzahlen. § 393 a 
Abs. 2 bis 4 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend. 

(3) Die auf Arbeitseinkommen entfallenden 
Beiträge nach § 67 a Abs, 3 hat der Versicherte 
einzuzahlen.“ 

7. In § 69 sind jeweils nach den Worten „die Bei- 
träge“ die Worte „nach § 64“ einzufügen. 

8. In § 73 Abs. 1 Nr. 4 werden das Komma durch ein 
Semikolon ersetzt und die Worte „er hat dabei 
die Verrechnung der nach § 67 b an den Bundes- 
verband der landwirtschaftlichen Krankenkas- 
sen entrichteten Beiträge mit den Zuschüssen 

, des Bundes zu regeln,'' angefügt. 

9. In § 80 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„oder Abs. 2 Satz 1“ die Worte „oder § 67 a Abs. 5 
Satz i“ eingefügt. 

10. Nach § 94 a wird folgender § 94 b eingefügt: 

„§ 94 b 

Wer nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 oder 5 versicherungs- 
pflichtig ist und ab 1. Januar 1983 Beiträge von 
Versorgungsbezügen oder Arbeitseinkommen 
(§ 180 Abs. 5 Nr. 2 und 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung) zu entrichten hat, wird auf An- 
trag von der Versicherungspflicht befreit, wenn 
er nachweist, daß er spätestens vom Beginn der 
Befreiung an bei einem Krankenversicherungs- 
unternehmen versichert ist und für sich und 
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gungsbezügen und dem in Absatz 3 genannten 
Arbeitseinkommen nur soweit Beiträge zu ent- 
richten, als diese Einnahmen zusammen mit 
Rente der gesetzlichen Rentenversicherung die 
in Absatz 1 Satz 2 genannte Beitragsbemes- 
sungsgrenze nicht übersteigen. 

(5) Die Versicherten haben der zuständigen 
landwirtschaftlichen Krankenkasse den Bezug 
von Versorgungsbezügen, deren Höhe und die 
Zahlstelle der Versorgungsbezüge sowie ihr Ar- 
beitseinkommen, von dem Beiträge nach Ab- 
satz 3 zu entrichten sind, zu melden. 

§67b 

(1) Die Träger der Rentenversicherung haben 
bei der Zahlung der Renten die darauf entfallen- 
den Beiträge nach § 67 a Abs. 1 einzubehalten 
und an die zuständige landwirtschaftliche 
Krankenkasse zu entrichten. 

(2) Die auf Versorgungsbezüge entfallenden 
Beiträge nach § 67 a Abs. 2 haben die in § 393 a 
Abs. 2 Satz 2 und 4 der Reichsversicherungsord- 
nung genannten Zahlstellen der Versorgungs- 
bezüge einzubehalten und an die zuständigen 
landwirtschaftlichen Krankenkassen zu ent- 
richten; im übrigen sind die Beiträge von den 
Versicherten bei der zuständigen landwirt- 
schaftlichen Krankenkasse einzuzahlen. § 393 a 
Abs. 2 bis 4 der Reichsversicherungsordnung 
gilt entsprechend. 

(3) unverändert 


7. In § 69 sind jeweils nach den Worten „die Bei- 
träge“ die Worte „nach § 64 Abs. 1 Satz 1“ einzu- 
fügen. 

Nummer 8 entfällt 


9. In § 80 Abs. 1 Nr. 1 werden nach den Worten 
„oder Abs. 2 Satz 1“ die Worte „oder § 67 a 
Abs. 5“ eingefügt. 

10. unverändert 
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seine Angehörigen, für die ihm Familienkran- 
kenpflege zusteht, Vertragsleistungen erhält, 
die der Art nach den Leistungen der Kranken- 
hilfe entsprechen. Der Antrag ist bis zum 
31. März 1983 bei der zuständigen Kasse zu stel- 
len. Die Befreiung wirkt vom Beginn des Kalen- 
dermonats an, der auf die Antragstellung folgt. 

Sie kann nicht widerrufen werden. § 13 Abs. 3 
gilt nicht.“ 

11. §95 erhält folgende Fassung: 11. unverändert 

,,§95 

(1) In § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genannte Versicher- 
te, die im Monat Dezember 1982 wegen des Be- 
zugs einer Rente der Rentenversicherung der 
Arbeiter oder der Angestellten oder der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung nach § 95 in 
der bis zum 31. Dezember 1982 geltenden Fas- 
sung Anspruch auf einen Zuschuß des Trägers 
der Rentenversicherung zu ihren Krankenver- 
sicherungsbeiträgen hatten, erhalten für die 
Dauer des Rentenbezuges einen Beitragsnach- 
laß in Höhe des für den Monat Dezember 1982 
gezahlten Zuschusses. 

(2) Die nach Absatz 1 entstehenden Beitrags- 
ausfälle sind durch Beiträge nach § 67 a Abs. 1 
auszugleichen; diese Beiträge gelten nicht als 
Beiträge nach § 63 Abs. 3.“ 


Artikel 14 Artikel 14 

Änderung des Gesetzes über die Sozialversicherung unverändert 

Behinderter 

In Artikel 1 § 6 des Gesetzes über die Sozialversi- 
cherung Behinderter vom 7. Mai 1975 (BGBl. I 
S. 1061) wird folgender Satz angefügt: 

„Das Sterbegeld beträgt mindestens den sich nach 
den §§ 201 und 204 der Reichsversicherungsordnung 
ergebenden Betrag.“ 


Artikel 15 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

§ 157 Abs. 4 Satz 2 des Arbeitsförderungsgesetzes 
vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 582), zuletzt geändert 
durch Artikel II § 2 des Gesetzes vom 18. August 1980 
(BGBl. I S. 1469), wird durch folgende Sätze er- 
setzt: 

„Zu erstatten sind 

1. vom Rentenversicherungsträger der Zuschuß zur 
Rente zu den Aufwendungen für die Kranken- 
versicherung des Versicherten, auf den der Versi- 
cherte ohne die Regelungen dieses Absatzes für 
dieselbe Zeit Anspruch gehabt hätte, 

2. vom Rehabilitationsträger der Betrag, den er als 
Krankenversicherungsbeitrag hätte leisten müs- 
sen, wenn der Versicherte nicht nach § 155 Abs. 1 
versichert gewesen wäre. 


Artikel 15 
unverändert 
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Der Träger der Rentenversicherung und der Rehabi- 
litationsträger sind nicht verpflichtet, für dieselbe 
Zeit einen Zuschuß zu leisten oder Beiträge zur 
Krankenversicherung zu entrichten. Der Versi- 
cherte ist nicht verpflichtet, für dieselbe Zeit Bei- 
träge aus der Rente zur Krankenversicherung zu 
entrichten.“ 


Artikel 16 Artikel 16 

Änderung des Gesetzes über die Angleichung der unverändert 

Leistungen zur Rehabilitation 

§ 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Angleichung der 
Leistungen zur Rehabilitation vom 7. August 1974 
(BGBL I S. 1881), zuletzt geändert durch Artikel II 
§ 35 des Gesetzes vom 18. August 1980 (BGBl. I 
S. 1469), wird wie folgt geändert: 

1. Die Worte „Art und Umfang“ werden durch die 
Worte „Voraussetzungen, Art und Umfang“ er- 
setzt. 

2. Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Bei der Angleichung von Hilfen zum Erreichen 
des Arbeitsplatzes oder des Ortes einer berufs- 
fördernden Maßnahme kann die Berücksichti- 
gung von Einkommen des Behinderten vorgese- 
hen werden.“ 


Artikel 17 Artikel 17 

Änderung des Einundzwanzigsten unverändert 

Rentenanpassungsgesetzes 

Artikel 3 mit Ausnahme von § 1 Nr. 18 und § 2 
Nr. 10 sowie Artikel 4 § 3, soweit er sich auf Artikel 3 
mit Ausnahme von § 1 Nr. 18 und § 2 Nr. 10 bezieht, 
des Einundzwanzigsten Rentenanpassungsgesetzes 
vom 25. Juli 1978 (BGBl. I S. 1089) werden gestri- 
chen. 


Artikel 18 
unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land Ber- 
lin. 


Artikel 18 

Berlin- Klausel 


Artikel 19 


Artikel 19 


Inkrafttreten 


Inkrafttreten 


(1) Dieses Gesetz tritt, soweit nachfolgend nicht et- (1) unverändert 
was anderes bestimmt ist, am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


(2) Im übrigen treten in Kraft 

1. Artikel 5 Nr. 2, 

Artikel 6 Nr. 2 und 
Artikel 7 Nr. 1 

mit Wirkung vom 1. Januar 1978, 


(2) Im übrigen treten in Kraft 

1. Artikel 5 Nr. la und 2, 

Artikel 6 Nr. 1 a und 2 und 

Artikel 7 Nr. 1 und 1 a 

mit Wirkung vom 1. Januar 1978, 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

2. Artikel 2 Nr. 27, 30 und 31, 2. unverändert 

Artikel 3 Nr. 4, 7 und 8, 

Artikel 4 Nr. 7 und 8, 

Artikel 5 Nr. 6 und 7, 

Artikel 6 Nr. 6 und 7, 

Artikel 7 Nr. 4 und 5, 

Artikel 10 und Artikel 12 

vorbehaltlich der Anwendungsregeln des Arti- 
kels 5 Nr. 7, Artikels 6 Nr. 7, Artikels 7 Nr. 5 und 
des Artikels 12, mit Wirkung vom 1. Juni 1979, 

3. Artikel 2 Nr. 22, 3. unverändert 

Artikel 4 Nr. 15 und 

Artikel 13 Nr. 10 

am 1. Dezember 1982 und 

4. Artikel 2 Nr. 1 bis 21, 28 und 29, 4. unverändert 

Artikel 3 Nr. 5 und 6, 

Artikel 4 Nr. 1, 2, 6, 9 bis 12 und 14, 

Artikel 5 Nr. 5, 

Artikel 6 Nr. 5, 

Artikel 9, 

Artikel 13 mit Ausnahme von Nummer 10, 

Artikel 14 und 

Artikel 15 

am 1. Januar 1983. 
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Bericht der Abgeordneten Franke, Heyenn und Schmidt (Kempten) 


A. Allgemeiner Teil 


I. Zum Beratungsverfahren 

Der von der Bundesregierung eingebrachte 

Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der 
Renten der gesetzlichen Rentenversicherung im 
Jahr 1982 

— Drucksache 9/458 — 

ist in der 38. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
26. Mai 1981 in Verbindung mit dem 

Bericht der Bundesregierung über die gesetzlichen 
Rentenversicherungen, insbesondere über deren Fi- 
nanzlage in den künftigen 15 Kalenderjahren, ge- 
mäß §§ 1273 und 579 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 50 des Angestelltenversicherungsgesetzes 
und §71 des Reichsknappschaftsgesetzes (Renten- 
anpassungsbericht 1981) 

sowie dem 

Gutachten des Sozialbeirats zu den Anpassungen 
der Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung zum 1. Januar 1982 sowie zu den Vorausberech- 
nungen der Bundesregierung über die Entwicklung 
der Finanzlage der Rentenversicherung bis 1995 

— Drucksache 9/290 — 

in erster Beratung behandelt worden. Der Gesetz- 
entwurf — Drucksache 9/458 — wurde in dieser Sit- 
zung an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
federführend sowie an den Innenausschuß, den Aus- 
schuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Raumord- 
nung, Bauwesen und Städtebau zur Mitberatung 
und an den Haushaltsausschuß mitberatend und ge- 
mäß § 96 GO überwiesen. Der Ausschuß für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten hat den Gesetz- 
entwurf gutachtlich beraten. Der Rentenanpas- 
sungsbericht 1981 — Drucksache 9/290 — wurde 
dem Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung feder- 
führend sowie dem Ausschuß für Wirtschaft und 
dem Haushaltsausschuß mitberatend überwiesen. 

Der Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau hat sich in seiner Sitzung am 9. Septem- 
ber 1981 mit den Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
auf den Wohngeldbereich befaßt und einstimmig be- 
schlossen, die unveränderte Annahme des Artikels 9 

— Änderung des Wohngeldgesetzes — zu empfeh- 
len. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Sitzung 
am 30. September 1981 beschlossen, dem Bundestag 
die Annahme der Vorschriften über die Rentenan- 
passung 1982 und über die Neuregelung des Aus- 
landsrentenrechts (einstimmig) sowie über die Neu- 
regelung der Finanzierung der Krankenversiche- 
rung der Rentner (mit Mehrheit) zu empfehlen. 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten hat sich in seinen Sitzungen am 3. Juni und 
30. September 1981 mit den die Landwirtschaft be- 
treffenden Artikeln 11 bis 13 des Gesetzentwurfs 
gutachtlich befaßt und den Artikeln 11 und 12 ein- 
stimmig sowie Artikel 13 mit Mehrheit zuge- 
stimmt. 

Der Innenausschuß hat am 30. September 1981 bei 
sieben Stimmenthaltungen folgendes Votum be- 
schlossen: 

1. Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
sollen die Rentner vom Rentenversicherungsträ- 
ger einen einkommensneutralen Rentenzuschuß 
in Höhe des Krankenversicherungsbeitrags er- 
halten. Die Belastungsneutralität dieser Rege- 
lung wäre jedoch nicht bei solchen Rentnern ge- 
währleistet, die gleichzeitig Kriegsschadenrente 
nach dem LAG beziehen, weil Krankenversiche- 
rungsbeiträge gemäß § 267 Abs. 2 LAG bei der Er- 
rechnung des Einkommenshöchstbetrages nicht 
abziehbar sind. Dies würde zu einer Minderung 
der Kriegsschadenrente führen. 

Eine entsprechende Änderung der Anrechnungs- 
vorschrift des § 267 Abs. 2 LAG würde jedoch die- 
jenigen Empfänger von Kriegsschadenrente be- 
nachteiligen, die Krankenversicherungsbeiträge 
zahlen, ohne einen entsprechenden Rentenzu- 
schuß zu erhalten. Es ist deshalb empfehlens- 
wert, die notwendige Regelung nicht im Gesetz, 
sondern in einer Rechtsverordnung zu treffen. 
Hierzu bedarf es einer Ergänzung der Verord- 
nungsermächtigung in § 267 Abs. 3 LAG. Der In- 
nenausschuß ersucht daher den federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, eine ent- 
sprechende gesetzliche Regelung zu befürwor- 
ten. 

2. Die Einführung des individuellen Krankenversi- 
cherungsbeitrages der Rentner ab 1. Januar 1983 
wird für die Bezieher ausschließlich von Renten 
kostenneutral durchgeführt. 

Soweit in die Bemessungsgrundlage für die Be- 
rechnung des Krankenversicherungsbeitrages 
für Rentner nicht nur die Renten, sondern auch 
die sonstigen im Alter bezogenen Einkommen, 
insbesondere die Beamtenpensionen in Höhe 
von 5,9v.H., einbezogen werden, bedeutet dies 
für die betroffenen Versorgungsempfänger, die 
größtenteils dem einfachen und mittleren Dienst 
angehören, eine erhebliche Belastung. 

Der Innenausschuß ist der Auffassung, daß die 
belastenden Bedingungen ausgeglichen werden 
müssen. Er ersucht daher den federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung, eine Re- 
gelung zu befürworten, die für die Empfänger be- 
amtenrechtlicher Versorgungsbezüge einen Bei- 
tragszuschuß vorsieht. Insofern sollte die Hälfte 
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des auf die Beamtenpensionen entfallenden Bei- 
tragssatzes durch den Dienstherrn übernommen 
werden. Die Kosten für diese Zuschüsse sollen 
aus ersparten Beihilfemitteln gedeckt werden. 

3. Ferner wird zu Artikel 2 Nr. 2 vorgeschlagen, den 
Begriff „der Rente vergleichbare Einnahmen“ in 
§ 180 Abs. 5 Nr. 2, Abs. 6 Nr. 2 und Abs. 8 Satz 2 
durch die Worte „anderer wegen Einschränkung 
der Erwerbsfähigkeit oder zur Alters- oder Hin- 
terbliebenenversorgung gewährten Bezüge“ zu 
ersetzen sowie in § 180 Abs. 8 Satz 2 Nr. 2 die 
Worte anzufügen: „mit Ausnahme unfallbeding- 
ter Erhöhungen oder Leistungen“. 

Im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung sind die 
Anregungen des Innenausschusses nicht aufgegrif- 
fen worden. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
30. September 1981 dem Gesetzentwurf in der vom 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung vorgelegten 
Beschlußempfehlung zugestimmt und ihn gleichzei- 
tig mit der Haushaltslage für vereinbar erklärt. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Entwurf eines Rentenanpassungs- 
gesetzes 1982 in der Zeit vom 27. Mai bis 30. Septem- 
ber 1981 in mehreren Sitzungen beraten. Er hat am 
16. Juni 1981 in einer öffentlichen Informationssit- 
zung Vertreter der Rentenversicherungsträger und 
anderer Versorgungseinrichtungen, der Spitzenver- 
bände der Krankenkassen, der Sozialpartner und 
beruflicher Organisationen, der Rentnerverbände 
und des Sozialbeirats zu dem Gesetzentwurf und 
zum Rentenanpassungsbericht 1981 gehört. Die 
Sachverständigenanhörung bezog sich im ersten 
Teil auf die Rentenanpassung 1982 und in Verbin- 
dung damit auf die zu erwartende Finanzentwick- 
lung in der Rentenversicherung und die hierzu im 
Rentenanpassungsbericht 1981 sowie im Gutachten 
des Sozialbeirats gemachten Aussagen. In einem 
zweiten Teil wurden die Sachverständigen ausführ- 
lich zu der im Gesetzentwurf vorgesehenen Neure- 
gelung der Finanzierung der Krankenversicherung 
der Rentner gehört. Die mündlichen und schriftli- 
chen Stellungnahmen der Sachverständigen sind 
teilweise in die Ausschußberatungen einbezogen 
worden. Insoweit wird auf das Protokoll Nr. 17 des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung über die 
Sachverständigenanhörung sowie auf die schriftli- 
chen Stellungnahmen verwiesen, die als Ausschuß- 
drucksachen verteilt wurden. Als Beratungsmate- 
rial lagen den beteiligten Ausschüssen außerdem 
Petitionen und Eingaben vor. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP sowie der 
CDU/CSU haben im Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung zu der Schlußberatung des Entwurfs eines 
Gesetzes über die Anpassung der Renten der gesetz- 
lichen Rentenversicherung im Jahr 1982 mehrere 
Anträge zur Abstimmung gestellt. Die im Gesetzent- 
wurf enthaltenen Vorschriften zur Rentenanpas- 
sung 1982 und zur Neuregelung des Auslandsrenten- 
rechts sowie die hierzu und zur Bewertung der Zu- 
rechnungszeit bei Personen mit Ausbildungs-Aus- 
fallzeiten von den Koalitionsfraktionen vorgelegten 
Änderungsanträge sind vom Ausschuß einstimmig 
angenommen worden. 


Ein Antrag der Fraktion der CDU/CSU, alle zur Neu- 
regelung der Finanzierung der Krankenversiche- 
rung der Rentner im Gesetzentwurf enthaltenen 
Vorschriften zu streichen und diesen Komplex im 
Rahmen eines gesonderten, im Frühjahr 1982 vorzu- 
legenden Gesetzentwurfs zu regeln, sind von der 
Ausschußmehrheit abgelehnt worden. Der Aus- 
schuß hat daraufhin die zur Neuregelung der Finan- 
zierung der Rentnerkrankenversicherung vorgese- 
henen Bestimmungen des Gesetzentwurfs und die 
hierzu von den Koalititonsfraktionen beantragten 
Änderungen mit Mehrheit beschlossen. 

Der Gesetzentwurf im ganzen ist vom Ausschuß ein- 
stimmig angenommen worden. Im einzelnen wird 
auf die weiteren Abschnitte des Berichts verwie- 
sen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat die 
weiteren Beratungen über den Rentenanpassungs- 
bericht 1981 — Drucksache 9/290 — zurückgestellt. 
Dieser Bericht soll im Zusammenhang mit dem von 
der Bundesregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Gutachten des Sozialbeirats über langfristige Pro- 
bleme der Alterssicherung in der Bundesrepublik 
Deutschland — Drucksache 9/632 — nach dessen 
Ausschußüberweisung behandelt werden. 


11. Zielsetzung des Gesetzentwurfs 

Es sind folgende Regelungen vorgesehen: 

1. Rentenanpassung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf wird für das 
Jahr 1982 die 24. Rentenanpassung entsprechend 
dem Anstieg der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage gegenüber dem Vorjahr geregelt. Die allge- 
meine Bemessungsgrundlage des Jahres 1982 ist 
nach der Entwicklung der durchschnittlichen Brut- 
tolöhne und -gehälter in den Jahren 1978 bis 1980 be- 
stimmt worden. In diesem Dreijahreszeitraum sind 
die durchschnittlichen Bruttolöhne und -gehälter ge- 
genüber den Jahren 1977 bis 1979 nach den neuesten 
Erhebungen des Statistischen Bundesamts um 
5,76 v.H. angestiegen. 

Entsprechend sieht Artikel 1 des Gesetzentwurfs die 
Anpassung der Renten aus der Rentenversicherung 
der Arbeiter und der Angestellten sowie aus der 
knappschaftlichen Rentenversicherung für das Jahr 
1982 um 5,76 v.H. vor. Um den gleichen Anpassungs- 
satz werden die Altersgelder in der Altershilfe für 
Landwirte und die Landabgabenrenten erhöht. Die 
Geldleistungen aus der gesetzlichen Unfallversiche- 
rung werden durch Rechtsverordnung der Entwick- 
lung der Bruttolöhne und -gehälter angepaßt. 

Im Interesse des besseren Verständnisses wurde der 
Text des Rentenanpassungsgesetzes 1982 (Artikel 1) 
stark gekürzt und sprachlich vereinfacht. Die Be- 
zeichnung der Rentenanpassungsgesetze soll sich 
künftig nach dem Kalenderjahr, für das die Anpas- 
sung geregelt wird, und nicht mehr nach der Anzahl 
der erlassenen Rentenanpassungsgesetze richten. 
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2. Neuregelung des Auslandsrentenrechts 

Aufgrund von Entscheidungen des Bundesverfas- 
sungsgerichts wird die Erbringung von Leistungen 
der Rentenversicherung an Ausländer, die sich auß- 
erhalb des Geltungsbereichs der Rentengesetze auf- 
halten, grundlegend neu geregelt und das Recht da- 
bei übersichtlicher und einfacher gestaltet. Künftig 
soll nicht mehr zwischen unfreiwilligem ständigen 
Aufenthalt und freiwilligem ständigen Aufenthalt 
außerhalb des Geltungsbereichs der Rentengesetze, 
sondern nur noch zwischen einem Aufenthalt inner- 
halb und einem Aufenthalt außerhalb des Geltungs- 
bereichs der Rentengesetze unterschieden werden; 
der Gebietsbegriff „Ausland“ wird nicht mehr ver- 
wendet. Grundsätzlich sollen Ausländer, die sich 
ständig außerhalb des Geltungsbereichs der Renten- 
gesetze auf halten, eine — jedoch eingeschränkte — 
Rentenzahlung erhalten, bei der nur die im Gel- 
tungsbereich der Rentengesetze zurückgelegten 
Beitragszeiten berücksichtigt werden. Beitragszei- 
ten, die im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik zurückgelegt sind, Beitrags- und Beschäf- 
tigungszeiten nach dem Fremdrentengesetz, bei- 
tragslose Ersatz- und Ausfallzeiten und die Zurech- 
nungszeit werden nicht berücksichtigt. Von den mit 
diesen Einschränkungen berechneten Renten sollen 
die Ausländer 70 v.H. erhalten. 

Weitere Einschränkungen sind für den Bezug von 
Renten wegen Berufs- und Erwerbsunfähigkeit vor- 
gesehen. Außerdem sollen Kinderzuschüsse, Lei- 
stungen zur Rehabilitation und Beitragszuschüsse 
für eine Krankenversicherung nicht an Personen 
gewährt werden, die sich ständig außerhalb des Gel- 
tungsbereichs der Rentengesetze aufhalten. 

Schließlich wird Ausländern das Recht zur freiwilli- 
gen Weiterversicherung, die hiervon vor dem In- 
krafttreten des Rentenreformgesetzes 1972 Ge- 
brauch gemacht haben, durch eine Übergangsrege- 
lung wieder eingeräumt. 

3. Neuregelung der Finanzierung 

der Krankenversicherung der Rentner 

Im 21. Rentenanpassungsgesetz sind die Grundsätze 
für eine Neuregelung der Finanzierung der Kran- 
kenversicherung der Rentner festgelegt worden. 
Nach den im vorliegenden Gesetzentwurf enthalte- 
nen Ausführungsregelungen sollen die bisherige 
Pauschalzahlung der Rentenversicherungsträger an 
die Krankenkassen für die Rentnerkrankenversi- 
cherung durch einen Krankenversicherungsbeitrag 
des einzelnen Rentners aus seiner Rente abgelöst 
und die der Rente vergleichbaren Einnahmen (Ver- 
sorgungsbezüge) zur Beitragszahlung in der Kran- 
kenversicherung der Rentner herangezogen wer- 
den. 

Der vom Rentner zu zahlende Beitrag wird auf 
11,8 v.H. des Rentenzahlbetrages festgesetzt. Zum 
Ausgleich dieser Belastung wird dem Rentner ein 
Zuschuß zur Rente in gleicher Höhe gezahlt. Für 
Beiträge aus Versorgungsbezügen soll ebenso wie 
für neben Rente oder Versorgungsbezügen erzieltes 
Arbeitseinkommen in Anlehnung an die für Arbeit- 
nehmer geltende Regelung nur der halbe allgemeine 


Beitragssatz der zuständigen Krankenkassen bis 
zur Beitragsbemessungsgrenze erhoben werden. 
Bei Krankenkassen, die einem Landesverband an- 
gehÖren, gilt als Beitragssatz die Hälfte des durch- 
schnittlichen allgemeinen Beitragssatzes der Kran- 
kenkassen im Landesverband. 

Nach den Beschlüsse^ des Ausschusses werden fol- 
gende Versorgungsbezüge zur Beitragsleistung her- 
angezogen: 

— Versorgungsbezüge aus einem öffentlich-rechtli- 
chen Dienstverhältnis oder nach beamtenrechtli- 
chen Vorschriften oder Grundsätzen, 

— Bezüge aus der Versorgung der Abgeordneten, 
Parlamentarischen Staatssekretäre und Mini- 
ster, 

— Renten der Versicherungs- und Versorgungsein- 
richtungen für Berufsgruppen, 

— laufende Geldleistungen und Landabgaberenten 
nach dem Gesetz über eine Altershilfe für Land- 
wirte, sofern sie neben einer Rente aus der ge- 
setzlichen Rentenversicherung oder Versor- 
gungsbezügen gewährt werden, 

— Renten der betrieblichen Altersversorgung, der 
Zusatzversorgung im öffentlichen Dienst und der 
hüttenknappschaftlichen Zusatzversicherung. 

Von der Beitragspflicht ausgenommen werden Ein- 
nahmen, die nicht nur Arbeitsentgelt, sondern auch 
immaterielle Schäden ersetzen sollen, wie z. B. Ren- 
ten aus der gesetzlichen Unfallversicherung, unfall- 
bedingte Erhöhungen von Versorgungsbezügen, 
Schadensersatzleistungen, Leistungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz. 

Für die Bemessung der Beiträge der freiwillig versi- 
cherten Rentner gelten die gleichen Grundsätze wie 
für pflichtversicherte Rentner. 

Einzugstellen für die Beiträge von Versorgungsbe- 
zügen sind die für die Rentner jeweils zuständigen 
Krankenkassen einschließlich Ersatzkassen, die die 
Beiträge in der Regel von den Zahlstellen erhal- 
ten. 

Der Gesetzentwurf sieht eine unwiderrufliche Be- 
freiungsmöglichkeit von der Versicherungspflicht in 
der Krankenversicherung der Rentner für solche 
Rentner vor, die durch die Neuregelung zu Beiträ- 
gen aus Versorgungsbezügen oder aus Arbeitsein- 
kommen herangezogen werden, wenn sie einen ent- 
sprechenden Schutz in der privaten Krankenversi- 
cherung nachweisen können. Eine entsprechende 
Befreiungsmöglichkeit wird Rentenantragstellern 
eingeräumt. 

Die Neuregelung der Krankenversicherung der 
Rentner wird auch auf die Rentner der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung und auf die bei einer 
landwirtschaftlichen Krankenkasse versicherten 
Rentner erstreckt. 

Um den Trägern der Rentenversicherung und der 
Krankenversicherung ausreichende Zeit für die er- 
forderlichen Vorarbeiten einzuräumen, ist als Ter- 
min für das Inkrafttreten der Neuregelung der 
Krankenversicherung der Rentner der 1. Januar 
1983 vorgesehen. 
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III. Die Beratungen im Ausschuß 

1. Zur Rentenanpassung 

Die Vorschriften über die Rentenanpassung (Arti- 
kel 1 des Gesetzentwurfs) wurden vom Ausschuß 
einstimmig angenommen. Alle Fraktionen haben 
die Rückkehr zur bruttolohnbezogenen Rentenan- 
passung ausdrücklich begrüßt 

Der endgültige Anpassungssatz von 5,76 v.H. beruht 
auf dem jüngsten Stand der Erhebungen des Stati- 
stischen Bundesamtes über die Entwicklung der 
Bruttolöhne und -gehälter in dem maßgeblichen 
Dreijahreszeitraum von 1978 bis 1980. 


2. Zum Auslandsrentenrecht 

Der Ausschuß war der übereinstimmenden Auffas- 
sung, daß die Neuordnung des Auslandsrenten- 
rechts möglichst wenig belastend für die Beitrags- 
zahler im Bundesgebiet in dem vom Bundesverfas- 
sungsgericht vorgezeichneten Rahmen erfolgen soll. 
Deshalb ist der Ausschuß im Ergebnis einmütig der 
von der Bundesregierung vorgeschlagenen Lösung 
gefolgt, wonach Ausländer, die sich ständig außer- 
halb des Geltungsbereichs der Rentengesetze auf- 
halten, bei Erfüllung der allgemeinen leistungs- 
rechtlichen Voraussetzungen laufend eine Rente 
mit gewissen Einschränkungen ausgezahlt erhalten. 
Diese Entscheidung wurde auch in Anbetracht des 
Umstandes getroffen, daß den Berechtigten nach 
wie vor der Anspruch auf eine sofortige einge- 
schränkte Beitragserstattung wahlweise an Stelle 
des späteren Bezuges von Rentenleistungen zu- 
steht. 

Von seiten der Fraktion der CDU/CSU wurde die 
Frage aufgeworfen, ob eine vom Bundesverfas- 
sungsgericht als Mindestlösung angesehene Verbes- 
serung der Beitragserstattung die kostengünstigere 
Lösung gegenüber der Gewährung laufender, wenn 
auch eingeschränkter Rentenleistungen sei. Demge- 
genüber wurden von seiten der Bundesregierung die 
finanziell ungünstigeren Auswirkungen, ferner 
Nachteile für die Betroffenen und rechtssystemati- 
sche Schwierigkeiten für den Fall einer solchen Bei- 
tragserstattungsregelung dargelegt. 

Die Fraktionen der SPD und der FDP haben einen 
Änderungsantrag eingebracht, wonach Beiträge von 
berechtigten Ausländern für die Zeit vor dem 1. Juli 
1948 nicht bei den dynamisierten Rentenleistungen 
berücksichtigt werden, sondern insoweit als Bei- 
träge der Höherversicherung gelten. Dadurch erge- 
ben sich weitere Einsparungen gegenüber den mit 
einer Beitragserstattungsregelung verbundenen 
Mehraufwendungen. 

Die Bundesregierung hat jegliche präjudizierende 
Wirkung der in dem Änderungsantrag vorgesehe- 
nen Regelung für die künftige Ausgestaltung der 
Rentenansprüche bei Aufenthalt der Berechtigten 
im Geltungsbereich der Rentengesetze verneint. Sie 
hat ferner die verfassungsrechtliche Zulässigkeit 
dieser Regelung bejaht. 


Auf der Grundlage dieser Darlegungen der Bundes- 
regierung wurden die Vorschriften über das Aus- 
landsrentenrecht einschließlich der Änderungsan- 
träge der Koalitionsfraktionen vom Ausschuß ein- 
stimmig gebilligt. 

3. Zur Neuregelung der Finanzierung 
der Krankenversicherung der Rentner 

Nach Meinung der Fraktionen der SPD und FDP 
sind folgende Gründe für die Neuregelung der Fi- 
nanzierung der Krankenversicherung der Rentner 
maßgeblich; 

1. Durch die Individualisierung des Krankenversi- 
cherungsbeitrages von der Rente werden die 
Zahlungen, die bisher pauschal von den Renten- 
versicherungsträgern an die Krankenkassen ge- 
flossen sind, als Beiträge der einzelnen Rentner 
ausgewiesen. Dies macht den Rentnern und den 
Arbeitnehmern deutlich, daß die Krankenversi- 
cherung der Rentner nicht kostenfrei ist, son- 
dern neben der Finanzierung durch die aktiven 
Versicherten auch durch eigene Beiträge der 
Rentner getragen wird, 

2. Durch den Krankenversicherungsbeitrag von ih- 
ren Versorgungsbezügen werden die Rentner 
selbst an der Finanzierung der Krankenversiche- 
rung beteiligt, um die Belastung der Aktiven 
nicht in demselben Maße wie bisher steigen zu 
lassen. 

3. Die Neuregelung orientiert sich an dem Grund- 
satz der gesetzlichen Krankenversicherung, die 
Mitglieder entsprechend der Höhe ihrer Bezüge 
aus Erwerbstätigkeit und damit nach ihrer wirt- 
schaftlichen Leistungsfähigkeit, für die bei Rent- 
nern nicht nur die Rente, sondern die gesamten 
auf eine frühere Erwerbstätigkeit zurückgehen- 
den Alterseinnahmen der Maßstab sind, an der 
Finanzierung der Krankenversicherung zu betei- 
ligen. Dies führt auch zu mehr Beitragsgerechtig- 
keit innerhalb der Gruppe der Rentner. 

Beitragspflichtige Versorgungsbezüge sind alle Al- 
terseinnahmen, die funktional Ersatz von Ärbeits- 
entgelt, Dienstbezügen oder Arbeitseinkommen 
sind. Die Ausschußmehrheit hält deshalb insbeson- 
dere auch die Einbeziehung der beamtenrechtlichen 
Versorgungsbezüge für sach- und systemgerecht. 

Nicht beitragspflichtig sind dagegen Alterseinnah- 
men, die auf Beiträgen des Rentners beruhen, die 
dieser unabhängig von seinem früheren Arbeitsver- 
hältnis erbracht hat. So liegen z. B. bei einer Be- 
triebsrente insoweit keine beitragspflichtigen Ver- 
sorgungsbezüge vor, als diese Rente auf Beiträgen 
beruht, die der Arbeitnehmer nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses freiwillig eingezahlt hat. 

Der auf Landesverbandsebene bezogene indivi- 
duelle Beitragssatz stellt für den Krankenversiche- 
rungsbeitrag von den Versorgungsbezügen die Rent- 
ner den Arbeitnehmern weitgehend gleich; auch für 
Arbeitnehmer gelten je nach Kassenzugehörigkeit 
unterschiedliche Beitragssätze. 

Die Koalitionsfraktionen sind nicht der Auffassung, 
daß die Neuregelung der Krankenversicherung der 
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Rentner zu einer Abwanderungsbewegung der frei- 
willig Versicherten zur privaten Krankenversiche- 
rung und damit zu einer Entsolidarisierung der „gu- 
ten“ und der „schlechten“ Risiken in der gesetzli- 
chen Krankenversicherung führen würde. Eine der- 
artige Bewertung übersieht, daß 

— die Prämienentwicklung in der privaten Kran- 
kenversicherung für den Versicherten nicht kal- 
kulierbar ist, 

— ein umfassender Familienkrankenschutz in der 
privaten Krankenversicherung sehr kostenin- 
tensiv ist, 

— dem Versicherten, der vielleicht in jungen Jah- 
ren einen kostengünstigeren Schutz in der priva- 
ten Krankenversicherung erwerben könnte, die 
Rückkehr in die gesetzliche Krankenversiche- 
rung verwehrt ist. 

Die Ausschußmehrheit ist der Auffassung, daß mit 
dieser Neuregelung der Krankenversicherung der 
Rentner ein zufriedenstellender Kompromiß zwi- 
schen dem Bestreben nach Beitragsgerechtigkeit 
für Rentner und Arbeitnehmer, aber auch innerhalb 
der Gruppe der Rentner, sowie dem Anliegen gefun- 
den wurde, das Verwaltungsverfahren so kostengün- 
stig wie möglich zu gestalten. 

Die Fraktion der CDU/CSU hält die Neuregelung 
der Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner in der Form, wie sie die Bundesregierung 
im Rentenanpassungsgesetz 1982 vorgeschlagen 
hat, für nicht annehmbar. Angesichts der Vielzahl 
der auch in der Sachverständigenanhörung vorge- 
tragenen Argumente, die gegen eine derzeitige Rea- 
lisierung der Neuregelung der Rentnerkrankenver- 
sicherung entsprechend dem Rentenanpassungsge- 
setz 1982 sprechen, hat sich die CDU/CSU für eine 
Verschiebung dieser Neuregelung ausgesprochen, 
zumal eine Eilbedürftigkeit hierzu nicht vorliege. 
Die Fraktion der CDU/CSU hat daher beantragt, alle 
Vorschriften des Gesetzentwurfs zur Neuregelung 
der Finanzierung der Krankensicherung der Rent- 
ner zu streichen. Sie hat empfohlen, die Finanzie- 
rung der Krankenversicherung der Rentner in ei- 
nem eigenen, im Frühjahr 1982 vorzulegenden Ge- 
setzentwurf auf der Basis eines ausgereiften Kon- 
zepts nach Abklärung auch der organisatorischen 
Probleme mit den betroffenen Verbänden zu re- 
geln. 

Nach Auffassung der CDU/CSU-Fraktion sprechen 
insbesondere folgende Argumente gegen die nach 
dem Gesetzentwurf vorgeschlagene Neuregelung 
der Finanzierung der Krankenversicherung der 
Rentner: 

1. Sowohl die Ablösung der bisherigen Pauschal- 
zahlung der Träger der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Angestellten an die Kranken- 
kassen und Ersatzkassen für die KVdR durch ei- 
nen Krankenversicherungsbeitrag des einzelnen 
Rentners aus seiner Rente als auch die Heranzie- 
hung von der Rente vergleichbaren Einkommen, 
sog. Versorgungsbezügen, zur Beitragszahlung 
in der Krankenversicherung sind zu kompliziert, 
zu verwaltungs- und kostenaufwendig. Die Ziele 
Kostentransparenz und damit Kostendämpfung 


sowie mehr Beitragsgerechtigkeit werden durch 
die Regelungen nicht erreicht. 

2. Bei der Einbeziehung der Versorgungsbezüge in 
die Krankenversicherungspflicht wird nicht ge- 
nügend berücksichtigt, daß schon im Kranken- 
versicherungs-Kostendämpfungsgesetz die Vor- 
aussetzungen für die Inanspruchanhme der 
KVdR erschwert wurden; diese Regelung könnte 
noch verschärft werden. 

3. Das Verfahren der Einbeziehung von Versor- 
gungsbezügen in die Beitragspflicht zur Kran- 
kenversicherung sowie die Abgrenzung von bei- 
tragspflichtigen und nicht beitragspflichtigen 
Versorgungsbezügen sind umstritten. 

4. Eine Harmonisierung der Alterseinkünfte ist 
durch eine Belastung mit Beiträgen zur KVdR 
nicht zu erreichen. Vielmehr kann sich eine Ni- 
vellierung mit dem fragwürdigen Effekt ergeben, 
daß die freiwilligen Alterssicherungseinrichtun- 
gen beeinträchtigt werden und hinsichtlich ihrer 
Leistungen unter Anpassungsdruck geraten. 

5. Die nach dem Gesetzentwurf ab 1983 in zwei Stu- 
fen mit hohem Kostenaufwand vorgesehene 
Neuregelung der KVdR wird dadurch noch frag- 
würdiger, daß sie nur für einige Jahre gelten und 
im Rahmen der Rentenreform 1984 erneut geän- 
dert werden soll in Form einer echten Belastung 
der Rentner mit KVdR-Beiträgen durch stufen- 
weise Abschmelzung des Beitragszuschusses. 

Die Fraktion der CDU/CSU war daher der Auffas- 
sung, daß eine Verschiebung dieses Teils des Gesetz- 
entwurfs sinnvoll wäre. Eine Neuregelung der KVdR 
könne dann in einem Schritt, auf einfachere Weise 
und weniger kostenaufwendig im Rahmen der Ren- 
tenreform 1984 erfolgen. Eine Verschiebung der 
Neuregelung der KVdR würde einer Verabschie- 
dung der auch von der CDU/CSU begrüßten Anpas- 
sung der Renten zum 1. Januar 1982 um 5,76 v. H. 
und einer Neuregelung des Auslandsrentenrechts 
im Rahmen des Gesetzentwurfs nicht entgegenste- 
hen. 

Der Ausschuß hat den Antrag der CDU/CSU, in Arti- 
kel 2 und den folgenden Artikeln alle Vorschriften 
zur Neuregelung der Finanzierung der Krankenver- 
sicherung der Rentner sowie die Folgeregelungen zu 
streichen, mit Mehrheit abgelehnt. 


B. Besonderer Teil 

Zu den Vorschriften, die vom Ausschuß gegenüber 
dem Gesetzentwurf geändert worden sind oder die 
der Ausschuß zusätzlich in den Gesetzentwurf ein- 
gefügt hat, wird in Ergänzung zu den Ausführungen 
im Allgemeinen Teil dieses Berichts folgendes be- 
merkt: 

Redaktionelle Änderungen 
Zu Artikel 2 Nr. 24 und 32 (§§ 1255 und 1385 RVO) 
Zu Artikel 3 Nr, 1 und 9 (§§ 32 und 112 AVG) 

Zu Artikel 3 Nr. 3 und 13 (§§ 54 und 130 RKG) 
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Auslandsrentenrecht 

Zu Artikel 2 Nr. 31 (§ 1318 RVO) 

Zu Artikel 3 Nr. 8 (§ 97 AVG) 

Zu Artikel 4 Nr. 8 (§ 108 RKG) 

Durch die neue Regelung des § 1318 der Reichsversi- 
cherungsordnung und der entsprechenden Vor- 
schriften in den anderen Rentengesetzen in der Fas- 
sung des Regierungsentwurfs erhalten künftig Aus- 
länder im Ausland für ihre im Bundesgebiet zurück- 
gelegten Beitragszeiten eine dynamische Rente, Für 
die bereits vor der Währungsreform entrichteten 
Beiträge hielt der Ausschuß allerdings eine Sonder- 
regelung für geboten. Es handelt sich insoweit um 
die Bewältigung von Lasten, die aus dem Krieg und 
dem Zusammenbruch des Deutschen Reiches her- 
rühren. Hierzu hat das Bundesverfassungsgericht 
wiederholt festgestellt, daß der Gesetzgeber auf die- 
sem Gebiet eine sehr weitgehende Gestaltungsfrei- 
heit hat. Die vor der Währungsreform entrichteten 
Beiträge sollen als Beiträge der Höherversicherung 
gelten, so daß für diese Beiträge — von ihrem Nomi- 
nalwert ausgehend — entsprechende Leistungen er- 
bracht werden. 

Durch diese Regelung werden die mit dem neuen 
Auslandsrentenrecht verbundenen Mehraufwen- 
dungen gegenüber dem Regierungsentwurf von 260 
Millionen DM jährlich um etwa 130 Millionen DM 
verringert. Die Aufwendungen für die Nachzahlun- 
gen in den Jahren 1982 und 1983 von je 350 Millionen 
DM werden um je 175 Millionen DM gemindert. 

Bewertung der Zurechnungszeit bei Personen mit 
Ausbildungs- Ausfallzeiten 

Zu Artikel 5 Nr. 1 (§ 12 b ArVNG) 

Zu Artikel 6 Nr. 1 (§ 12 b AnVNG) 

Zu Artikel 7 Nr. 1 (§ 10 c KnVNG) 

Zu Artikel 19 Abs. 2 Nr. 1 (Inkrafttreten) 

Durch das Zwanzigste Rentenanspassungsgesetz 
wurde bestimmt, daß beitragslose Ausbildungszei- 
ten höchstens mit dem jeweiligen Durchschnittsent- 
gelt aller Versicherten (100 v. H.) bewertet werden. 
Diese Neuregelung diente u. a. dem Ziel, die Aufwen- 
dungen der Solidargemeinschaft der Versicherten 
für versicherungsfreie Ausbildungszeiten auf ein 
den Beitragszahlern zumutbares Maß zurückzufüh- 
ren. 

Die begrenzte Bewertung der Ausbildungszeiten 
kann jedoch für die Versicherten, die frühzeitig be- 
rufs- oder erwerbsunfähig werden, zu der Neben- 
folge führen, daß die Bewertung der Zurechnungs- 
zeit durch die in ihrem Wert begrenzten Ausbil- 
dungszeiten sehr ungünstig beeinflußt wird. In die- 
sem Fall stehen sich die Versicherten, die frühzeitig 
berufs- oder erwerbsunfähig geworden sind, erheb- 
lich schlechter als die Versicherten, die erwerbsfä- 
hig geblieben sind und entsprechende Beiträge be- 
zahlen konnten. 

Durch die Regelungen in den Nummern 1 bis 3 wird 
bestimmt, daß es für die Bewertung der Zurech- 


nungszeit bei dem Rechtszustand bis zum 31. De- 
zember 1977 verbleibt, d. h. die Begrenzung des Wer- 
tes für Ausbildungszeiten soll sich auf den Wert für 
die Zurechnungszeit nicht nachteilig auswirken. 

Zur Ermittlung des Wertes für die Zurechnungszeit 
sind den Ausbildungszeiten die Bruttoarbeitsent- 
gelte zugrunde zu legen, die ohne die Änderung des 
§ 1255 a der Reichsversicherungsordnung und der 
entsprechenden Vorschriften in den anderen Ren- 
tengesetzen durch das Zwanzigste Rentenanpas- 
sungsgesetz maßgebend sein würden. 

Satz 2 dieser Regelung stellt das in Satz 1 Gewollte 
redaktionell klar und vermeidet einen unverhältnis- 
mäßigen Verwaltungsaufwand (Programmierarbei- 
ten) bei den Rentenversicherungsträgern. 

Die Regelung ist als Übergangsregelung bis zum In- 
krafttreten der Neuregelung der sozialen Sicherung 
der Frau und der Hinterbliebenen ausgestaltet. 

Die einstimmig beschlossenen Rechtsänderungen, 
die rückwirkend zum 1, Januar 1978 in Kraft treten 
sollen, werden nach überschlägigen Berechnungen 
für die Zeit von 1978 bis 1984 in der Rentenversiche- 
rung Mehraufwendungen in Höhe von 70 bis 100 Mil- 
lionen DM zur Folge haben. Dabei wird davon ausge- 
gangen, daß je Rentenzugangsjahr zwischen 7 000 
bis 11 000 Personen von der Regelung betroffen 
sind. 


Krankenversicherung der Rentner 
Zu Artikel 2 Nr. 2 (§ 180 RVO) 

Die Neuregelung der Krankenversicherung der 
Rentner hat der Ausschuß zum Anlaß genommen, 
die Vorschriften über die Festsetzung des Grund- 
lohns nach Mitgliederklassen zu streichen (§ 180 
Abs. 2 und 3). Diese Regelung entspricht nicht dem 
— auch in der Beitragspflicht der Versorgungsbe- 
züge zum Ausdruck kommenden — Grundsatz der 
gesetzlichen Krankenversicherung, die Versicher- 
ten entsprechend ihrer tatsächlichen wirtschaftli- 
chen Leistungsfähigkeit finanziell zu belasten. 

Durch die Änderungen in § 180 Abs. 5 und 6 wird 
klargestellt, daß bei der Beitragsberechnung jeweils 
vom Zahlbetrag der Rente und der Versorgungsbe- 
züge auszugehen ist. 

Mit der Änderung in § 180 Abs. 7 werden beschäf- 
tigte Rentner, die wegen Überschreitens der Jahres- 
arbeitsverdienstgrenze nicht nach § 165 Abs. 1 Nr. 2 
RVO versicherungspflichtig sind und nach § 165 
Abs. 6 Nr. 2 RVO auch nicht der Versicherungs- 
pflicht in der Krankenversicherung der Rentner un- 
terliegen, in der freiwilligen Versicherung hinsicht- 
lich der Grundlohnberechnung den versicherungs- 
pflichtigen Arbeitnehmern gleichgestellt. 

Mit der redaktionellen Änderung in § 180 Abs. 8 wird 
klargestellt, daß die aus dem Ausland oder von einer 
zwischen- oder überstaatlichen Einrichtung bezoge- 
nen Versorgungsbezüge — jedoch nicht Renten aus 
einer gesetzlichen Ftentenversicherung des Aus- 
lands — beitragspflichtig werden. 
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Zu Artikel 2 Nr. 9 (§ 317 RVO) 

Durch die Anfügung in § 317 Abs. 8 wird das Melde- 
verfahren für die Erhebung der Beiträge von den 
Versorgungsbezügen um die Verpflichtung der 
Krankenkasse ergänzt, die Zahlstelle der Versor- 
gungsbezüge über die Beitragsverpflichtung des 
Versicherten zu informieren. Aufgrund dieser Mel- 
dung kann die Zahlstelle feststellen, ob sie an mehr 
als 30 beitragspflichtige Versicherte Versorgungsbe- 
züge leistet und folglich die Beiträge für diese Versi- 
cherten an die zuständigen Krankenkassen abzu- 
führen hat. 

Mit der Ergänzung des § 317 um einen Absatz 9 wird 
die Zahlstelle verpflichtet, der zuständigen Kran- 
kenkasse unverzüglich Veränderungen der Versor- 
gungsbezüge mitzuteilen. Dies ermöglicht der Kran- 
kenkasse, die Beitragshöhe sofort den Veränderun- 
gen der Versorgungsbezüge anzupassen. 

Zu Artikel 2 Nr. 11 (§381 RVO) 

Die in § 381 Abs. 2 Satz 1 des Regierungsentwurfs 
vorgesehene Regelung wird aus systematischen 
Gründen nach § 393 b RVO (s. Nummer 15 a) über- 
nommen. 

Die Vorschrift des § 381 Abs. 2 Satz 2 gilt auch im Be- 
reich der knappschaftlichen Krankenversicherung. 
Durch die Änderung wird sichergestellt, daß Renten- 
nachzahlungen auch in den Fällen zur Beitragslei- 
stung herangezogen werden, in denen ein Rentenan- 
tragsteller Anspruch auf Krankenpflege gegen die 
Bundesknappschaft hat, ohne Mitglied zu sein. Der 
Anspruch auf Leistungen ohne gleichzeitige Mit- 
gliedschaft ist aufgrund des Erlasses des früheren 
Reichsarbeitsministers vom 22. August 1942 (AN 
S. 476) in der knappschaftlichen Krankenversiche- 
rung geregelt. 

Zu Artikel 2 Nr. 12 (§ 383 RVO) 

Durch die Änderung wird — in Übereinstimmung 
mit der Begründung zum Gesetzentwurf — sicher- 
gestellt, daß die Beiträge aus Rente, Versorgungsbe- 
zügen und Arbeitseinkommen auch dann weiter zu 
zahlen sind, wenn Anspruch auf Krankengeld oder 
Mutterschaftsgeld besteht. 

Zu Artikel 2 Nr. 15 (§ 393 a RVO) 

Durch die Änderungen wird an Stelle der Bundes- 
versicherungsanstalt für Angestellte die zuständige 
Krankenkasse als Einzugsstelle für die Beiträge von 
Versorgungsbezügen bestimmt. Zuständige Kran- 
kenkasse ist die Krankenkasse oder Ersatzkasse, 
bei der der Rentner Mitglied ist. Dadurch bleibt der 
Beitragseinzug voll im Bereich der Krankenversi- 
cherung; die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte wird also durch die Neuregelung der Kran- 
kenversicherung der Rentner nicht mit neuen Ver- 
waltungsaufgaben belastet. Da ein zentraler Bei- 
tragseinzug jedoch zweckmäßig sein kann, werden 
die Krankenkassen ermächtigt, einen gemeinsamen 
Beitragseinzug durch eine oder mehrere Kassen zu 
vereinbaren. 


Unter den gegebenen Umständen ist das Verwal- 
tungsverfahren für alle Beteiligten — Rentner, Zahl- 
stelle, Krankenkasse — nach Auffassung der Aus- 
schußmehrheit so einfach und kostengünstig wie 
möglich ausgestaltet worden. Der Regelfall sieht fol- 
gendermaßen aus; 

Der einzelne Rentner hat seiner Krankenkasse nur 
mitzuteilen, ob und in welcher Höhe er Versorgungs- 
bezüge bezieht. Über diese Meldepflicht der Rentner 
informieren die Krankenkassen ihre Mitglieder z. B. 
durch Hinweise in Mitgliederzeitschriften oder in 
Beilagen zu den Krankenscheinheften. Es ist nicht 
erforderlich, daß die Krankenkassen ihre Versicher- 
ten einzeln anschreiben. Die jeweilige Kranken- 
kasse errechnet die Höhe des Beitrages und teilt 
diese der Zahlstelle mit. Die Beiträge aus Versor- 
gungsbezügen gehen in den KVdR-Belastungsaus- 
gleich ein. Die Krankenversicherungsbeiträge von 
den Renten werden nicht von den einzelnen Rent- 
nern bei ihren jeweiligen Krankenkassen einge- 
zahlt, sondern werden insgesamt von den Renten- 
versicherungsträgern an den KVdR-Belastungsaus- 
gleich überwiesen. 

Die auf die Bundesversicherungsanstalt für Ange- 
stellte abgestellten Vorschriften sind nicht mehr er- 
forderlich und werden daher gestrichen. 

Zu Artikel 2 Nr. 15 a (§ 393 b RVO) 

Nach § 393 b Abs. 1 Satz 1 RVO sind neben den Bei- 
trägen aus der Rente und dem Finanzierungsanteil 
auch die von Versorgungsbezügen der pflichtversi- 
cherten Rentner zu leistenden Beiträge vollständig 
in den kassenübergreifenden Ausgleich der Lei- 
stungsaufwendungen in der Krankenversicherung 
der Rentner einbezogen. Diese Beiträge stehen, so- 
weit sie zusammen mit dem Finanzierungsanteil ei- 
ner Krankenkasse oder Ersatzkasse deren Lei- 
stungsaufwendungen in der Krankenversicherung 
der Rentner übersteigen, den Krankenkassen und 
Ersatzkassen zu, deren Leistungsaufwendungen 
nicht durch eigene Einnahmen gedeckt sind. 

Die Änderungen in § 393 b Abs. 1 Sätze 2 und 5 sind 
eine notwendige Folge der KVdR-Neuregelungen. 
Sie regeln für die Berechnung der Finanzierungsan- 
teile der einzelnen Kassen, welche Beiträge zur Fi- 
nanzierung der KVdR heranzuziehen und welche 
Grundlöhne für die Berechnung der Grundlohn- 
summe zu berücksichtigen sind; sie sind notwendig, 
um den Belastungsausgleich in der Krankenversi- 
cherung der Rentner funktionsfähig zu erhalten. 

Zu Artikel 2 Nr. 19 (§ 514 RVO) 

Folgeänderungen der Änderung zu Artikel 2 Nr. 9 
(§ 317 Abs. 9 RVO). 

Zu Artikel 2 Nr. 21 (§ 530 RVO) 

Erforderliche Richtigstellung und Vereinfachung. 

Zu Artikel 13 Nr. 01 bis 03 (§ 19, 20 und 30 KVLG) 

Anpassung an die Regelungen in Artikel 2 Nr. 3 
Buchstabe b (§ 182 Abs. 4 Satz 1 RVO) und Artikel 2 
Nr. 4 und 5 (§ 189 Satz 1, § 200 a Abs. 2 Satz 1 RVO). 
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Zu Artikel 13 Nr. 2 (§ 62 KVLG) 

Die Regelung des geltenden Absatzes 1 ist weiterhin 
erforderlich. Im übrigen Anpassung an die Regelun- 
gen der RVO. 


Zu Artikel 13 Nr. 3, 6 und 8 (§§63, 67 b und 73 
KVLG) 

Die Änderungen entbinden den Bundesverband der 
landwirtschaftlichen Krankenkassen von der im Re- 
gierung sentwurf vorgesehenen Funktion als Ein- 
zugstelle und übertragen den Beitragseinzug von 
den Versorgungsbezügen auf die zuständigen land- 
wirtschaftlichen Krankenkassen. Die Rentenversi- 
cherungsträger haben die Krankenversicherungs- 
beiträge von den Renten an die einzelnen landwirt- 
schaftlichen Krankenkassen abzuführen. 


Zu Artikel 13 Nr. 4 (§ 64 KVLG) 

Durch die Änderung des § 64 Abs. 3 wird sicherge- 
stellt, daß der Rehabilitationsträger nicht mit Bei- 
trägen aus einer Rente, Versorgungsbezügen oder 
Arbeitseinkommen der Versicherten belastet wird. 
Im übrigen Anpassung an die Regelung in der RVO 
und Klarstellungen. 


Zu Artikel 13 Nr. 5 (§ 65 KVLG) 

Anpassung an die Regelung der RVO für freiwillig 
Versicherte (§180 Abs. 4 RVO und Artikel 2 Nr. 2 — 
§ 180 Abs. 7 RVO). 


Zu Artikel 13 Nr. 6 (§ 67 a KVLG) 

Die Änderung in § 67 a Abs. 3 Satz 2 soll sicherstel- 
len, daß Beiträge vom Arbeitseinkommen, wie in der 
allgemeinen Krankenversicherung, nur nach dem 
halben Beitragssatz und nur bei einer Höhe von 
mindestens 10 Deutsche Mark erhoben werden sol- 
len. 

Die Neufassung des Absatzes 4 dient der Klarstel- 
lung. Satz 3 enthält außerdem eine Regelung über 
die Rangfolge der für die Beitragsbemessung maß- 
geblichen Einnahmen. 

Die nach Absatz 5 vorgesehene Regelung über die 
den Versicherten obliegende Meldepflicht ist für die 
Einleitung des Beitragsverfahrens erforderlich. 


Zu Artikel 13 Nr. 7 (§ 69 KVLG) 

Die Änderung dient der Klarstellung. 


C. Finanzielle Auswirkungen 

Die finanziellen Auswirkungen der Rentenanpas- 
sung 1982, der Neuregelungen des Auslandsrenten- 
rechts und der Krankenversicherung der Rentner 
sowie der übrigen im Gesetzentwurf enthaltenen 
Regelungen einschließlich der vom Ausschuß für Ar- 
beit und Sozialordnung gefaßten Beschlüsse sind im 
einzelnen in Abschnitt „D. Kosten“ des diesem Be- 
richt vorangestellten Vorblatts dargestellt, auf das 
verwiesen wird. 


Bonn, den 7. Oktober 1981 

Franke Heyenn Schmidt (Kempten) 

Berichterstatter 
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